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24. Dankesworte von Präsident Johann Hatzl�



S. 73�
�
�
(Beginn um 9.01 Uhr.)


Präsident Johann Hatzl: Meine Damen und Herren! 


Ich darf Sie zur 2. Sitzung des Wiener Landtags, die heute stattfindet, herzlich willkommen heißen.


Ich bitte Sie, die Plätze einzunehmen.


Die 2. Sitzung des Wiener Landtags ist somit eröffnet.


Entschuldigt sind Herr Abg Rauchenberger und Frau Abg Schöfnagel. Das möchte ich Ihnen gerne zur Information mitteilen.


Wir kommen nun zur Fragestunde.


Die 1. Anfrage (PrZ 0004/LM/01-KGR) wurde von Herrn Abg Mag Christoph Chorherr gestellt und ist an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet: Wurden Ihrer Meinung nach beim umstrittenen Baubeginn für die Grinzing-Garage, für die entgegen dem Baubescheid noch kein privater Betreiber namhaft gemacht wurde, sämtliche Bestimmungen der Wiener Bauordnung einschließlich des Wiener Garagengesetzes eingehalten?


Ich ersuche um die Beantwortung.


Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 


Ich habe Ihre Frage gelesen. Sie fragen mich nach meiner persönlichen Meinung zu einem nicht zu meiner Geschäftsgruppe ressortierenden Gegenstand. Wie Sie wissen, gehört die Baupolizei zur Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung und nicht zu meiner Geschäftsgruppe. 


Wenn Sie mich nach meiner persönlichen Meinung fragen, so kann ich dazu nur sagen, dass die Widmung für dieses Areal gegeben ist, dass seinerzeit ein Bauansuchen für 60 Busse und 266 Pkw gestellt wurde, dass ordnungsgemäß ein Bauverfahren dazu abgewickelt wurde und dass derzeit dem Vernehmen nach eine Garage für 30 Busse und 133 Pkw in Bau genommen wurde.


Präsident Johann Hatzl: Danke. - Wir kommen zur ersten Zusatzfrage. Herr Abg Mag Chorherr, bitte.


Abg Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat! 


Man kann Kompetenzen so verschachteln und komplex machen, dass eigentlich nie für irgendwas irgendwer zuständig ist. Hätten wir den Kollegen Faymann gefragt, dann hätte er gesagt: Bitte, das ist eine Verkehrsangelegenheit. Ich bitte Sie, sich an den Verkehrsstadtrat zu wenden. 


Jetzt muss man irgendwie fast wie beim Toto halt einen für ein sehr wichtiges Gesamtprojekt auswählen, wo, wie Sie wissen, in der Region dort vehemente Widerstände waren. Erst jüngst war wieder eine Bürgerversammlung mit mehr als 200 Menschen. Mitten in der Nacht fährt ein Caterpillar auf. Es ist sehr viel unklar, unbekannt. Ich möchte nur an einen Punkt erinnern, dass der ehemalige Bgm Zilk - den kann ich auch nicht mehr befragen - in seiner Rolle als Bürgermeister versprochen hat, dass die Anrainer zeitgerecht über den Baubeginn informiert werden. Ich würde sogar formal sagen, ich bin nicht für die Aussage des Altbürgermeisters zuständig. So befrage ich Sie als verantwortlichen Verkehrsstadtrat für ein Gesamtprojekt.


Halten Sie es für sinnvoll, ein derartiges Projekt, das derart aufgeladen ist, so durchzuführen, dass kurz vor Ablauf der Baubewilligung eine Woche vorher in der Nacht der Caterpillar drüberfährt, den Gehsteig ruiniert und Null Information gegeben ist? Was werden Sie tun, um wirklich von den Baumfällungsbescheiden, da müsste ich die Kollegin Kossina befragen, ich frage Sie halt jetzt stellvertretend für die gesamte Regierung, dass hier wirklich sichergestellt wird, dass alle Rechtsvorschriften eingehalten wurden und ganz konkret auch das Kontrollamt eingeschaltet wird, um wirklich klarzustellen, ob hier alles rechtmäßig gelaufen ist? - Unsere Informationen sind so, dass in vielem die Rechtsgrundlagen nicht eingehalten wurden.


Präsident Johann Hatzl: Danke. - Bitte, Herr amtsführender Stadtrat.


Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Abgeordneter! 


Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, dass nach meinen Informationen die Vorgangsweise, was die baupolizeilichen Abwicklungen betrifft, hier korrekt war.


Was die Baumfällungen betrifft, so gehe ich fix davon aus, dass sie korrekt erfolgt sind. Zuständig ist dort ja im Wesentlichen zunächst einmal der Bezirksvorsteher. Nachdem BV Tiller einer von denen ist, der diese Garage vehement gefordert hat, wird er wohl die Einhaltung der Rechtsvorschriften auch betrieben haben und sich daran gehalten haben. Ich kann Ihnen darüber keine Auskunft geben, ob das tatsächlich so ist. 


Wenn Sie mich persönlich fragen, so finde ich, wäre es wert gewesen, das Projekt als Ganzes zu überdenken. Die Verkehrssituation in Grinzing hat sich seit der seinerzeitigen Planung deutlich verbessert und deutlich verändert. Es gibt Lösungen für die Busabstellung, sodass aus meiner Sicht diese Garage nicht wirklich notwendig gewesen wäre.


Aber noch einmal: Es gibt eine aufrechte Baubewilligung und diese aufrechte Baubewilligung wird konsumiert. 


Präsident Johann Hatzl: Danke. - Die zweite Zusatzfrage hat Herr Abg Pfeiffer. - Bitte.


Abg Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke schön. Herr Stadtrat! 


Erstmals sind wir inhaltlich wirklich völlig anderer Meinung. Das ist interessant und dass das gerade die Grinzing-Garage sein muss, ist offensichtlich auch signifikant. Denn durch 15 Jahre hindurch hat die Grün-Alternative hier kleine Teile der Bevölkerung, aber damit natürlich politisch wirksam, so weit aufgestachelt, dass diese Garage, die 10 000 Anrainer in Grinzing und in der Grinzinger Straße und in Heiligenstadt endlich entlasten wird, solange gebraucht hat, dass es 30 Jahre in Summe waren, bis endlich der Baubeginn gemacht werden konnte. Und selbst da, obwohl der völlig zu Recht ist, völlig entsprechend der Bauordnung, et cetera, gibt es dann solche Anfragen, für die ich aber dankbar bin.


Herr Stadtrat! Halten Sie eine Rechtsordnung, die es einzelnen Gruppen ermöglicht, zu Lasten der Allgemeinheit bitter notwendige Stadtinfrastrukturmaßnahmen zu setzen und jahrelang zu hintertreiben, noch für rechtsstaatlich und können Sie sich vorstellen, dass hier ähnlich dem § 70a in der Bauordnung notwendige Infrastrukturangelegenheiten der Stadtraumbewirtschaftung und vor allem eine raschere Verwirklichung derselben durch gesetzliche Maßnahmen möglich werden?


Präsident Johann Hatzl: Herr Stadtrat, bitte.


Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Ich gehe grundsätzlich davon aus, dass die Rechtsordnung der Stadt Wien eine demokratische ist und dass die Gesetze, die in diesem hohen Landtag beschlossen werden, demokratischen Gepflogenheiten entsprechen und der Mitsprache der Bevölkerung auch ausreichend Raum widmen. Zum Punkt 1.


Zum Punkt 2: Ich kann mir nicht vorstellen, dass infrastrukturelle Großprojekte so behandelt werden wie Kleingartenhäuser.


Präsident Johann Hatzl: Danke. - Wir kommen zur dritten Zusatzfrage, Herr Abg Ing RUDOLPH.


Abg Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat! 


Weil Sie bei der Beantwortung Ihrer Anfrage an Herrn Kollegen Chorherr auf Ihre Kompetenzen hingewiesen haben, eine Frage, die ganz konkret in Ihren Ressortbereich fällt.


Eine Sorge, die die Anrainer haben, ist nicht nur das Baugeschehen an und für sich, sondern die, dass, nachdem die Garage fertig gebaut wurde, nachdem sie in Betrieb genommen wurde, dann die Autobusse die Garage nicht annehmen. Das heißt, man hat vorher das Ärgernis des Garagenbaues und nachher weiterhin dieses Problem der Verkehrsbelastung durch die Autobusse.


Daher meine Frage an Sie, Herr Stadtrat: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass ein Verkehrsorganisationskonzept verwirklicht wird, das sicherstellt, dass die Autobusse auch tatsächlich die Garage benützen?


Präsident Johann Hatzl: Herr Stadtrat.


Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Meines Wissens nach ist dieses Verkehrskonzept schon längst vorhanden. Wir werden es nochmals überprüfen - das ist überhaupt keine Frage - und dann gemeinsam mit dem Bezirk die notwendigen Veränderungen, so es erforderlich sein sollte, treffen.


Präsident Johann Hatzl: Danke. - Die nächste Zusatzfrage hat Herr Abg Mag Chorherr.


Abg Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat! 


Das war ja jetzt am vierten Tag um 9.00 Uhr früh eine heftigere Bombe, die Sie da gelegt haben.


Da beschließt der Gemeinderat eine Volksgarage. Gestern haben wir im Kulturbereich um einige wenige Millionen S herumdiskutiert, bei meinem Herrn Kollegen Mailath-Pokorny. Da beschließt der Gemeinderat um 90 Millionen S eine Volksgarage und dann stellt sich der neue Verkehrsstadtrat hin und sagt: Na ja, da haben sich schon die Dinge geändert - so ungefähr - und wenn es nach mir geht, müssten wir die eigentlich nicht bauen. 


Welche Konsequenzen zieht die gesamte Stadtregierung aus dieser Aussage? Oder legen Sie uns jetzt eine größere Kampagne auf, über unfassbare Verschwendung von Geldern, wenn der Verkehrsstadtrat bei einem Projekt, das unglaublich umstritten ist und das außer dem Kollegen Pfeiffer und dem Kollegen Tiller im Grunde eh keiner will, es Ihnen sogar gelingt - und das geht jetzt (Abg Gerhard Pfeiffer: Der Bezirksvorsteher hat es so wollen!) in Richtung Kollegen Rieder -, weil sich kein privater Betreiber finden will, weil die niemals wirtschaftlich zu betreiben sein wird, auch noch die Stadtwerke eigene Garagengesellschaft da hineinzuhetzen?


Welche Konsequenzen zieht die Stadtregierung aus dieser Aussage, die ich unterstütze, dass diese Garage verkehrspolitisch dringend überdacht werden muss? 


Präsident Johann Hatzl: Die Frage hat sich wiederholt, daher ist sie eine Frage, Herr Stadtrat.


Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Danke vielmals, Herr Präsident.


Zu der von Ihnen aufgeworfenen Frage kann ich nur sagen, dass die Entscheidung, dort die Garage zu bauen, eine sehr lange Zeit zurückliegt und der Wunsch des Bezirks bei der Frage der Entscheidung, wo eine Volksgarage zu finden ist, sehr wohl zu respektieren ist. Das war auch damals mit StR Ederer so vereinbart. Der Wunsch des Bezirks, über den nicht wirklich alle glücklich sind und damals auch waren, war, die Volksgarage dort zu errichten. So gesehen geht es nur mehr um die Paktfähigkeit und das Einhalten bereits paktierter Verträge, was die Volksgarage betrifft.


Ich sehe hier nicht den großen Skandal. Im Zeitablauf ergeben sich immer neue Erkenntnisse. 


Präsident Johann Hatzl: Danke recht herzlich. - Damit ist die 1. Anfrage beantwortet. 


Wir kommen zur 2. Anfrage (PrZ 0004/LM/01-KVP). Sie ist von Herrn Abg Dr Mathias Tschirf gestellt und an den Herrn Landeshauptmann gerichtet: Wie wirken sich die mit dem Bund grundsätzlich vereinbarten Einsparungen im Verwaltungsbereich auf Wien aus?


Herr Landeshauptmann, bitte.


Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Klubobmann!


Zu Ihrer Frage, wie sich die mit dem Bund grundsätzlich vereinbarten Einsparungen im Verwaltungsbereich auf Wien auswirken, kann ich zur Stunde nur sagen, derzeit gar nicht, denn die Verhandlungen zwischen den Ländern und dem Bund dauern noch an. 


Derzeit beschäftigen sich zwei Arbeitsgruppen, eine auf der politischen Ebene - Bund-Länder Ebene - und eine auf Beamtenebene, eingehend mit den vorliegenden Vorschlägen zur Verwaltungsvereinfachung sowohl seitens des Bundes als auch seitens der Beamtengruppe, so wie es auf der Landeshauptleutekonferenz vereinbart wurde. Über die Auswirkungen wird man dann etwas sagen können, wenn das Gesamtpaket am Tisch liegt. Das wird frühestens im Herbst sein, was zwei Gründe hat, denn zum einen liegt bei diesen Verhandlungen bekanntlich der Teufel im Detail und zum anderen hat sich die Landeshauptleutekonferenz vorbehalten, so was wie eine Gesamtzustimmung zu geben, das heißt, es wird keine Detailzustimmungen vorab geben, sondern eine Gesamtzustimmung, was nicht zuletzt auch damit zusammenhängt, dass die Kostenfrage bei dieser Verwaltungsreform zu berücksichtigen ist, worauf ich noch zurückkomme. 


Einige konkrete Eckpunkte allerdings möchte ich gerne hier benennen. Die Verwaltungsreform soll in erster Linie durch eine Aufgaben- und Strukturreform mehr an Effizienz, Effektivität und Kundenfreundlichkeit zu dem Bürger bringen. Sie soll zu einer Entlastung des Staatshaushalts und damit des Steuerzahlers sowie zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft, zu einer verbesserten Übersichtlichkeit der Verwaltung und zu einer Entlastung des Bürgers von überflüssiger Bürokratie führen. Dazu zählt im Rahmen einer Aufgabenreform ein Screening der Staatsaufgaben, nämlich eine Überprüfung dahingehend, welche Leistungen grundsätzlich entbehrlich sind, ausgelagert oder auf Private übertragen werden können. Dazu gehört ebenso die Frage der Deregulierung, nämlich die Einschränkung der Bindungsdichte der Behörden durch eine überdimensionierte Gesetzes- und Verordnungsgebung. Die Organisation der staatlichen Verwaltung in den Ländern soll entschieden gestärkt werden und die Bezirksverwaltungsbehörden beziehungsweise die Magistrate als erste und einzige Verwaltungsinstanz und darüber die Unabhängigen Verwaltungssenate mit nach Ansicht der Länder kassatorischer Entscheidungsbefugnis eingerichtet werden. Insbesondere sollen moderne und effiziente Strukturen im Anlagerechtsvollzug geschaffen werden. Nach Maßgabe der sachlichen Zusammenhänge soll eine Bündelung der Zuständigkeiten und der Abbau von Doppelgleisigkeiten erfolgen. Die Bundesministerien selbst sollen von operativen Zuständigkeiten entlastet und zu schlanken Zentralstellen zur Wahrnehmung strategischer Aufgaben umgestaltet werden. Nicht zuletzt sollen durch eine Verwaltungsvereinfachung die Rahmenbedingungen für eine effiziente Verfahrensabwicklung geschaffen werden. Die Verwaltungsabläufe sind zu modernisieren und die Heranziehung technischer Hilfsmittel, Stichworte-Government, zu forcieren. 


Es kann allerdings keinesfalls so sein, dass die Länder, und ich füge hinzu auch die Städte, eine Vielzahl an Aufgaben vom Bund übernehmen, ohne dass der Bund bereit ist, den für die Länder damit verbundenen Mehraufwand abzugelten und dies somit faktisch zu einer deutlichen Kostenmehrbelastung für die Länder und auch für die Gemeinden führt. Letztlich kann es wohl nur so sein, dass sich auch die Bundesverwaltung restrukturiert, um in einer gemeinsamen Anstrengung die im Finanzausgleichsgesetz genannten Ziele zu erreichen. 


Dass der Aufgabenreformkatalog des Bundes überdies auch eine Reihe von Vorschlägen enthält, wo es ganz offensichtlich nicht um Verwaltungsvereinfachung, sondern um Kostenverlagerung vom Bund auf die Länder geht, wie zum Beispiel bei der Übertragung der Verwaltung der Bundesgärten, sei hier nur am Rande angemerkt. 


Wien wird daher gemeinsam mit den anderen Bundesländern, aber auch mit dem Städtebund sehr genau die auf dem Tisch liegenden Vorschläge überprüfen, denn die am Städtetag waren, die wissen es und ich wiederhole es hier: Ich stehe zu dieser Verwaltungsreform und ich halte sie für sinnvoll und effizient, wenn sie jenen Kriterien auch entspricht, die wir davon erwarten und die ich hier genannt habe, nämlich zu einer deutlichen Beschleunigung der Verfahren führt, einen besseren Zugang des Bürgers zum Recht ermöglicht und sohin eigentlich das Dienstleistungsunternehmen öffentliche Verwaltung entsprechend verbessert. 


Einer reinen Aufgabenverlagerung, die zu einer Kostenverlagerung vom Bund auf die Länder oder auch vom Bund auf die Städte, wenn ich mir verschiedene Polizeiverwaltungsaufgaben vor Augen führe, hinausläuft, dem werden wir, die Länder, und zwar geschlossen, sicherlich nicht zustimmen.


Präsident Johann Hatzl: Danke für diese umfassende Darstellung. - Die erste Zusatzfrage kommt von Herrn Abg Dr Tschirf.


Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann!


Sie haben als einen der wichtigsten Punkte das so genannte Screening von Staatsaufgaben angesprochen. 


Haben Sie bereits einen Katalog von Aufgaben, die Sie sich aus Wiener Sicht vorstellen könnten, dass sie die Stadt Wien in Zukunft aufgibt?


Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.


Lhptm Dr Michael Häupl: Zunächst einmal haben wir uns hier mit jener Aufgabe zu beschäftigen, die Sie auch in Ihrer Fragestellung umschrieben haben, nämlich die gemeinsamen Aufgabenstellungen des Bundes und der Länder, was letztendlich darauf hinausläuft, dass wir eigentlich und im Grunde genommen das tun sollten, was wir in Diskussionen um die Bundesstaatsreform insgesamt auch bisher getan haben, nämlich alle Fragen der mittelbaren Bundesverwaltung, ja die Form der mittelbaren Bundesverwaltung insgesamt gesehen, in Frage zu stellen. Das scheint mir der vernünftigste, mag sein auch radikalste Ansatz, der zunächst zu entwickeln ist. 


Ob dies dann letztendlich in der Tat vor der Berücksichtigung dessen, dass wir die Dinge immer aus der Sicht des Konsumenten, des Kunden beurteilen, von uns tatsächlich auch der Weisheit letzter Schluss sein wird, das wage ich in vielerlei Hinsicht letztendlich, gerade wenn ich an Bildungseinrichtungen denke, auch zu bezweifeln. In anderen Bereichen ist das sehr vernünftig, wenn ich etwa an die Frage Straßenbau und Straßenerhaltung denke. Aber nichtsdestotrotz meine ich, dass wir vor diesem Hintergrund die gemeinsamen öffentlichen Aufgaben einfach auch als solche zu hinterfragen haben. 


Als Wiener, aber das wissen Sie sehr gut, Herr Klubobmann, haben wir Vorleistungen erbracht, etwa mit der weit gehenden Durchleuchtung des gesamten Wiener Verwaltungsapparats. Dies war selbstverständlich nicht nur eine Durchleuchtung und Hinterfragung dessen, wie Verwaltungsabläufe in der Stadt Wien sind, sondern selbstverständlich auch eine Aufgabenhinterfragung. Ich freue mich immerhin sagen zu können, dass wir in Wien durchaus gewisse Vorleistungen erbracht haben, denn rund 80 Prozent jener Vorschläge, die von den Beratungsfirmen als Vorschläge zu einer entsprechenden Verwaltungsvereinfachung auch ausgearbeitet wurden, sind bis heute auch umgesetzt worden. Es ist auch ein Mitverdienst Ihrer Partei, fraglos, aber wir können jedenfalls von Wien aus sagen, dass wir nicht hintan stehen. 


Jetzt kommen neue Aufgaben auf uns zu, wenn ich etwa an das von allen Bundesländern gut geheißene Modell der Aufgabenübertragung auf die Bezirkshauptmannschaften, heißt auf den Magistrat in Wien, denke. Ich will Ihnen damit nur ein bisschen auch die Hoffnung nehmen, dass diese Verwaltungsreform für die Länder oder auch für die Stadt Wien ausschließlich bedeutet, wir haben weniger zu arbeiten und können dadurch einsparen. Die Realität, so wie sie sich heute darstellt, wird darauf hinauslaufen, dass wir mehr Aufgaben bekommen, letztendlich auch vom Bund mehr zu übernehmen haben und mehr zu arbeiten. Dass wir dabei die größtmögliche Effizienz an den Tag legen müssen, liegt wohl auf der Hand, denn ein Mehr mit in etwa dem gleichen Geld zu bewältigen, bedeutet, dass man effizienter und schneller arbeiten muss. 


Präsident Johann Hatzl: Danke. - Die zweite Zusatzfrage stellt Herr Abg Dr GÜNTHER.


Abg Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann! 


Sie haben jetzt die Verwaltungskonzentration bei den Magistratischen Bezirksämtern bestätigt. Wegfallen sollte die zweite Instanz und dafür der UVS eintreten, was dazu führen wird, dass es zwar in der zweiten Instanz leichter wird, der UVS aber auszubauen sein wird. Hier ist durchaus eine Überlegung, den UVS zu einem wirklichen Landesverwaltungsgerichtshof auszubauen. Wie stehen Sie zu diesem Vorschlag?


Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.


Lhptm Dr Michael Häupl: Es war einer der Vorschläge, auf den sich bereits vor geraumer Zeit die Länder mit dem Bund geeinigt haben und ich stehe dem Ganzen selbstverständlich positiv gegenüber. 


Das bisherige Problem, das dabei zu berücksichtigen ist, ist, dass diese Umstrukturierung etwa 160 Millionen S mehr kostet, langfristig Einsparungen bringt, aber zunächst einmal entsprechend mehr kostet, und das war der Bund bisher nicht bereit, auch entsprechend zu finanzieren. Es gibt jetzt deutliche Signale, dass, wenn man sich auf ein Gesamtpaket dieser Verwaltungsreform einigt, was sowohl die Städte, die Länder, aber auch der Bund wollen, man dann auch im Rahmen des Ganzen dieses Finanzierungsproblem lösen kann.


Persönlich halte ich vor dem Hintergrund der "Not" des Verwaltungsgerichtshofs, ich meine damit Zeitnot und Not von der Bewältigung des Arbeitsanfalls her, das für eine durchaus vernünftige Lösung, die den entsprechenden Instanzenzug, das heißt natürlich den Rechtszugang für den Bürger gewährleistet und trotzdem natürlich wesentlich effizienter arbeiten kann und auch den Verwaltungsgerichtshof entlastet.


Präsident Johann Hatzl: Danke. - Die nächste Frage stellt Frau Abg Jerusalem.


Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Ich möchte nur zunächst einleitend eine Bemerkung machen. Wenn der Bund von Effektivität und Effizienz spricht, ist in der Regel ein großes Sparprogramm gemeint, das dann öffentlich mit besonderer Kundenfreundlichkeit verkauft wird. Meine Skepsis ist da eine große.


Dennoch möchte ich mich jetzt auf diese Bürgerfreundlichkeit und Kundenfreundlichkeit beziehen, denn mit dem Ziel dieser One-Desk-Strategie, wo zum Beispiel auch Menschen, die arm sind und Förderungen und Beihilfen in Anspruch nehmen müssen, dann auch nur noch auf ein Amt zu gehen haben und dort erfahren, was bietet der Bund, das Land und die Gemeinden, was bieten diese drei für Beihilfen und Förderungen, da steckt auch eine Chance zur Armutsbekämpfung drinnen und die sollte man nutzen.


Meine Frage an Sie lautet nun: Hat Wien bereits einen Plan oder wird Wien einen Plan entwickeln, um die One-Desk-Strategie auch zur Armutsbekämpfung zu nutzen?


Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.


Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Abgeordnete!


Es tritt gerade der glückhafte Umstand ein, dass wir in einer sehr wichtigen Frage übereinstimmen und es freut mich, weil es ja nicht so alltäglich ist. Aber genau die Frage des forcierten Zugangs zum Recht in Form dieser One-Stopp-Shops, Frontoffices, ich würde es lieber nennen, dieser Bürgerbüros - das sind ja alles so irgendwie leicht martialisch angehauchte Dinge, die man säuberlich von der Zivilgesellschaft trennen sollte -, also dieser Bürgerbüros soll ja letztendlich auch umfassend sein, "nicht nur" unter Anführungszeichen, sondern auch. Nicht nur wenn jemand die notwendigen Papiere etwa für das neugeborene Kind braucht, sondern auch dann, und insbesondere dann, wenn jemand unsere Hilfe sucht. Unsere Hilfe sucht für Sozialbeihilfen, für Wohnbeihilfen, was immer hier auch entsprechend gebraucht wird, wo es eigentlich noch im höheren Ausmaß zu gelten hat, dass die Information läuft, der Akt läuft, aber nicht der Mensch.


Daher sind diese Erprobungsmaßnahmen, die wir etwa im 22. oder im 15. Bezirk setzen, auch vor diesem Hintergrund zu sehen, und Sie dürfen mir glauben, dass ich dem besonderes Augenmerk widme. Es ist mir besonders wichtig.


Präsident Johann Hatzl: Danke. - Die nächste Zusatzfrage stellt Herr Abg Dr Tschirf.


Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Landeshauptmann!


Einer der Punkte, der eben auch aus der Vorfrage heraus gekommen ist, ist die Frage des One-Stopp-Shops. 


Können Sie sich vorstellen, dass die Stadt Wien sehr rasch wenigstens in den Angelegenheiten, für die sie alleine zuständig ist, das One-Stopp-Shop durchsetzt und wann in welchem Zeitrahmen?


Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann, bitte.


Lhptm Dr Michael Häupl: Nachdem wir nun etwas länger Erfahrungen mit einer derartigen Einrichtung im 22. Bezirk gesammelt haben, die auch noch auszuweiten und auszubauen ist und im 15. Bezirk seit einigen Monaten nunmehr diese Erfahrung sammeln können, ich durchwegs positive Reaktionen auch dazu von den Kunden, aber natürlich auch von jenen, die diese Arbeit durchzuführen haben, erhalten habe, und in einem Management by motivation ist das auch sehr wichtig, was dazu gedacht wird, denke ich, dass wir dies sehr rasch voranzutreiben haben. Ich will mich ja hier auch konkret festlegen. Ich möchte, dass in dieser Legislaturperiode in allen 23 Bezirken ein derartiger One-Stopp-Shop vorhanden ist.


Präsident Johann Hatzl: Danke recht herzlich. - Damit kommen wir zur 3. Anfrage. 


Die 3. Anfrage (PrZ 0016/LM/01-KFP) wurde von Herrn Abg Ing Herbert RUDOLPH gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport gerichtet: Welchen Betrag veranschlagen Sie für das kommende Jahr zur Finanzierung von Assessmentverfahren für die Auswahl von Personen für leitende Funktionen im Pflichtschulbereich?


Ich ersuche um die Beantwortung. 


LhptmSt Grete Laska: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr RUDOLPH!


Sie haben mich gefragt, welchen Betrag ich für das kommende Jahr zur Finanzierung von Assessmentverfahren für die Auswahl von Personen für leitende Funktionen im Pflichtschulbereich veranschlagen werde. 


Wie Sie vielleicht noch nicht wissen, weil Sie ja noch nicht lange Mitglied dieses Hauses sind, aber alle anderen wissen es, dass wir uns in der Phase der Budgetvorbereitung befinden, das heißt, die Rahmenbedingungen sind uns seitens des Herrn Bürgermeisters bekannt gegeben worden und jetzt beginnt die Phase, wo die Abteilungen beginnen, die dementsprechenden Beträge festzulegen und einzusetzen, damit dann Anfang September die endgültigen Entscheidungen auf politischer Ebene getroffen werden können. 


Es ist daher für mich keine Frage, dass so wie jedes Jahr zur Bedeckung des Bedarfs des Stadtschulrats für Wien als Bundesbehörde, die sich ja in einem festgelegten Aufteilungsschlüssel des Aufkommens weiter fortsetzt, auch wenn der Stadtschulrat, das Kollegium des Stadtschulrats die inhaltliche Festlegung getroffen hat, in der Dotierung seitens der Stadt Wien Vorsorge getroffen wird, auch für dieses von Ihnen angesprochene Thema. 


Präsident Johann Hatzl: Danke. - Die erste Zusatzfrage stellt Herr Abg Ing RUDOLPH.


Abg Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich danke einmal für diese, auch von der Wortwahl her sehr erhellende Beantwortung.


Meine Frage an Sie, Frau Vizebürgermeisterin: Nachdem Sie ja nicht das erste Jahr hier ein Budget zu gestalten haben, sondern schon auf Erfahrung verweisen können und wissen, dass für diesen speziellen Bereich Geldmittel notwendig sind, Geldmittel, die Sie ja vorgestern auch sehr konkret in Aussicht gestellt haben. Ich frage Sie, ob Sie zumindest im Stande sind, von der Größenordnung her, hier einen Betrag zu nennen? - Ich frage Sie das deshalb, weil auf Grund der Größenordnung, die Sie nennen, man auch Rückschlüsse darauf ziehen kann, wie ernst es Ihnen mit dem ist, was Sie vorgestern angekündigt haben.


Präsident Johann Hatzl: Frau Vizebürgermeisterin.


LhptmSt Grete Laska: Erstens einmal kann ich Ihnen versichern, dass, wenn ich etwas sage, ich es dann ernst meine, auch wenn es nicht mit Geldmittel dotiert ist. Da gibt es einen großen Unterschied. 


Das Zweite ist, und das stimmt, wir haben das schon vor zwei Tagen diskutiert und ich wiederhole dasselbe, wobei ich das nicht an Sie, sondern an die vorhandene Presse und vor allem an den Herrn Anzenberger richte, weil in der Zwischenzeit ja klar ist, dass die Unterschiedlichkeit der Bundesländer, von der uns immer wieder gesagt wird, dass wir uns nach diesen Modellen richten sollen, vor allem von der Budgetdotierung her, einen enormen Unterschied bietet. 


Wenn bei uns ein Assessmentverfahren 100 000 S kostet, so kostet es in den Bundesländern, ganz egal welches Bundesländermodell man nimmt - und ich stelle Ihnen dann sehr gern die Aufstellung zur Verfügung, die ich in der Zwischenzeit recherchiert habe -, zwischen 3 000 und 4 000 S, weil die Bundesländer hier ein anderes Verfahren, ein sehr hausinternes wählen, das aber so hoch gelobt wird und das man sich sicherlich anschauen muss. Das habe ich Sie ja gebeten, dass Sie mir das Bundesland nennen, das hier nach Ihren Vorstellungen optimal funktioniert, denn dann würden sich die Beträge verringern.


Aber nachdem Wien jetzt schon, allerdings nicht in meinem Budget, sondern im Budget der Magistratsdirektion, die Assessmentkosten für die allgemein bildenden und berufsbildenden höheren Schulen übernommen hat und das letzte Modell für die Gesamtheit noch nicht endgültig definiert ist, sage ich Ihnen aber jetzt wieder zu, dass Wien für den Pflichtschulbereich die Kosten jedenfalls übernehmen wird.


Präsident Johann Hatzl: Danke. - Eine weitere Zusatzfrage hat Frau Abg Jerusalem.


Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Mittlerweile ist es meiner Meinung nach so, dass vor allem die SPÖ, in dem Bereich wird finanziert, wird nicht finanziert, wann, wer, wie viel, ein unwahrscheinliches Chaos durch ständig sich ändernde Aussagen anrichtet. Mir wäre jetzt schon einmal sehr leicht ums Herz, wenn es bei dem jetzt bleibt. Wien zahlt für die Pflichtschulen, mit dem gehe ich jetzt einmal weg. Dabei sollte es dann bleiben. Das ist das eine, was ich sagen will. 


Das andere ist, dass das derzeitige Assessmentverfahren über ein Personalberatungsbüro läuft, aber auch zwei Beamte des Stadtschulrats drinnen sitzen, die ja auch wieder rot und schwarz sind. Das ist ja nicht insgesamt tatsächlich als Objektivierung zu bezeichnen oder zu betrachten. 


Jetzt ist meine Frage an Sie: Können Sie sich vorstellen, dass Sie sich als ja durchaus schulkompetente Fachfrau da einmal einmengen und ebenfalls sagen, Objektivierung kann nur heißen, Assessmentverfahren machen, aber ohne dass die rot-schwarzen Beamten drinnen sitzen?


Präsident Johann Hatzl: Frau Vizebürgermeisterin.


LhptmSt Grete Laska: Erstens tut es mir unendlich Leid, Frau Jerusalem, und ich mache mir Sorgen über Ihr Herz. Es sollte Politik Spaß machen, es sollte Politik auch zu sachlichen Lösungen führen, aber es sollte keinesfalls Ihr Herz angreifen. Das würde mir wirklich Leid tun, weil wir alle belasten unseren Körper extrem und man soll es nicht übertreiben.


Wenn ich etwas dazu beitragen kann, dass Ihre Herzschmerzen nicht Gefahr laufen, in irgendwelche Extremsituationen zu geraten, dann tu ich das gerne. Es ehrt mich im Besonderen und würde ich sozusagen mein Herz so einbringen, wie Sie Ihres, dann würde sich mein Herz jetzt sehr freuen, wenn Sie auf der einen Seite kritisieren, dass rote und schwarze Stadtschulratsmitarbeiter oder wen immer Sie jetzt im Konkreten gemeint haben im Assessmentverfahren sind, aber Sie mich als Fachfrau bezeichnen. Würde ich das wirklich ernst nehmen, würde ich mich freuen. Ich bin SPÖ-Mitglied und ich bin hier Vizebürgermeisterin und Stadträtin, weil die SPÖ bei den letzten Wahlen deutlich gewonnen hat. Aber nicht jeder, der ein Parteibuch hat, so wie Sie oder ich, muss gleichzeitig seine Fachfrau oder seine Fachmannschaft ablegen. 


Daher meine ich, wir sollten uns Politiker nicht immer selbst desavouieren, indem wir so tun, als wäre parteipolitisches Engagement gleichzeitig damit verbunden, dass man irgendwie den Verstand abgibt.


Ich bin der Meinung, und da bin ich wirklich davon überzeugt, dass es gut ist, ein, sage ich jetzt einmal, zusätzliches Verfahren zu den sonstigen Auswahlverfahren mit dem strukturierten Interview, mit der Beurteilung und der Meinung der Schulpartner und auch mit der Meinung und der Beurteilung der Dienstgeber zu ergänzen mit einem wie immer gearteten Assessmentverfahren. Da haben wir auf Wiener Ebene jetzt einen Weg gewählt, die Kärntner haben einen Weg gewählt, die Niederösterreicher, die Oberösterreicher, jeder hat einen anderen Weg gewählt, unserer ist der teuerste. Wir werden noch - ohne Sie wahrscheinlich -, aber es werden die Parteien im Stadtschulrat eine wie immer geartete Übereinkunft finden, wie das in Zukunft aussehen soll.


Eines kann sicher nicht sein und es tut mir Leid, ich muss das jetzt noch einmal wiederholen, weil das das einzige Beispiel ist, wo ich meine, Menschen verstehen, worum es geht:


Wenn wir sagen, es muss die Entscheidung über eine leitende Funktion nach inhaltlichen Kriterien mit all den Maßnahmen unterstützt so objektiv und sachlich wie möglich getroffen werden, so ist es trotzdem so, dass es hier ein Arbeitgeber-, Arbeitnehmerverhältnis gibt, wo es vollkommen klar ist, dass der Arbeitgeber das entscheidende Wort auch mitzureden hat, wer diese Funktion letztendlich ausübt. Das darf nicht nach reiner Parteizugehörigkeit fallen - das sind wir uns einig, das brauchen wir auch nicht mehr diskutieren -, es dürfen sozusagen nicht irgendwelche Kriterien entscheidend sein, die nicht sachlich und fachlich begründet sind, es muss Qualität geboten werden. Aber so lange ich - und bitte diese Äußerung, ich habe sie schon ein paar Mal gemacht, ich sage es heute noch einmal - bei einer Tankstelle tanke und nicht mitentscheiden kann, wer Generaldirektor der Lieferfirma ist, solange wird es nicht möglich sein, dass Schüler und Eltern alleine entscheiden, wer Leiter in einer Schule ist. Das ist nicht möglich, das ist nicht konsensfähig und das wird es daher nicht spielen. Das ist das, warum ich den GRÜNEN gestern oder vorgestern vorgeworfen habe, undemokratisch zu sein, weil sie Eltern, die noch nicht in der Schule sind, ein Recht wegnehmen wollen, dass sie dann nicht haben, oder wir stimmen jedes Jahr über die Schulleitung ab. Das halte ich auch nicht für sinnvoll. Das haben wir in der Schweiz gesehen, das haben wir in der Schweiz beobachtet. Das ist kein Führungskräftemodell, wie man modernes Schulmanagement in Zukunft bewältigen wird können.


Präsident Johann Hatzl: Die dritte Zusatzfrage stellt Herr Abg Strobl.


Abg Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Landeshauptmann! 


Ich habe nie daran gezweifelt und ich habe das auch laut gesagt, dass die Zusagen, die durch die Stadt Wien gegeben wurden, auch halten. Ich freue mich daher, dass Sie es heute noch einmal bestätigt haben.


Meine Sorge geht eher in die Richtung, dass wir in der Arbeitsgruppe seit Anbeginn festgelegt haben, dass es für die Objektivierung ein einheitliches Verfahren für alle Schularten geben soll. Also, nicht ein Unterschiedliches zwischen Pflichtschule und AHS. 


Wenn Sie nun sagen, für die Pflichtschulen wird Geld zur Verfügung gestellt, dann stellt sich für mich die Frage im Hinblick auf die Praxis der bisherigen Verwendung der finanziellen Mittel, dass nämlich das bisher von der Gemeinde Wien zur Verfügung gestellte Geld praktisch ausschließlich im AHS-Bereich beziehungsweise bei den Bundesfunktionen eingesetzt wurde, also auch bei Bezirksschulinspektoren, et cetera.


Wie können Sie sicherstellen und wie wollen Sie sicherstellen, dass auch finanziell die Möglichkeit gegeben ist, dass alle Schularten ein einheitliches Verfahren haben werden?


Präsident Johann Hatzl: Frau Vizebürgermeisterin.


LhptmSt Grete Laska: Ständiges Wiederholen sichert den Unterrichtsertrag, kann ich da nur sagen.


Wir sind uns doch einig, so gehe ich einmal davon aus und wiederhole es noch einmal, dass der Stadtschulrat eine Bundesbehörde ist, das Kollegiumsbeschlüsse fasst, wie Leiterbestellungen, leitende Funktionen zu bestellen, die letztendlich der Zustimmung des zuständigen Ministeriums bedürfen. Sind wir uns einig? - Gut! Er hat genickt.


Das Zweite ist, dass wir bisher seitens des Bundes einen einmaligen Zuschuss für das Pilotprojekt bekommen haben und in weiterer Folge die Stadt Wien die Assessmentverfahren für die von dir zitierten Postenvergaben zur Verfügung gestellt hat. 


Die Zukunft kann nur sein, dass in den normalen Kosten, die eine Bundesbehörde Stadtschulrat hat, auch die vorbereitenden Maßnahmen für die Postenvergabe inkludiert sind. Und die sind klar definiert und klar aufgeteilt in einer 60 zu 40-Einteilung. Wir wissen alle, dass sich damit haargenau regeln ließe, dass der Bund de facto die Bundesschulbesetzungen zahlt und Wien die Pflichtschulbesetzungen zahlt. Man kann das auch herunterbrechen und genau nach Beträgen definieren. Das ist alles kein Problem. Das Problem, das wir derzeit noch haben, wobei ich zuversichtlich bin, dass die Frau Bundesministerin bei einem ersten Gespräch mit der Frau amtsführenden Präsidentin des Stadtschulrats, das nächste Woche stattfindet, auch über dieses Thema sehr sachlich diskutieren wird und unserem Vorschlag zustimmen wird, dass man in diese Schiene geht und damit sichergestellt ist, wenn es endlich eine inhaltliche Einigung gibt - auf welches Modell auch immer, vielleicht kann man ja auch Assessmentverfahren noch kostengünstiger machen -, dass dann endlich dieses Thema beendet ist, weil ganz offen gesagt, geht es mir ähnlich auf die Nerven wie dem Herrn Anzenberger.


Präsident Johann Hatzl: Letzte Zusatzfrage, Herr Abg Ing RUDOLPH.


Abg Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vizebürgermeisterin!


Erstens. Das, was der Herr Landeshauptmann einmal als "die paar Netsch" bezeichnet hatte, bezeichnen Sie jetzt als "den teuersten Weg". Ich nehme das gerne zur Kenntnis. 


Zweitens. Ich möchte Ihnen gerne noch die Gelegenheit zur Korrektur geben, weil da haben Sie sich sicherlich in der Aufregung versprochen. Ich habe hier einen Satz mitgeschrieben und das kann ich nicht glauben, dass Sie das wirklich so meinen. In Beantwortung der Frage an Frau Kollegin Jerusalem wegen der Personalauswahl sagten Sie, "die Entscheidung darf nicht rein nach Parteizugehörigkeiten fallen". 


Frau Vizebürgermeisterin! Bitte benützen Sie die Möglichkeit zur Anfragebeantwortung, dass Sie diesen Satz zurückziehen oder zumindest richtig stellen, weil das ja wohl nicht Ihr Amtsverständnis sein kann, dass Personalentscheidungen unter der Überschrift erfolgen: "Darf nicht rein nach Parteizugehörigkeiten fallen." (Abg Mag Rüdiger Maresch: Genauso funktioniert es!)


Präsident Johann Hatzl: Frau Vizebürgermeisterin.


LhptmSt Grete Laska: Das Problem ist, dass es linguale Hemmungen gibt, aber offensichtlich auch Probleme im Bereich des Gehörs.


Ich bin nicht aufgeregt. Dass Sie aufgeregt sind, verstehe ich, wie gesagt: Ganz neu hier im Haus, die Atmosphäre ist noch unbekannt, reden muss man auch, das führt schon zu Nervosität. Die Nervosität habe ich in der Zwischenzeit abgelegt. Es regt mich sozusagen auch nicht mehr auf, wenn die Freiheitlichen immer wieder versuchen, einem das Wort im Mund umzudrehen. Mitschreiben kann man sehr viel, aber Sie können ja auch im Halbsatz aufgehört haben.


Das, was ich gemeint habe und was wir hier schon x�mal diskutiert haben, und ich sage das auch in Richtung der grünen Aufregung, ist, dass es nicht schädlich sein kann - und das gilt für alle Bereiche -, wenn jemand sich parteipolitisch bekennt. Und dass es nicht Ausschließungsgrund sein kann, wenn jemand sich zu einer Partei zugehörig bekennt. Diesen Spagat machen Sie zwar manchmal, wenn Sie sagen, wir machen alles so objektiv und es gibt eigentlich gar niemanden, der Parteimitglied ist und trotzdem, nehme ich an, sind Sie es alle. Aber das ist meine wirklich feste Überzeugung: Ich bekenne mich dazu, dass ich Menschen achte und schätze, die eine politische Meinung haben und ihre politische Meinung auch dadurch ausdrücken, dass sie welch immer welcher Partei einer Partei zugehörig sind. Solche Menschen haben meine Achtung. (Beifall bei der SPÖ.)


Was ich gesagt habe, ist, dass die Bestellung für leitende Funktionen begründet sein muss auf Inhaltlichkeit, Sachlichkeit und fachliche Kompetenz und dass Parteizugehörigkeit kein Ausschlussgrund sein kann. So verstehe ich es auch und so haben Sie es auch verstanden. Aber, wie gesagt, ich wiederhole es für Sie gerne noch ein paar Mal. 


Präsident Johann Hatzl: Danke für die Beantwortung. 


Wir kommen zur 4. Anfrage (PrZ 0006/LM/01-KSP). Sie ist von Abg Dr Alois Mayer gestellt und an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet: Was werden Sie unternehmen, um den aus der EU-Richtlinie über die Mindestanforderungen für die Haltung von Wildtieren in Zoos für das Land Wien erfließenden Umsetzungsverpflichtungen nachzukommen, da die Richtlinie eine Umsetzung bis spätestens 9. April 2002 vorsieht?


Ich ersuche um die Beantwortung.


Amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Abgeordnete! Sehr geehrte Damen und Herren! 


Die Frage, die an mich gestellt wurde, lautet: "Was werden Sie unternehmen, um den aus der EU-Richtlinie über die Mindestanforderungen für die Haltung von Wildtieren in Zoos für das Land Wien erfließenden Umsetzungsverpflichtungen nachzukommen, da die Richtlinie eine Umsetzung bis spätestens 9. April 2002 vorsieht?"


Bevor ich auf die Frage im Detail eingehe, eine kurze Zusammenfassung. Die Zoos sollen nunmehr - und das ist neu - einer Bewilligungspflicht unterliegen. Es handelt sich um eine EU-Richtlinie, die bis längstens 9. April 2002, wie gesagt, umzusetzen ist. Wir werden hier in Wien eine sehr gute Lösung vorschlagen, weil mit meinem Amtsantritt als Stadträtin habe ich mir zum Ziel gesetzt, wie schon des Öfteren erklärt, dass Wien bereits die bestehenden und ohnehin schon sehr hohen Umweltstandards so weit wie möglich auch noch verbessern und weiterentwickeln wird, damit Wien seinem Ruf als Umweltmusterstadt auch in Zukunft gerecht werden kann. 


Im Bereich des Tierschutzes, und in diesen Bereich fällt auch der Artenschutz, werde ich mich einsetzen, dass diese Richtlinie auch zeitgerecht umzusetzen ist und bis April 2002 umgesetzt wird, umso die rechtlichen Voraussetzungen für eine tierschutz- und artgerechte Haltung von Wildtieren in Zoos sicherzustellen. Weiters bin ich mir auch bewusst, dass Wien mit dem Tiergarten Schönbrunn eine Einrichtung besitzt, die auf dem Gebiet des Arten- und Tierschutzes eine Vorbildfunktion darstellt. Dies bestätigen auch die in den letzten Jahren durchgeführten umfangreichen Verbesserungen, die letztlich dazu geführt haben, dass der Tiergarten Schönbrunn auch keinerlei Vergleiche mit anderen internationalen Zoos zu scheuen braucht. 


Nichtsdestotrotz müssen aber die entsprechenden legistischen Maßnahmen zur Umsetzung der gegenständlichen Richtlinie gesetzt werden. Einerseits um der aus der EU-Mitgliedschaft erfließenden Umsetzungspflicht ins innerstaatliche Recht Genüge zu tun und andererseits auch zur Sicherstellung der notwendigen Standards für die Zukunft. 


Neben dem Zoo Schönbrunn gibt es in Wien auch noch einen weiteren Zoo, nämlich das Haus des Meeres. Zu erwähnen ist in diesem Zusammenhang, dass von den Direktoren der vier wissenschaftlich geführten Zoos in Österreich dankenswerterweise ein Vorschlag zur Umsetzung dieser Richtlinie erarbeitet wurde, der jedenfalls auch bei den diesbezüglichen legistischen Arbeiten berücksichtigt werden wird. Hier wurde mir von Herrn Dior Pechlaner zugesagt, dass diese Richtlinie gemeinsam mit seinen Direktoren, mit seinen Kollegen erarbeitet wurde. 


Was nun die Umsetzung im Konkreten anlangt, so ist beabsichtigt, durch eine Novelle zum Wiener Tierschutz- und Tierhaltegesetz die rechtlichen Vorgaben festzuschreiben. Die zuständige Magistratsabteilung hat bereits einen diesbezüglichen Entwurf ausgearbeitet, der demnächst zur externen Begutachtung ausgesandt werden wird, wobei im Zuge dessen auch noch allfällige Verbesserungswünsche berücksichtigt werden können. Als voraussichtlicher Zeitpunkt für die Beschlussfassung dieser Novelle ist der Herbst, spätestens jedoch Ende dieses Jahres geplant, sodass daher jedenfalls auch die zeitlichen Vorgaben der gegenständlichen Richtlinie eingehalten werden können. Ich bin mir sicher, dass wir damit eine beispielhafte Umsetzung der Zoorichtlinie durchführen können.


Präsident Johann Hatzl: Danke. - Die erste Zusatzfrage stellt Frau Abg Sommer-Smolik.


Abg Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin! 


Es ist sehr schön zu hören, dass Sie sich für den Artenschutz einsetzen werden. Ihr Vorgänger StR Svihalek war da ja nicht so wirklich engagiert. Er hat nämlich die 15a�Vereinbarung zur Verbesserung des Tierschutzes im außerlandwirtschaftlichen Bereich aufgeweicht, indem er die Richtlinien zur Haltung von Wildtieren in Zoos, in Zirkussen, in Varietees und Wandertierschauen, ausgearbeitet von der Wiener Umweltanwaltschaft, nicht berücksichtigt hat. 


Meine Frage nun an Sie: Werden Sie sich jetzt, wo Sie sich für den Artenschutz und den Tierschutz ausgesprochen haben, den Forderungen der Tierschutzorganisationen und der Umweltanwaltschaft anschließen und die tierquälerischen Auftritte von Großkatzen, insbesondere Tiger und Löwen, in Zirkussen verbieten?


Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.


Amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Abgeordnete! 


In diesem Sinne habe ich auch schon mit den Tierschutzorganisationen Gespräche geführt, im Konkreten auch mit den "Vier Pfoten". Mir wurde hier zugesagt, zu erheben, welche Zirkusse in Österreich Löwen und Tiger besitzen. Auf Grundlage dieser Unterlagen werden wir dann gemeinsam eine Entscheidung treffen.


Präsident Johann Hatzl: Danke. - Zweite Zusatzfrage stellt Herr Abg Klucsarits.


Abg Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 


Welche Auswirkungen werden diese EU-Regelungen auf die geplante Schaffung von kinderpädagogischen Einrichtungen, ich verweise auf Streichelzoos oder Kinderbauernhöfe, haben? Und werden Sie diese bei den geplanten und vorbereiteten Projekten bereits berücksichtigen?


Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin.


Amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 


Diese Richtlinie ist für Zoos und Zoos sind in Wien derzeit der Tiergarten Schönbrunn und ein Zoo ist auch das Haus des Meeres. Inwieweit diese Richtlinie auch für Streichelzoos und für entsprechende Kinderbauernhöfe anzuwenden ist, das wird zu prüfen sein.


Präsident Johann Hatzl: Danke. - Die nächste Zusatzfrage stellt Frau Abg Reinberger.


Abg Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 


Ich begrüße, wenn Sie jetzt zusagen, dass auch die, wie die grüne Kollegin angeführt hat, etwas weichen Bestimmungen, was Zirkustiere und so weiter anbelangt, noch einmal überarbeitet und überdacht werden. 


Wenn wir das Wiener Tierschutz- und Tierhaltegesetz im Herbst dieses Jahres novellieren werden, werden dann auch intensivere als von Ihnen bis jetzt zugesagte Änderungen hinsichtlich der Hundehaltung kommen, sprich wird dann auch der aufliegende Entwurf der Novelle hinsichtlich der Hundehaltung noch einmal überdacht werden und werden da noch Maßnahmen gesetzt werden, hinsichtlich der Regelungen, wie mit bissigen, gefährlichen Hunden umgegangen wird? Oder werden Sie dabei bleiben, dass es nur zu dieser Chipregelung kommt und alle anderen Punkte, die bisher in die Novelle aufgenommen wurden, tatsächlich fallen werden?


Präsident Johann Hatzl: Also, Frau Stadträtin, es lassen sich aus zwei Fragen eine machen.


Amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina: Gut. - Sehr geehrte Frau Abgeordnete! 


Sie beziehen sich auf die konkrete 8. Anfrage, betreffend Tierhaltegesetz und Tierschutzgesetz im Hinblick auf die Hundehaltung. Hier wird auch ein entsprechender Vorschlag erarbeitet werden. Ich werde nächste Woche bereits Gespräche mit den Betroffenen, mit den Hundehaltern führen und ich muss sagen, mir geht es darum, dass hier Gesetze, die vorhanden sind, streng vollzogen werden. Hier habe ich auch ein entsprechendes Schreiben von der Polizeidirektion erhalten, wo natürlich darauf hingewiesen wird, dass auf Grund der derzeitigen personellen Situation die Kontrolle sehr schwierig ist. Ich hoffe auch, dass Sie sich einsetzen werden, dass diese Postensituation in der Stadt Wien verbessert wird, dass auch die Polizisten selbstverständlich die derzeit strengen Bestimmungen des Hundehaltegesetzes auch entsprechend umsetzen können, entsprechend kontrollieren können, und da erhoffe ich Ihre Unterstützung.


Präsident Johann Hatzl: Danke. - Letzte Zusatzfrage stellt Herr Abg Dr Mayer.


Abg Dr Alois Mayer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Stadträtin! 


Die Mindestanforderungen der EU über Haltung von Wildtieren in Zoos könnten auch über eine 15a�Vereinbarung abgewickelt werden. Warum haben Sie das nicht in Betracht gezogen? 


Präsident Johann Hatzl: Frau Stadträtin! 


Amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina: Die Richtlinie ist bis 9. April 2002 umzusetzen. Uns liegt es in der Stadt Wien daran, eine rasche und unbürokratische Lösung zu erreichen. 15a�Verhandlungen, das wissen wir alle bereiten sehr lange Vorlaufzeiten. Das ist mit allen Bundesländern zu koordinieren. Es ist dann auch mit allen Landeshauptmännern zu unterzeichnen. Es sind Verhandlungen in der Verbindungsstelle zu führen. Es ist im Landtag dann zu beschließen. Wir wollen hier eine rasche und unbürokratische Lösung, um hier rasch und umfassend eine im Sinne des Arten- und Tierschutzes entsprechende Lösung zu finden. Das ist mir wichtig und daher sehe ich es als meine Funktion, rasche und vorbildhafte Lösungen in der Stadt Wien zu erarbeiten. 


Präsident Johann Hatzl: Danke, Frau Stadträtin! 


Die 5. Anfrage (PrZ 0008/LM/01-KVP) wurde zurückgezogen. 


Die 6. Anfrage (PrZ 0013/LM/01-KFP) wurde von Herrn Abg Dr Helmut GÜNTHER gestellt und ist an den Herrn Landeshauptmann gerichtet: Was hat Sie als Wiener Landeshauptmann bewogen, der von den Landeshauptleuten von Niederösterreich, Oberösterreich und Salzburg eingebrachten Feststellungsklage gegen das AKW Temelin nicht beizutreten? 


Ich darf den Herrn Landeshauptmann bitten, die Beantwortung vorzunehmen.


Lhptm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! 


Ich glaube, dass auch in der Öffentlichkeit bekannt geworden ist und nach Lektüre diversester Zeitungen das auch erkennbar gewesen ist, dass das Ergebnis der Landeshauptleutekonferenz nicht gewesen ist, dass jene Landeshauptleute, die nicht namentlich aufgeführt wurden in der Unterstützung der Feststellungsklage, deswegen hier nicht mitmachen, sondern alle neun Bundesländer haben sich geeinigt, hier in einer gemeinsamen akkordierten Rechtsaktion gegen die Vollinbetriebnahme von Temelin auch gemeinsam vorzugehen. Wir haben festgelegt, dass wir hier mit maximal 5 Millionen S einen Topf bilden, aus dem wir diese Aktivitäten auch bezahlen, dass aber aus rechtlichen Gründen jene drei Bundesländer, die an die Tschechische Republik angrenzen, diese Feststellungsklage einbringen. Also, da sind wir alle gemeinsam in einem Boot. 


Präsident Johann Hatzl: Danke. - Die erste Zusatzfrage, Herr Abgeordneter. 


Abg Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann! 


Am Dienstag hat in der Hofburg ein Hearing zu Fragen und Informationen über das Kraftwerk Temelin und über die Umweltverträglichkeitsprüfungen stattgefunden. Schon im Vorfeld haben die SPÖ und die GRÜNEN gesagt, sie werden daran nicht teilnehmen und lehnen dieses Hearing ab. 


Halten Sie eine Informations- und Diskussionsverweigerung bei diesem durchaus schwierigen Problem, wo sicher noch sehr viele Fragen offen sind und wahrscheinlich auch viele nicht ordnungsgemäß beantwortet werden konnten, für den richtigen Weg im Umgang mit unseren tschechischen Nachbarn beziehungsweise mit Temelin?


Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.


Lhptm Dr Michael Häupl: Grundsätzlich halte ich Diskussionsverweigerungen für nicht gut und Gespräche sollten immer geführt werden, denn es ist ja innerhalb Europas, so hoffe ich, für alle Zukunft der einzige Weg, Konflikte auch aufzulösen, insbesondere natürlich auch solche Konflikte, die über ganz entscheidende Zukunftsfragen Europas und gerade auch Mitteleuropas abgehen. 


Ich habe auf der anderen Seite aber auch Verständnis dafür, dass man angesichts einer Diskussionsverweigerung von der anderen Seite her - und wenn man sich die Unterlagen angeschaut hat, die hier vorgelegt wurden, so würden die ja nicht einmal die erste Minute einer tatsächlichen UVP nach österreichischem Recht überstehen - hier entsprechende Maßnahmen setzt. Ich habe auch keine besondere Freude damit - das verhehle ich nicht -, wenn Grenzübergänge blockiert werden. Aber ich habe ein gewisses Verständnis dafür, dass man angesichts dessen, wie von der anderen Seite hier mit dem Diskussionsrecht umgegangen wird, hier auch Aktionen im Rahmen der Gesetze setzt - selbstverständlich bei Einhaltung der Gesetze -, die darauf aufmerksam machen, dass man hier eigentlich auch jedenfalls nach unserem Recht, wenn ich das UVP-Rechtsgehwerk hernehme, Gesetz bricht. 


Ich denke, dass es nunmehr auf das Fingerspitzengefühl von allen ankommt, dass man hier gewaltfrei und im Dialog und im Gespräch und in der Überzeugungsarbeit letztendlich diesen Konflikt auch aufarbeitet. Am Ende des Tages kann sicherlich nur stehen, dass Kernkraftwerke wie dieses in Temelin geschlossen werden. Aber wir haben ja auch noch mit anderen zu tun, wenn ich beispielsweise an Mochovce oder an Krsko denke, die mit ähnlichen Problemen behaftet sind und diese Auseinandersetzung zurzeit ja eine symbolhafte ist, um derartige Kernkraftwerke ebenso zu schließen, wie dies nach dem Zusammenschluss der ehemaligen DDR mit der BRD, also in den so genannten neuen Bundesländern, ja auch passiert ist, wo eine Reihe von Kernkraftwerken geschlossen wurde. 


Meine Hoffnung gilt natürlich einer kernkraftfreien Zukunft, eine Position, die sich auch durch mein ganzes persönliches, politisches und sachliches Leben zieht. Aber wir sind Gott sei Dank in einer Entwicklung in diesem Europa, wo man durch Gespräche und Überzeugungsarbeit ein solches Ergebnis erzielen muss und nicht durch Gesprächsverweigerung oder gar Gewaltaktionen. 


Präsident Johann Hatzl: Die nächste Zusatzfrage stellt Herr Abg Mag Maresch. 


Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 


Ich schätze Ihr Engagement in diesem Punkt. Aber was werden Sie unternehmen, um Alternativen in den EU-Beitrittswerberländern zu unterstützen und möglicherweise auch finanziell zu fördern? 


Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.


Lhptm Dr Michael Häupl: Ich habe vor geraumer Zeit so etwas wie einen Energiemarshallplan für die Beitrittsländer der Europäischen Union vorgeschlagen, aber auch darüber hinaus. Dieser Energiemarshallplan hat allerdings in seinem Vorschlag nicht nur beinhaltet, dass Österreich finanzielle Mittel in Europa auftreibt, in Europa finanziellen Mitteleinsatz kritisiert und hinterfragt oder auch Eigenmittel beibringt, die der Stromerzeugung dienen, sondern es ist ein Energieversorgungsgesamtplan zu entwickeln, der den Ländern insbesondere auch hilft, Energie effizient einzusetzen. 


Denn ähnlich wie dies für uns vielleicht leichter nachvollziehbar beim Trinkwasser ist, so gilt dies auch etwa im Energiebereich, dass sehr viel Energie - ebenso wie bei Wasser - beim Transport verloren geht und am Ende in den entsprechenden Umsetzungsgeräten natürlich eine Menge von Energie ich sage jetzt verschwendet wird, wiewohl das einen negativen Beigeschmack hat. Sie haben ja vorläufig jedenfalls noch nicht jenen Wirkungsgrad in den Geräten, der bei uns an sich Stand der Technik ist, aber auch nicht überall eingesetzt wird, aber wo nichtsdestotrotz jedenfalls die Möglichkeit dazu besteht. Es ist also ein Gesamtplan zu entwickeln, der vom effizienten Energieeinsatz bis zur tatsächlichen Energieproduktion auch reicht. 


Da komme ich nicht umhin, hier insbesondere auch den finanziellen Mitteleinsatz, sei es der Weltbank, aber sei es insbesondere auch der Europäischen Bank für Wiederaufbau, zu kritisieren, denn mit einem wesentlich geringeren Teil jener Mittel, die zum Bau von Temelin zugeschossen wurden, hätte man die gesamten kalorischen Kraftwerke im Norden der Tschechischen Republik auf einen technischen Stand bringen können, der den Stand der Wiener kalorischen Kraftwerke, sowohl was die Energienutzung, den Wirkungsgrad als auch die ökologischen Auswirkungen betrifft, tatsächlich auch hätte erreichen können. Mit einem Bruchteil der Mittel, die für Temelin eingesetzt wurden! 


Diese Diskussion muss man auch insofern einmal führen, um die gesamteuropäische Verantwortung dabei zu betonen. Es liegt nicht alleine in der Verantwortung der Tschechischen Republik, sondern auch in der Verantwortung der Europäer, die mit Geld eine bestimmte Energiepolitik gerade auch in den ehemaligen kommunistischen Ländern finanziert haben und wir nunmehr in den Grenzregionen Deutschland, Österreich und auch Italien diese Auseinandersetzungen auch zu tragen haben, die die Auswirkung dieser Energiefinanzierungspolitik aus Europa gewesen sind. Das muss man auch immer mitbedenken. 


Da gilt dasselbe, was ich dann auch vorhin sagte: Die Auflösung dieses Konflikts hat auf demokratische Weise zu erfolgen. Auf demokratische Weise, die in erster Linie natürlich davon ausgeht, dass man die Gespräche führt, und ich füge hinzu, auch den Melker Prozess fortsetzt und nicht umkehrbar macht. Aber das schließt auch gemäß unseren Gesetzen ein, dass man auf demokratische Aktionen zu setzen hat, die darauf aufmerksam machen, wenn bestimmte Rechtsvorgänge und Rechtsgepflogenheiten in diesem Europa von der anderen Seite nicht eingehalten werden. 


Präsident Johann Hatzl: Weitere Zusatzfrage stellt Herr Abg Parzer. 


Abg Robert Parzer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Landeshauptmann!


Ein bisserl haben Sie die Frage schon vorweggenommen. Meine Frage, was tut das Land Wien, um den von Bundeskanzler Schüssel eingeleiteten Melker Prozess insbesondere durch mögliche Energiepartnerschaften zu unterstützen - ein kleiner Zusatz - beziehungsweise was tut das Land Wien, oder denkt das Land Wien an eine Installierung eines Atomschutzbeauftragten? 


Präsident Johann Hatzl: Also, die erste Zusatzfrage gilt, der zweiteTeil ist eine Bemerkung. - Herr Landeshauptmann.


Lhptm Dr Michael Häupl: Zunächst einmal halte ich den so genannten Melker Prozess von seiner Prozesshaftigkeit her gesehen für gut, wenn auch das Ergebnis von Melk ja keines in der Sache selbst gewesen ist, sondern den Weg zu einem letztendlich für uns befriedigenden Ergebnis, nämlich die de facto Nicht-Inbetriebnahme von Temelin zu ermöglichen, vorbereitet hat.


Ich halte diesen Prozess für unumkehrbar. Ich halte ihn deswegen für gut, weil er es auf demokratische Art und Weise ermöglicht, auf einer Dialogebene diesen Prozess fortzusetzen und es eigentlich nicht notwendig machen sollte, dass man durch öffentlichkeitswirksame Aktionen - ich betone noch einmal - im Rahmen der österreichischen Gesetze auf Missstände in einem derartigen Entwicklungsprozess, insbesondere auch eine Verletzung des europäischen UVP-Rechts, hinweist. Aus diesem Grunde halte ich das für richtig. 


Ich habe allerdings Verständnis dafür, wenn man sich die Unterlagen angeschaut hat, die von der tschechischen Seite dazu vorgelegt wurden, denn das ist wahrscheinlich für viele besorgte Mitbürger, und die müssen nicht "nur" - nur unter Anführungszeichen - von Umweltorganisationen kommen, im Grenzbereich zu einer Provokation angesiedelt. Aus diesem Grunde verstehe ich manche Reaktionen.


Ich denke nur, man sollte den Melker Prozess als Weg zu dem gemeinsamen Ziel, unmittelbar mit unseren Nachbarn zu einer kernenergiefreien Energiepolitik in Europa zu kommen, nicht verlassen. Er ist alternativlos.


Präsident Johann Hatzl: Die vierte Zusatzfrage stellt Herr Abg Dr GÜNTHER.


Abg Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Landeshauptmann! 


Die Vorgangsweise des Managements von Temelin, aber auch der tschechischen Regierung, hat in Österreich zu einer intensiv negativen Einstellung zu dieser Frage geführt. Heutzutage sind über 80 Prozent der österreichischen Bevölkerung der Meinung, wenn es zu keiner ordentlichen Regelung mit Temelin kommt, dass Österreich ein Veto gegen den Beitritt Tschechiens zur Europäischen Union einlegen sollte. 


Wie stehen Sie zu diesem in der Bevölkerung sehr hohen Quorum, zu dieser Frage?


Präsident Johann Hatzl: Herr Landeshauptmann.


Lhptm Dr Michael Häupl: Herr Abgeordneter!


Zunächst will ich einmal Ihr Ergebnis ein bisschen in Frage stellen. Ich habe mir das sehr genau angesehen. Es ist richtig, dass die Vorgangsweise des Atommanagements - ich bleibe bei diesem Begriff -, aber auch der Umgang der tschechischen Regierung mit diesem Dialogprozess großen Unmut ausgelöst haben. Aber jetzt nahtlos daraus zu schließen, das sei mit einem Veto zu verknüpfen, lässt sich schon durch die Folgefragen nicht unbedingt nachvollziehen, denn es gibt natürlich noch andere Argumentationen, die mit ähnlich hohem Prozentsatz von der Bevölkerung angenommen werden. Sei dem, wie dem auch sei.


Wesentlich erscheint mir dabei Folgendes zu sein: Ich denke, dass es wichtig ist, dass im Rahmen der Verhandlung des Energiekapitels die österreichische Position klar gemacht wird und diese österreichische Position zweifelsfrei mit der Position der deutschen Bundesregierung nicht nur ident, sondern auch in diesen Verhandlungen zu akkordieren ist. Wir führen diese Verhandlungen ja nicht alleine. Es geht nicht um einen Beitritt der Tschechischen Republik zu Österreich oder Österreichs zur Tschechischen Republik, sondern wir führen gemeinsam mit den anderen 14 EU-Ländern die Verhandlungen, auch zu diesem Energiekapitel. Und gerade die Grenzregionen oder - in dem gegenständlichen Fall - die Nachbarländer werden für dieses Thema und für diese Problematik eine besondere Sensibilität zu entwickeln haben. 


Ich sehe auf der anderen Seite aber auch, dass die Hoffnung auf das Schließen solcher Kernkraftwerke, wie es Temelin darstellt, das eine Besonderheit hat, nämlich dass nicht einmal die mechanischen Teile funktionieren, geschweige denn der eigentlich radioaktive Teil, durch EU-Recht eine besonders hohe ist. Würde Temelin etwa in einem der neuen Bundesländer Deutschlands stehen, dann wäre das gar nicht erst in Betrieb gegangen. Es hätte nicht einmal die erste Betriebsbewilligung bekommen. Daher denke ich, dass es vernünftig ist, die Inkompatibilität des Zustands dieses Kernkraftwerks Temelin mit europäischem Recht deutlich zu machen. Das scheint mir der wesentliche Punkt zu sein und daher spreche ich nicht von einem Veto. 


Ich glaube, es ist ein falsches Signal an die tschechische Regierung. Es ist auch ein falsches Signal an andere. Wie jeder weiß, bin ich zwar nicht ein bedingungsloser, aber ein ordentlicher Befürworter des Erweiterungsprozesses der Europäischen Union. Ich spreche nicht von einem Veto, aber ich denke, dass es wichtig ist, darauf hinzuweisen, dieses Kernkraftwerk ist in diesem Zustand mit europäischem Recht inkompatibel.


Präsident Johann Hatzl: Danke für die Beantwortung der 6. Anfrage. - Damit ist auch die Fragestunde beendet.


Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde. 


Von Frau Abg Sandra Frauenberger wurde eine Aktuelle Stunde (PrZ 3/AL/01) mit dem Thema "Sofortige wirkungsvolle Maßnahmen durch die Bundesregierung gegen Schwarzbeschäftigung" verlangt. 


Das Verlangen wurde gemäß Geschäftsordnung von der notwendigen Anzahl von Abgeordneten unterzeichnet. 


Ich bitte die Erstunterzeichnerin, Frau Abg Frauenberger - die bereits beim Rednerpult steht -, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass ihre Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist. - Bitte sehr. 


Abg Sandra Frauenberger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 


Die Aushöhlung der Kontrollkompetenz im Arbeitsinspektorat auf der einen Seite und das Nichthandeln der Bundesregierung auf der anderen Seite, haben uns heute veranlasst, eine Aktuelle Stunde im Landtag zum Thema "Schwarzbeschäftigung" zu fordern.


Schwarzbeschäftigung deshalb, weil das ein viel weiter gestreuter Begriff ist, als der Begriff der Schwarzarbeit. Es geht hier einerseits um Schwarzunternehmertum, das unterbunden werden muss, und andererseits auch um die gesamte Schwarzarbeit, von der Schwarzarbeit bis hin zum organisierten Pfusch. 


Der Umfang der Schattenwirtschaft ist sehr stark gestiegen. Der Pfusch ist in Österreich nach wie vor ein Kavaliersdelikt und steigt deutlich stärker als unser Bruttoinlandsprodukt. 


Wir brauchen wirkungsvolle Maßnahmen der Bundesregierung gegen Schwarzarbeit, denn laut einer Prognose der Linzer Kepler Universität wird die Schwarzarbeit heuer um 6,6 Prozent, das heißt von 272 Milliarden S auf 291 Milliarden S steigen. Durch die Nichtanmeldung zur Sozialversicherung, durch die Verletzung gewerberechtlicher Bestimmungen und durch die illegale Beschäftigung von ausländischen Kolleginnen und Kollegen entstehen nicht nur erhebliche Ausfälle in der Sozialversicherung und bei den Steuern. Die einzelnen ArbeitnehmerInnen werden zumeist auch um ihre arbeitsrechtlichen und sozialrechtlichen Bestimmungen gebracht. Die Konkurrenz zwischen den Unternehmen und den Schwarzunternehmen ist natürlich groß und wird sozusagen immer von den Schwarzunternehmern gewonnen, weil sie illegal billiger arbeiten und ihre Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer nicht entsprechend anmelden. So wird im Zusammenhang mit der Diskussion um Schwarzarbeit im Prinzip der gesamte Begriff des ArbeitnehmerInnenschutzes zu einem einzigen Fremdwort. (Beifall bei der SPÖ.) 


Ein ganz besonderes Problem stellt auch der komplette Bereich der illegalen AusländerInnenbeschäftigung dar. Diese ArbeitnehmerInnen bedenken oft nicht - natürlich auch auf Grund ihrer Notsituation -, dass sie nicht versichert sind und dass sie keine Leistung im Falle von Arbeitslosigkeit oder im Falle einer Krankheit haben beziehungsweise in späterer Folge keine Leistung aus der Pension beziehen können. Das böse Erwachen bei solchen Kolleginnen und Kollegen kommt leider zumeist erst dann, wenn zum Beispiel so etwas wie ein Arbeitsunfall passiert.


In der Vergangenheit hat es immer wieder Versuche gegeben, diese illegalen Beschäftigungen zu regeln, die Beschäftigten anzumelden. Ich erinnere zum Beispiel nur an das Antimissbrauchsgesetz aus dem Jahre 1995. Aber schon im Februar 1999 wurde ein Regierungsvorschlag für ein Gesetz zur Bekämpfung der organisierten illegalen Erwerbstätigkeit dem Nationalrat zugeteilt. Mit diesem Gesetz wollten wir einfach die systematisch eingesetzte Schwarzbeschäftigung von manchen Arbeitgebern effizient bekämpfen. Ein Durchbruch unserer Bemühungen ist leider bisher nicht gelungen. Was wir aus unserer Sicht brauchen, ist eine Erhöhung von ordnungsgemäß angemeldeten Beschäftigungsverhältnissen, um die Zahl dieser illegalen Beschäftigten zu vermindern. (Beifall bei der SPÖ.) 


Das Ziel von uns Wiener Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten ist daher ein Bundesgesetz, das die Schwarzbeschäftigung bekämpft. Nur so können Beschäftigte ordnungsgemäße Entgelt- und Arbeitsbedingungen vorfinden und wird die Schwarzbeschäftigung weitgehend ausgeschlossen.


Wenn Unternehmen systematisch nicht zur Sozialversicherung anmelden oder ausländische Kolleginnen und Kollegen, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ohne Beschäftigungsbewilligung einsetzen, dann schädigen sie damit die regulären Arbeitsplätze und tragen somit zur Arbeitslosigkeit bei. Sie schädigen die korrekt arbeitenden UnternehmerInnen und auch ArbeitnehmerInnen, die auf Grund von Schwarzbeschäftigung dann in diesem Unternehmen die Preise natürlich nicht so halten können. Sie unterlaufen damit in Wirklichkeit die anständigen Unternehmerinnen und Unternehmer und schädigen sie dadurch, das sie vor allem an ausländische Arbeitnehmerinnen und ausländische Arbeitnehmer Niedrigstlöhne zahlen. Das wiederum bewirkt, dass es einfach eine Spannung zwischen inländischen und ausländischen ArbeitnehmerInnen gibt. 


Die Bundes-ÖVP hat bis zu diesem Zeitpunkt eigentlich eine korrekte Regelung mit Argumenten, wie da gibt es wiederum zusätzliche Kontrollen für die UnternehmerInnen, schon wieder soll es eine neue Behörde geben oder durch dieses Gesetz wird die Nachbarschaftshilfe kriminalisiert, verhindert. Offenbar haben sich in der ÖVP jene Kräfte durchgesetzt, die die Schwarzbeschäftigung zu Lasten korrekter UnternehmerInnen und ArbeitnehmerInnen unterstützen und sich eigentlich nur hinter Scheinargumenten verstecken. (Beifall bei der SPÖ.) 


Wenn die ÖVP von positiven Maßnahmen im Zusammenhang mit Schwarzbeschäftigung gesprochen hat, dann ist es meistens ausschließlich um steuerliche Begünstigungen gegangen und die letzte beschlossene Steuerreform hat hier auch zahlreiche Erleichterungen enthalten. 


Uns Wiener SozialdemokratInnen geht es - wie gesagt - um eine rasche wirksame Bekämpfung von unsozialen Praktiken der Schwarzunternehmerinnen und �unternehmer durch die Kontrolle illegaler Beschäftigung. Dafür soll es eine speziell eingeführte Behörde geben, die diese Kontrolle tatsächlich durchführen kann. 


Die Anmeldung zur Sozialversicherung soll noch vor Arbeitsantritt passieren, damit es dann keine Ausreden gibt und auch die Umgehungsmöglichkeiten weit gehend ausgeräumt sind. 


Ein dritter Punkt, der im Zusammenhang mit diesem Gesetz auch noch wesentlich ist, wäre eine verschärfte, aber natürlich praxisgerechte Konsequenz, womit wir die Schwarzarbeit für die Unternehmerinnen und Unternehmen unattraktiv machen. 


Zum Schluss mag ich noch ganz kurz auf den gesamten Bereich der Nachbarschaftshilfe eingehen. Mit dem Entwurf, der schon seit geraumer Zeit vorliegt, ist es uns nicht darum gegangen, Nachbarschaftshilfe zu kriminalisieren und einen neuen Tatbestand zu schaffen, sondern es ist uns einfach darum gegangen, nichts zu legalisieren, was bisher nicht auch schon verboten war. 


Wer das Schwarzbeschäftigungsgesetz verhindert und weiter verschleppt, unterstützt in weiterer Folge Unternehmer, die mit illegaler Schwarzbeschäftigung der österreichischen Wirtschaft schaden, die die Lohn- und Arbeitsbedingungen verschlechtern und somit den österreichischen Sozialstaat schädigen! (Beifall bei der SPÖ.)


Präsident Johann Hatzl: Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren Abgeordneten nur einmal zum Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist. 


Als nächster Redner hat sich Herr Abg Dipl Ing Margulies gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.


Abg Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 


Vieles, was Kollegin Frauenberger gesagt hat, ist richtig. Dennoch muss man, gerade wenn man sich mit dem Problem der Schwarzbeschäftigung auseinander setzt, ganz kurz die Rolle der Sozialdemokratischen Fraktion beleuchten, denn es war in den Neunziger Jahren gerade die Sozialdemokratische Fraktion, die durch die AusländerInnengesetzgebung in verschiedenen Bereichen der illegalen Beschäftigung Vorschub geleistet hat, weil sie ausländischen Mitmenschen jegliche Chance genommen hat, sich irgendwie rechtlich zu beschweren, wenn sie illegal beschäftigt sind, weil sie sofort damit zu rechnen hatten, abgeschoben zu werden. 


Vor dieser Verantwortung, meine sehr geehrten Damen und Herren der Sozialdemokratie, sollten Sie sich nicht drücken, auch wenn ich mich jetzt sehr freue, dass Sie ganz massiv gegen die illegale Beschäftigung auftreten wollen, und zwar in einem Sinne, der es den Beschäftigten ermöglicht und erleichtert, regulär zu arbeiten! Sie können sich sicher sein, dass Sie unsere Unterstützung dabei haben, die schwarz-blaue Bundesregierung vor sich her zu treiben, um das zu erreichen! (Beifall bei den GRÜNEN. - Abg Josefa Tomsik: Aber ganz stimmt das nicht, was Sie hier von sich geben!) 


Dennoch ist es so, dass mir ein wesentlicher Punkt Ihrerseits gefehlt hat. Ich glaube, das ist der zentrale Ansatzpunkt, der im Kampf gegen die organisierte Schwarzarbeit eingesetzt werden müsste. Dieser Ansatzpunkt ist, die Rechtssicherheit für die Beschäftigten zu schaffen, und zwar ganz egal, ob es ausländische Beschäftigte oder ob es inländische Beschäftigte sind. Diese Rechtssicherheit gegenüber dem Unternehmen zu schaffen, wäre zum Beispiel dadurch möglich, dass es eine Selbstanzeigepflicht bei der Sozialversicherung für Beschäftigte gibt. Stellt sich heraus - was in 99 Prozent der Fälle ganz leicht zu belegen wäre -, dass der Mensch, der sich selbst bei der Sozialversicherung anzeigt, nicht angemeldet war, dann besteht für die Firmen sofort eine Behaltepflicht, zum Beispiel von einem Jahr, es müssen Kollektivvertragslöhne nachgezahlt werden, es müssen Sozialversicherungsbeiträge nachgezahlt werden, es müssen Steuern nachgezahlt werden, nur darf dann kein Unterschied gemacht werden, ob es sich um einen ausländischen Beschäftigten oder um einen inländischen Beschäftigten handelt. 


Glauben Sie mir, Kolleginnen und Kolleginnen, dann bräuchten wir nicht einmal mehr Strafbestimmungen für Unternehmen. Denn wenn ein Unternehmen in Österreich, das von der organisierten Schwarzarbeit lebt und dabei alle ordnungsgemäß arbeitenden Unternehmen unterbietet, damit zu rechnen hat, dass seine Beschäftigten - nochmals ist zu betonen, die ausländischen Beschäftigten und die, die keine Arbeitsbewilligung haben und die, die keinen Befreiungsschein haben - durch eine Selbstanzeige für sich selbst das Recht bekommen, zu arbeiten und jederzeit den Arbeitgeber klagen können, würde sich niemand mehr trauen, in großem Maße Beschäftigte - egal ob in- oder ausländische - schwarz anzustellen. Jede Firma hätte Angst davor, die Verpflichtung einzugehen, einen Menschen ein Jahr lang nicht kündigen zu können. Jede Firma, die von Schwarzarbeit lebt, hätte Angst davor, alle Steuern nachzuzahlen. 


Die zentrale Forderung bei der Frage der Bekämpfung der illegalen Beschäftigung heißt daher Rechtssicherheit für alle Beschäftigten. Jeder Beschäftigte muss es sich leisten und trauen können, vor die Sozialversicherung hinzutreten und zu sagen: "Ich will nicht schwarzarbeiten, aber ich muss! Helfen Sie mir!" - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)


Präsident Johann Hatzl: Als Nächster kommt Herr Abg Klucsarits zum Wort. 


Abg Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 


Einleitend lassen Sie mich, um nicht absichtlich falsch verstanden zu werden, sagen, ich habe überhaupt kein Verständnis dafür, wenn jemand Schwarzarbeiter beschäftigt! Es ist nicht nur unsozial, sondern es ist menschenverachtend und beileibe kein Kavaliersdelikt! 


Lassen Sie mich darauf hinweisen, es ist eine uralte ÖVP-Forderung - sowohl Bundeskanzler Schüssel als auch Klubobmann Khol haben es erst vor kurzem wiederum bestätigt -, wer bei uns eine legale Aufenthaltsgenehmigung hat, sollte damit automatisch auch eine Arbeitsgenehmigung haben. (Beifall bei der ÖVP.)


Aber die Schattenwirtschaft ist halt nicht wegzudiskutieren. Pfusch und Schwarzarbeit sind international gesehen ein allgemein bekanntes Phänomen. Hinsichtlich der Auswirkungen der Schattenwirtschaft sind wir auf Schätzungen angewiesen, aber seit Jahren beschäftigt sich der Linzer Univ Prof Friedrich Schneider mit dieser Thematik. Nach seinen Berechnungen wächst der Pfusch jährlich - auch heuer wiederum - um 6,6 Prozent. Das ergibt ein Volumen von 291 Milliarden S und entspricht bereits 10 Prozent des BIP. Dieses Phänomen heißt, jeder zehnte Österreicher pfuscht und jeder siebente Österreicher hat einen Pfuscher beschäftigt. Aus diesem Datenmaterial geht bereits die ungeheure Dimension dieses Phänomens hervor.


Hauptleidtragende, meine sehr geehrten Damen und Herren, sind die Gewerbe- und Handwerksbetriebe, denn die Schattenwirtschaft konzentriert sich hauptsächlich auf die Baunebenbranche, die Reparatur an Autos, an Elektrogeräten, Friseure und Reinigungsdienste in Haushalten. Die Gewerbebetriebe beklagen seit Jahren diese unlautere Konkurrenz, die unter völliger Missachtung sämtlicher Rechtsvorschriften und der Hinterziehung von Steuern und Sozialabgaben eine echte Gefahr für unser Sozialsystem darstellt, denn würden diese Sozialabgaben abgeführt werden, hätten unsere Krankenkassen kein finanzielles Problem! (Beifall bei der ÖVP sowie bei den Abgen Johann Driemer und Franz Ekkamp. - Abg Dipl Ing Martin Margulies: Also, ist der Hauptverband doch gut verwaltet!) 


Der Handlungsspielraum unserer Gemeinde Wien wird damit ebenfalls eingeengt, denn, meine sehr geehrten Damen und Herren, durch die Schattenwirtschaft entgingen uns im Jahr 2000 8 Milliarden S. Auch heuer werden wir wiederum diesem Betrag nachschauen können. Deshalb haben wir bereits 1998 große Hoffnungen in das von Frau Sozialministerin Hostasch vorgelegte Schwarzarbeitergesetz gelegt - ich habe damals auch mitverhandelt -, mussten aber leider Gottes feststellen, dass der Pfusch nicht wirklich bekämpft wurde - ich komme noch einmal darauf zurück -, sondern es wurde nur auf die Schwarzarbeiter geschaut. Diese Blindheit auf einem Auge wurde verschämt "Nachbarschaftshilfe" genannt. (Abg Josefa Tomsik: Aber Herr Kollege, was ist denn daran falsch?)


Nachdem ich selbst als Unternehmer und Funktionär in der Wirtschaftskammer tätig bin, darf ich Ihnen versichern, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass uns an einer effektiven Bekämpfung der Schattenwirtschaft sehr gelegen ist. (Abg Josefa Tomsik: Bei den Rauchfangkehrern wird es keine Schwarzarbeit geben!) Es kann aber nicht so sein, dass man die seriösen Betriebe mit zusätzlichen Kontrollen schikaniert und der Pfuscher weiterhin völlig unbehelligt seiner Tätigkeit nachgehen kann! Das kann es ganz einfach nicht geben! (Beifall bei der ÖVP. - Abg Godwin Schuster: Und wie erkenne ich das im Vorhinein?) 


In diesem Zusammenhang muss ich leider auch auf die durch den damaligen Finanzminister vertane Chance, durch eine Reduzierung des Mehrwertsteuersatzes in ausgesuchten Branchen zu einer Pfuscherbekämpfung beizutragen, hinweisen. Diese selektive Steuersenkung war nämlich im Jahr 1999 von allen Finanzministern der EU beschlossen und sollte unter anderem den Mehrwertsteuersatz von 20 auf 10 Prozent bei Friseuren senken. Die damit verbundene Förderung, auch von Arbeitsplätzen, wurde vom damaligen Finanzminister Edlinger abgelehnt! (Abg Gerhard Pfeiffer: Schau', schau'! - Abg Josefa Tomsik: Aber schon in Koalition mit der ÖVP! Was glauben Sie, wer das gewollt hat?) 


Auch fanden Studien des IHS und des WIFO über eine Reduktion des Mehrwertsteuersatzes im Wohnbau bei den Finanzministern - weder bei Klima noch bei Edlinger - Interesse, was insofern bedauerlich ist, als das 11 000 neue Arbeitsplätze gebracht hätte und 7 000 Arbeitssuchende dadurch eine Stellung hätten finden können! (Beifall bei der ÖVP. - Abg Godwin Schuster: Das heißt, Sie unterstützen eine Reduktion des Mehrwertsteuersatzes im Wohnbau?) 


Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Herr Abgeordneter, ich bitte, zum Schluss zu kommen. 


Abg Rudolf Klucsarits (fortsetzend): Ich appelliere daher an die Mehrheitsfraktion, Pfusch nicht länger als "Nachbarschaftshilfe" gesellschaftlich zu verharmlosen! 


Ich bin für strenge Kontrollen, um festzustellen, ob Unternehmen Mitarbeiter schwarz beschäftigen. Diese Kontrollen finden zu Recht statt. Aber ich fordere auch, dass bei den Pfuscherbaustellen rigoros kontrolliert wird, denn 290 Milliarden S sind kein Volumen, bei dem man von einem Kavaliersdelikt sprechen kann! (Beifall bei der ÖVP.) 


Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Römer.


Abg Johann Römer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Werte Kolleginnen und Kollegen!


Wir haben es schon gehört und wissen es alle, Schwarzarbeitsbekämpfung ist wichtig, ist Ziel und Anliegen aller. Der Schaden - Sozialversicherungen, Steuern et cetera - ist aktenkundig. Wir wissen, dass für alle durch Schwarzarbeit ein Schaden entsteht. Besonders betroffen sind natürlich jene, die auf Grund dieser Konstellation weniger in die Sozialversicherung einzahlen, beziehungsweise noch größer ist der Schaden für jene, wo überhaupt nichts einbezahlt wird. 


Gestatten Sie mir, dass ich, nachdem die SPÖ diese Aktuelle Stunde verlangt hat, kurz einige Sätze aus Pressemeldungen vorlese: 


"Ganz oben auf der Liste steht dabei die Schaffung eines Schwarzarbeiterbekämpfungsgesetzes. Sie hofft, dass ihr Vorschlag bereits im Jänner den Ministerrat passieren wird." - Lore Hostasch, 29. Dezember 1998. 


"Für mich ist das Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit eines der wichtigsten Vorhaben dieser Legislaturperiode und ich bin wirklich erleichtert, dass sowohl auf Sozialpartnerebene als auch auf politischer Ebene mit meinem Ministerkollegen Farnleitner eine sachliche und tragfähige Lösung erarbeitet werden konnte." - 22. Jänner 1999. 


"Genauso wenig dürfen wir es zulassen, dass österreichische ArbeitnehmerInnen und Unternehmer durch eine kriminelle Konkurrenz, die illegal Beschäftigte ausbeutet, massiv geschädigt werden." - 30. April 1999. 


"Der österreichische Arbeitsmarkt wird durch eine kriminelle Konkurrenz, die illegal Beschäftigte ausbeutet, massiv geschädigt. Ein öffentliches Auftreten gegen die Bekämpfung der organisierten Schwarzarbeit wendet sich gegen österreichische Arbeitnehmer und Betriebe." - Lore Hostasch, 30. April 1999. 


Wir wissen, dass das Problem schon alt ist, aber wir wissen, dass gerade in der letzten Legislaturperiode des Nationalrats diesem Problem besondere Beachtung geschenkt wurde, weil dieses Problem besonders explodiert ist. Das hängt sicher mit der Internationalisierung der Arbeitsmärkte, mit einer komplizierteren Gesellschaft und so weiter zusammen. Die SPÖ-Regierung hat immer davon gesprochen, dass sie es einer Lösung zuführen wird, aber wir können feststellen, dass dem heute noch nicht so ist. 


Ich habe hier noch ein nettes Papier, das "Punktation Verhandlungsergebnisse" heißt und vom 18. Jänner 2000 ist, das Regierungsprogramm der ÖVP/SPÖ-Regierung, das dann zwar nicht abgeschlossen wurde, aber das ist das fertige Papier, das beschlossen hätte werden sollen. Ich kann Ihnen sagen, ich bin erschüttert gewesen, denn darin befindet sich nämlich kein Satz über dieses von Arbeitnehmern und Wirtschaftstreibenden als äußerst dringlich angesehene Problem.


Ich glaube daher, dass es komisch anmutet, wenn die SPÖ heute eine Aktuelle Stunde zu dem Thema einbringt, obwohl man sie, wenn man in die letzte Regierungsperiode zurückgeht, bezichtigen muss, dass sie in dieser Periode eigentlich nichts zusammengebracht hat, trotzdem man von Untätigkeit nicht sprechen kann. Ich glaube, es ist nicht so einfach, wie es hier dargestellt wird, denn wenn es so einfach wäre, dann wäre das schon in der Vergangenheit gelungen. Obwohl das eher ein Thema ist, bei dem es offensichtlich breiten Konsens gibt, ist es so, dass es schwierig ist, es umzusetzen. Offensichtlich hat man auch Angst davor, dass das Kind mit dem Bade ausgegossen werden könnte. Daher ist der notwendige Abschluss dieses Themas ein jahrelanger Dauerbrenner. 


Ich gehe davon aus, dass die Behörden dementsprechend rigoros arbeiten. Das Arbeitsmarktservice muss sich schließlich um diese Dinge kümmern und man weiß ja, dass beim Arbeitsmarktservice nicht gerade verhindert wurde, dass Sozialdemokraten dort beschäftigt sind und diese in Wahrheit dort das Sagen haben. (Abg Godwin Schuster: Das ist eine Unterstellung!) Ich glaube daher, dass Sie gerade jetzt mit diesem Thema daherkommen, halte ich für ein bisschen scheinheilig, weil das hätten wir vor fünf Jahren auch besprechen können. Aber da ist nichts geschehen und wir haben in Wirklichkeit nichts weitergebracht. (Abg Johann Driemer: Kollege Römer, das stimmt aber nicht!)


Ich kann für uns Freiheitliche festhalten, dass wir an einer wirksamen Bekämpfung des Schwarzarbeitermarkts interessiert sind. Wir gehen davon aus, dass die Mehrheit im Parlament dieses Thema zum Abschluss bringen wird, aber ich verstehe auch, dass ein Thema, das die Sozialdemokraten nicht zu einem Abschluss bringen haben können, jetzt nicht binnen ein paar Monaten sofort einer Enderledigung zugeführt werden kann. 


Präsident Johann Hatzl (unterbrechend): Herr Abgeordneter, ich bitte Sie, zum Schluss zu kommen.


Abg Johann Römer (fortsetzend): Wir werden uns jedenfalls dafür einsetzen, dass wirksame Instrumente geschaffen werden, die es ermöglichen, diesem Problem Herr zu werden! (Beifall bei der FPÖ.) 


Präsident Johann Hatzl: Als Nächste kommt Frau Abg Dr Vana zum Wort.


Abg Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren!


Die Debatte hier im Saal zeigt wieder einmal, wie heuchlerisch das Problem der Schwarzbeschäftigung von Rot, Blau und Schwarz angegangen wird.


Lassen Sie uns lieber, statt über die Schwarzbeschäftigung und die Schwarzarbeit, über das Schwarzunternehmertum reden! Wir GRÜNE wollen nämlich nicht die ArbeitnehmerInnen, die kleinen Häuslbauer und Häuslbauerinnen, die Nachbarschaftshilfe, die kleinen Pfuscher und Pfuscherinnen und schon gar nicht die Ausländer und Ausländerinnen kriminalisieren und dafür verantwortlich machen lassen, dass jährlich 271 Milliarden S in diesem Land schwarz erwirtschaftet werden! 


Das ist kein Klacks. 60 Milliarden S fehlen dem Herrn Finanzminister jährlich. Der tut mir zwar nicht wirklich Leid, nur sind es nicht die kleinen Leute, die dem Staat auf der Tasche liegen, das sind nicht die Sozialschmarotzer oder Sozialschmarotzerinnen und auch nicht die Ausländer oder Ausländerinnen. Verantwortlich dafür ist das organisierte Schwarzunternehmertum und eine verantwortungslose Bundesregierung, die dagegen nichts tut und nur Lippenbekenntnisse im Munde führt, denn es passiert nichts, aber auch gar nichts! 


Der Unterausschuss im Nationalrat wird von Ihnen blockiert und boykottiert. Es wird hoffentlich im Herbst losgehen. Herr Bundeskanzler Schüssel und Wirtschaftsminister Bartenstein negieren das Problem völlig. Ich höre sogar von Aussagen, dass die Schwarzarbeit in Österreich gar nicht steigt. Die OECD ist da ganz anderer Meinung. Die OECD meint nämlich, dass die Steuer- und Abgabenbelastung, die gerade durch Ihre Bundesregierung dramatisch gestiegen ist, schuld an dem dramatischen Anstieg der Schwarzbeschäftigung ist. Das heißt, lassen Sie uns doch bitte dieses Problem nicht negieren, liebe ÖVP und liebe FPÖ! Das, was ich da heute an Lippenbekenntnissen höre, sagen Sie bitte Ihren Kollegen und Kolleginnen in der Bundesregierung! (Beifall bei den GRÜNEN.) 


Denn - das muss schon gesagt sein - mit Ihren Gesetzen fördern Sie die Schwarzarbeit und bekämpfen sie nicht! Das wollen Sie gar nicht, denn Sie vertreten die Klientel, die davon auf dem Rücken der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in diesem Land profitiert. Sie lassen uns zum Beispiel gar nicht über eine Ökosteuerreform und eine Senkung der Lohnnebenkosten diskutieren, Stichwort "aufkommensneutral". Davon wollen Sie nichts hören! 


Sie wollen auch nichts davon hören, dass Sie eigentlich Menschen in die Illegalität drängen und geradezu zur Schwarzarbeit verdammen, die gar nicht anders können! Es wurde heute schon angesprochen, eines der - da zitiere ich wieder - "unmenschlichen Gesetze", denn das darf ich in diesem Haus sagen - "rassistisch" darf ich nicht sagen, also sage ich unmenschliche Gesetze -, ist ein schönes Beispiel bei dieser Debatte, nämlich das Ausländerbeschäftigungsgesetz. Das Ausländerbeschäftigungsgesetz führt dazu, dass sich Menschen hier zwar legal aufhalten dürfen, aber keinen Zugang zum Arbeitsmarkt haben, dass Menschen in die Schwarzbeschäftigung und damit in die Illegalität, soziale Not, Armut und Ausgrenzung abgeschoben werden. Sie sagen, das ist kein Problem, das brauchen wir nicht! Das ist ungeheuerlich! Wir GRÜNE sagen, wer hier lebt, muss auch hier arbeiten dürfen! (Beifall bei den GRÜNEN.) 


Denn ohne Harmonisierung von Aufenthalt und Beschäftigung wird sich das Problem der Schwarzarbeit nicht lösen lassen.


Noch eines zur Wirtschaftskompetenz der ÖVP an dieser Stelle: Wo bleiben denn die Maßnahmen zur Anerkennung der Qualifikationen von Menschen, die herkommen? Wo bleibt denn eine sinnvolle Reform der Gewerbeordnung und eine Entflechtung, die es möglich macht, dass Menschen hier selbständig tätig sein und auch ihre Qualifikationen sinnvoll einsetzen können?


Ich nehme an, Sie alle hier im Saal kennen die Studie "Leben in Wien", die auf eindrucksvolle Weise aufzeigt, dass ein signifikanter Anteil der Migranten und Migrantinnen, die nach Wien kommen, einen Abstieg in ihrer Qualifikation zu erleiden hat, vom qualifizierten Facharbeiter - Stichwort "Facharbeiter- und Facharbeiterinnenmangel" - zum unqualifizierten Hilfsarbeiter und so genannten Illegalen, dem gar nichts anderes übrig bleibt, als schwarz zu arbeiten. Hier Lippenbekenntnisse im Mund zu führen, dass man die Schwarzarbeit bekämpfen will und dann so ein Ausländer- und Ausländerinnenbeschäftigungsgesetz zu haben und die Gewerbeordnung nicht zu novellieren, ist schon der Gipfel an Heuchelei! (Beifall bei den GRÜNEN.) 


Wir GRÜNE stehen auf der Seite der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in diesem Land. Da kommt jetzt schon ein großer Vorwurf an die Sozialdemokratie und ein Thema, wo wir uns seit vielen Jahren immer mit der FSG auseinander setzen. Wo bleibt denn Ihr Einsatz für die Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, die auf Grund illegaler Beschäftigung das Aufenthaltsrecht verlieren, abgeschoben werden und damit um ihr ganzes Geld sowie um ihre Rechte gebracht werden und vom Ausland überhaupt keine Rechtsvertretung in Anspruch nehmen dürfen?


Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Darf ich Sie erinnern, dass die Zeit zu Ende ist.


Abg Dr Monika Vana (fortsetzend): Da habe ich von der Sozialdemokratie und von der FSG noch keine Vorschläge oder Modelle gehört, wie man diese Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer vertritt. Da gibt es nur die Unternehmer, die irgendwelche Strafen, die in diesem Land wirklich nicht allzu hoch sind, zahlen müssen.


Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Frau Abgeordnete! Die fünf Minuten sind um.


Abg Dr Monika Vana (fortsetzend): Aber die Arbeitnehmerinnen und die Arbeitnehmer zahlen drauf! Da würde mich wirklich interessieren, was Sie dazu vorschlagen! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 


Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Walter Strobl zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.


Abg Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!


Dass zumindest einige der GRÜNEN eine gewisse Governmentphobie haben, haben wir in den letzten Wochen und Tagen hier ganz deutlich bemerkt. Aber das wächst sich schön langsam zu einem Verfolgungswahn aus! Ich werde Ihnen dann an Hand einiger Beispiel zeigen, dass wir uns durchaus in manchen Punkten sogar verstehen, aber in manchen kann ich Sie überhaupt nicht verstehen! (Abg Günter Kenesei: Sollen wir Ihnen das erklären?) - Ja, darauf bin ich sehr gespannt!


Die Frage der Schattenwirtschaft ist ein weltweites Phänomen. Wir können davon ausgehen, dass das zwar von allen Seiten bearbeitet wird, aber dass es keine generellen Lösungsansätze gibt. Österreich zählt laut der letzten OECD-Studie allerdings zu den Musterschülern. Wir haben mit 9,8 Prozent einen Mittelwert, der ganz knapp unter dem des OECD-Durchschnitts liegt. 


Das heißt, wenn wir das genau anschauen, haben wir bei 21 OECD-Staaten derzeit eine Quote von durchschnittlich 16,7 Prozent, nur damit man diese Zahlen ins rechte Licht rückt. Wir haben bei einer sozialdemokratisch regierten Bundesrepublik Deutschland 16 Prozent. In südeuropäischen Ländern liegt die Quote bei 25 bis 30 Prozent. Selbst in Skandinavien liegt sie bei 17 bis 19 Prozent.


Das ist alles kein Anlass zur Freude. Wir sollen uns natürlich Überlegungen machen, in welcher Form man das Pfuschertum in den Griff bekommt. Es lässt sich allgemein feststellen, neben der Steuerquote der Belastung, grundsätzlich dem Schlepperwesen, bildet auch die Einwanderung zusätzlich ein Potenzial, vor allem das Abgleiten in die Illegalität.


Daher war es schon immer die Meinung und die Auffassung der Wiener ÖVP, dass Aufenthaltsgenehmigung und Arbeitsbewilligung in einem relativ engen und raschen Verhältnis angeboten und gewährt werden sollten. (Beifall bei der ÖVP.) 


Bezüglich diverser Maßnahmen und Kontrollen hat sich die ÖVP immer klar positioniert, effizientere und durchschlagskräftigere Kontrollen, nämlich der bestehenden Gesetze, verlangt, aber sich sicher nie zur Schikanierung im privaten Bereich bekannt, ganz einfach, weil wir im privaten Bereich - ich sage jetzt einmal klassisch die Nachbarschaftshilfe - kein Spitzelwesen wollen. Es geht nämlich um die organisierte Schwarzarbeit. 


Da hat die ÖVP einige Vorschläge gemacht, wie zum Beispiel das Luxemburger Modell, wo es darum geht, wenn zum Beispiel Arbeiten beim Hausbau anstehen, Sanierungen et cetera, und diese von befugten Gewerbetreibenden durchgeführt werden, dass ein Teil der Mehrwertsteuer an den Kunden refundiert wird. Das würde laut WIFO-Studie den Pfusch in Österreich um ein Drittel eindämmen, wäre also eine Maßnahme, die durchaus sinnvoll zu überlegen wäre. 


Eine zweite Frage - das geht mehr in den Dienstleistungsbereich hinein - ist die Frage der Legalisierung. Ich denke zum Beispiel an Arbeiten, die im Haushalt gemacht werden. Hier gibt es Ideen von Dienstleistungsgutscheinen, wie es sie zum Beispiel in Frankreich und Belgien gibt, welche diese begünstigt inklusive Sozialversicherung anbieten, aber auch zum Beispiel wie in Deutschland die Haushilfe grundsätzlich steuerlich abschreibbar machen. Was wir brauchen, sind positive Akzente und sicher keine zusätzliche Kriminalisierung! (Beifall bei der ÖVP.) 


Damit wir aber das Thema auch dorthin bringen, wo es jetzt aktuell von der Bundesregierung behandelt wird, darf ich Ihnen mitteilen, dass Ihnen wahrscheinlich bekannt sein wird, dass es ab Herbst einen parlamentarischen Untersuchungsausschuss geben wird, der bereits beschlossen ist und sich mit diesem Thema befassen wird. Es wurden ihm bereits einige Anträge, auch von SPÖ-Abgeordneten - ich habe sie sogar da -, zur Behandlung zugewiesen. Die österreichische Bundesregierung wird sich diesem Thema - unter anderem diesem von der SPÖ eingebrachten Antrag - ab Herbst widmen und hat sich vorgenommen, bis zum Dezember entsprechende Maßnahmen zu setzen. (Abg Franz Ekkamp: Von wann war das?) - Das ist vom 1.6. 


Abschließend möchte ich noch darauf hinweisen, dass die Linzer Studie, die hier zitiert wurde, komplett zitiert werden sollte. Damit bin ich dann auch schon fertig. 


Es soll das Problem zweifelsohne nicht verniedlicht werden. Aber wir müssen auch sehen, dass es insgesamt 70 Prozent sind, die wieder in die Wirtschaft zurückfließen. Das heißt, 70 Prozent des schwarz verdienten Geldes werden wieder inländisch wirksam. Ich sage noch einmal, das soll keine Verniedlichung des Problems sein, es soll aber doch auch deutlich auf die wirtschaftlichen Maßnahmen und auf die wirtschaftliche Situation in diesem Zusammenhang hingewiesen werden. (Beifall bei der ÖVP.) 


Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Dr Serles zum Wort gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.


Abg Dr Wilfried Serles (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 


Es hat auch in den letzten Tagen in diesem Haus bereits eine Tendenz gegeben, die deutlich merkbar war, nämlich die Tendenz, die Bundesregierung für alles verantwortlich zu machen. Die Kollegin von mir hat es auf den Punkt gebracht. Wenn Sie die Chance hätten, die Bundesregierung auch für das schlechte Wetter verantwortlich zu machen, meine Damen und Herren von den Grünen, dann würden Sie das tun! Weil es heute so schön ist, könnte man sagen, die Bundesregierung leistet ganz ausgezeichnete Arbeit, aber das wäre natürlich genauso unzulässig. (Abg Christian Oxonitsch: Ich will Sie nicht berichtigen, aber das war eine Kollegin von Ihnen!)


Die Kollegin Vana von den Grünen hat heute im Debattenbeitrag wiederum vorexerziert, wo sozusagen die Bösen gesucht werden müssen, ganz im Unterschied zur Kollegin Frauenberger, die überraschend konstruktiv war und eine Reihe von Vorschlägen gemacht hat, von denen wir glauben, dass sie wirklich einer näheren Behandlung unterzogen werden müssten. (Beifall bei der FPÖ. - Abg Christian Oxonitsch: Das war eine Kollegin von Ihnen!) 


Es wäre natürlich völlig verfehlt und würde zu kurz greifen, die Bundesregierung allein für das Phänomen der Schwarzarbeit in Beziehung zu nehmen. Die Bekämpfung der Schwarzarbeit ist ein gesellschaftspolitisches Anliegen, ist ein wirtschaftspolitisches Anliegen und ist ein sozialpolitisches Anliegen. Wer Schwarzarbeiter beschäftigt, hinterzieht Sozialversicherungsbeiträge, hinterzieht Steuern, beutet Arbeiternehmer aus und verzerrt den Wettbewerb! Dafür gibt es null Toleranz, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)


Die Bekämpfung der Schwarzarbeit muss daher im Zusammenwirken zwischen Bund, Länder, Gemeinden und den Interessenvertretungen - da sind die Fantasie und das Engagement der Arbeiterkammer, des Gewerkschaftsbunds und der Wirtschaftskammer gefragt -, im Konzert der Kräfte dieses Landes, erfolgen. 


Ich persönlich habe den Eindruck, dass es natürlich in dem einen oder anderen Fall um das Schließen gesetzlicher Lücken geht. Meiner Meinung nach sollte aber die konsequente Vollziehung der bestehenden Gesetze im Vordergrund stehen. Ich merke in meinem Beruf und realisiere das täglich, dass wir alle unter einer furchtbaren Normenflut leiden, dass es immer weniger Leute gibt, die wirklich das verstehen, was im Parlament beschlossen werden kann und dass es immer weniger Leute gibt - auch im Bereich der Verwaltung -, die diese Gesetz alle vollziehen können. Daher, glaube ich, wäre der Vollzug der bestehenden Gesetze zunächst erforderlich. Da habe ich den Eindruck, dass sich vor allem die Finanzverwaltung - durchaus im Einvernehmen und im Zusammenwirken mit den Trägern der Sozialversicherung - konsequent dieses Themas annimmt. 


Ich weiß aus meiner beruflichen Praxis, dass es koordinierte Vorgangsweisen gibt. Ich glaube, man sollte durchaus auch den Bereich des Magistrats hineinnehmen. Es wäre notwendig, dass die Sozialversicherungsprüfer, Steuerprüfer, Kommunalsteuer- und Getränkesteuerprüfer durchaus noch besser und stärker koordinieren. Ich weiß, dass es im Bereich der Finanzlandesdirektion für Wien, Niederösterreich und Burgenland bemerkenswerte Ansätze gibt, Schwarzarbeit nicht ex post zu bekämpfen, sondern bevor sie überhaupt stattfinden kann. Ich weiß, es werden Eingreiftruppen gebildet, die konsequent beim Generalunternehmen ansetzen. Das heißt, in dem Moment, wo ein Bauwerk entsteht - Schwarzarbeit ist vor allem ein Problem der Bauwirtschaft -, gibt es einen Generalunternehmer und in dem Moment soll es in Zukunft verstärkt Kontrollen geben. Das heißt, da wird der Finanzprüfer unangemeldet erscheinen, hoffentlich gemeinsam mit dem Kommunalsteuerprüfer und mit dem Sozialversicherungsprüfer, und man wird sich die Firmen anschauen, die dort als Sub-Unternehmer arbeiten. Wenn dann entdeckt wird, dass eine Vielzahl dieser Firmen - das ist gängige Praxis in Wien - nicht steuerlich registriert ist und daher Umsatzsteuer hinterzieht, Ertragssteuern hinterzieht, Sozialversicherungsbeiträge hinterzieht und Lohnsteuer hinterzieht, weil sie auch Schwarzarbeiter beschäftigt, muss das im Keim erstickt werden. Dann muss sozusagen gleich von Anfang an verhindert werden, dass solche Unternehmen überhaupt Aufträge bekommen. (Beifall bei der FPÖ.)


Wir alle wissen natürlich, dass das Problem der Schwarzarbeit naturgemäß in einem Europa der offenen Grenzen noch größer geworden ist. Es ist daher heute stärker als jemals zuvor ein Gebot der Stunde, Schwarzarbeit europaweit zu bekämpfen. Vor kurzem ist dazu ein Artikel in der "Presse" erschienen, den ich jetzt aus Zeitgründen nicht mehr wiedergeben kann.


Ich glaube - damit möchte ich schließen -, wir alle wissen, wie ernst dieses Problem ist. Wir alle sind bereit, dagegen etwas zu unternehmen. Wir werden, wenn der Text des Resolutionsantrags in unserem Sinne korrigiert worden ist, diesem Antrag zustimmen können. Ich glaube, das ist eine gute Basis für eine weitere Zusammenarbeit! (Beifall bei der FPÖ.) 


Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Ekkamp zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.


Abg Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Präsidentin! Geschätzte Damen und Herren!


Das Wirtschaftswachstum stagniert, haben wir heute gehört, die Schwarzbeschäftigung steigt. Das ist die derzeitige Beschreibung der Wirtschaftssituation. Sagenhafte 10 Prozent des Bruttoinlandsprodukts - im Jahr 2000 waren es 2 834 Milliarden S - werden durch die Schwarzbeschäftigung erwirtschaftet. Ich denke, man sollte sich diese Größenordnung einmal vor Augen führen. Das geht nämlich der Volkswirtschaft verloren. 


Ich freue mich darüber, dass es überparteilich doch ein gemeinsames Interesse daran gibt, diese auswuchernde Schattenwirtschaft zu unterbinden. Die Gewerkschaften kämpfen schon seit langem dafür, dass dies abgestellt wird. Aber auch viele korrekt arbeitende Betriebe stehen mit ihren Interessenvertretungen dafür ein, dass diesem Treiben ein Ende gesetzt wird. Gerade Klein- und Mittelbetriebe - das wurde heute schon gesagt - leiden unter der organisierten Schwarzbeschäftigung, insbesondere die Bauwirtschaft mit den vielen Vernetzungen von Sub-Unternehmen, die nicht mehr kontrollierbar sind. Sie leiden unter einem Wettbewerbsnachteil durch entgangene Aufträge. 


Meine Damen und Herren! Nachbarschaftshilfe - wie es angeführt wird - soll man nicht kriminalisieren. Es geht rein um die organisierte, illegale Beschäftigung, insbesondere von ausländischen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern. Es geht aber auch um den professionellen Pfusch, um die Pfuschertrupps, die tätig sind. Noch einmal, Nachbarschaftshilfe soll weiter so gelten, wie es bis jetzt gesetzlich geregelt ist. Es geht aber auch darum, für die Betriebe wieder die Wettbewerbsgleichheit herzustellen. Es geht darum, dass die korrekt agierenden Betriebe und auch die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer vor dieser Schmutzkonkurrenz geschützt werden müssen! (Beifall bei der SPÖ.) 


Es geht ebenso darum, meine sehr verehrten Damen und Herren, dem Hinterziehen von Steuern und dem Hinterziehen von Sozialversicherungsbeiträgen ein Ende zu setzen. Wenn man es hochrechnet, entgehen von den zirka 290 Milliarden S Schattenwirtschaft den Sozialversicherungen ungefähr 50 Milli-arden S an Beiträgen. Da reden wir nicht mehr - wie schon angesprochen worden ist - von 3,5 Milliarden S Defizit bei den Krankenkassen. Das ist ein Klacks zu diesen Beträgen. Es geht auch darum, dass die Betriebe nicht gefährdet werden und dadurch Arbeitsplätze verloren gehen. 


Meine Damen und Herren! Die Verantwortung - daher muss man es sagen - liegt derzeit bei der Bundesregierung. Es muss ein Bundesgesetz geschaffen werden, insbesondere für den Minister für Arbeit und Wirtschaft. 


Lassen Sie mich nur ein paar Zahlen sagen: Im Jahr 2000 gab es über das Arbeitsinspektorrat einige Kontrollen. 13 211 Betriebe und Baustellen wurden kontrolliert. 1 425 Verstöße gab es gegen das Gesetz. Das sind über 10 Prozent. Es kam zu 1 861 Anzeigen. 


Und was wird bis jetzt getan? - Nichts! Da darf ich auf die Aussage vom Herrn Kollegen Strobl replizieren, der gemeint hat, die Bundesregierung hat bereits einen Unterausschuss beschlossen. Ich habe hier eine Beantwortung einer Anfrage vom 15. Juni, da steht auf eine Anfrage, was die Bundesregierung dagegen tut und dass man gehört hat, es wird ein Unterausschuss eingesetzt: "Vom Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit wurde keine Arbeitsgruppe zur Bekämpfung der Schwarzarbeit im Sinne der Anfrage ins Leben gerufen." (Abg Walter Strobl: Es handelt sich um einen parlamentarischen Untersuchungsausschuss!) - Es ist vom Parlament, von Minister Bartenstein. Es ist halt so! (Abg Walter Strobl: Nein, das ist der Minister!)


Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich denke, es ist jetzt an der Zeit, dass die Bundesregierung handelt! Insbesondere bitte ich, weil wir einen Gleichklang in der politischen Meinung haben, auch die ÖVP, auf die Bundeskollegen etwas stärker einzuwirken, dass endlich gesetzliche Rahmenbedingungen geschaffen werden, welche die Behörde mit Kompetenzen ausstatten. Es muss uns gelingen, Beschäftigungsverhältnisse zu geregelten Arbeits- und Entgeltbedingungen zu erreichen und auch dass die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ab dem ersten Tag bei der Sozialversicherung angemeldet werden. Von schärferen Kontrollen und Sanktionen gegen die Schwarzbeschäftiger ist schon gesprochen worden. 


Das Arbeitsinspektorrat zu schwächen, ist der falsche Weg! Das sage ich hier. Dass beabsichtigt - noch nicht beschlossen - ist, dass sich das Arbeitsinspektorat bei einer Kontrolle anmelden soll, ist, meine Damen und Herren, der falsche Weg! (Beifall bei Abg Heinz Hufnagl.)


Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Die Redezeit ist zu Ende.


Abg Franz Ekkamp (fortsetzend): Wir von den Sozialdemokraten, meine sehr verehrten Damen und Herren, werden jedenfalls nicht aufhören, gegen diese Missstände zu wettern und sie aufzuzeigen, denn es geht um professionelle Schwarzbeschäftigung, die Arbeitnehmer, Betriebe und unseren Staat schädigt! (Beifall bei der SPÖ.) 


Präsidentin Erika Stubenvoll: Die Aktuelle Stunde ist damit beendet.


Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs. 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Abgeordneten des Grünen Klubs im Rathaus 1 vorliegt. 


Vor Sitzungsbeginn sind folgende Anträge von Landtagsabgeordneten eingelangt: Vom Grünen Klub im Rathaus 2 und vom Klub der Wiener Freiheitlichen 6. 


Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. 


Nach Beratung in der Präsidialkonferenz nehme ich folgende Umstellung der Tagesordnung vor: Die Postnummern 3, 17, 10, 11, 12, 13, 14, 15, 16, 18, 19, 4, 5, 6, 2, 7, 8, 9 und 1 werden in dieser genannten Reihenfolge verhandelt. - Gegen diese Umreihung wurde kein Einwand erhoben. Ich werde daher so vorgehen. 


Die Postnummer 3 (PrZ 363/01-MDBLTG) betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Naturschutzgesetz geändert wird. 


Die Berichterstatterin hiezu ist Frau amtsf StR Dipl Ing Kossina. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.


Berichterstatterin amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! 


Ich möchte hier über die Novelle zum Naturschutzgesetz berichten. 


Bevor ich zur Novelle komme, möchte ich ein paar Worte darüber sprechen, was das Wiener Naturschutzgesetz überhaupt ist. Das Wiener Naturschutzgesetz aus dem Jahr 1998 ist ein vorbildliches Gesetz, vorbildlich für ganz Österreich. Es hat im Wesentlichen folgende Inhalte: Biotop- und Artenschutz, Nationalparks, Naturschutz- und Landschaftsschutzgebiete sowie Naturdenkmäler, Naturschutzbuch und Naturschutzbericht. Es geht aber auch hier um naturschutzrechtliche Maßnahmen, zum Beispiel den behördlichen Auftrag auf Wiederherstellung in Bezug auf Übertretung des Gesetzes. Naturschutzbehörden, Aufsichtsorgane und Naturschutzbeirat werden geregelt. Es sind natürlich auch Strafbestimmungen in diesem vorbildlichen Gesetz enthalten. Es handelt sich also um ein typisches Naturschutzgesetz, welches Verbote statuiert und bestimmte Maßnahmen an Bewilligungspflichten bindet. Die Behörde wird daher aufgerufen, zum gebietsbezogenen Naturschutz Ausweisungen von Nationalparks, Landschaftsschutzgebieten und Naturschutzgebieten durchzuführen. 


Warum wurde jetzt eine Novelle zum Naturschutzgesetz überhaupt angegangen? - Wir haben im Jahr 1998 das Naturschutzgesetz erlassen und haben damit schon die FFH-Richtlinie - also die Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie - und die Vogelschutz-Richtlinie umgesetzt, aber seitens der EU wurden entsprechende Nachforderungen im Hinblick darauf gestellt, dass konkretere Bezeichnungen im Naturschutzgesetz enthalten sind, im Detail handelt es sich um einen konkreteren Nachvollzug aus dem EU-Gesetz. 


Die Novellierung des Wiener Naturschutzgesetzes setzt aber nicht nur die EU-Verpflichtungen um, sondern uns ist es auch wichtig, dass die Erfahrungen mit dem Vollzug des Naturschutzgesetzes auch in einer neuen Naturschutzregelung enthalten sind. Im Wesentlichen geht es darum, dass künftig bei allen Vogelarten zusätzliche Verbote eingeführt werden. Zum Beispiel ist eine Bestimmung dahingehend, dass die Nester aller Vogelarten nicht zerstört, beschädigt oder entfernt werden dürfen, auch das Sammeln der Eier in der Natur und der Besitz dieser Eier, auch im leeren Zustand, wird in Zukunft für alle Vogelarten verboten sein. 


Im Hinblick auf die Umsetzung der EU-Natur-schutzrichtlinien sind folgende Neuerungen im Gesetz enthalten:


Vor der Erteilung einer Ausnahme sind von der Naturschutzbehörde Alternativen zu prüfen, ob das Vorhaben auch naturschonender verwirklicht werden könnte. 


Es sind Sonderbestimmungen für Vögel enthalten. Nach dieser Richtlinie, gemäß der EU, werden geschützte Vögel, wie zum Beispiel Amsel, Buchfink, Grünling, Hautrotschwanz oder Kohlmeise, strenger geschützt. Diese strengeren Regelungen werden nun auch in naturschutzrechtlichen Bestimmungen des Naturschutzgesetzes umgesetzt. 


Auch die Einschränkung der Zuchtmöglichkeiten ist nun umgesetzt. Die Zucht streng geschützter oder geschützter Arten kann in Zukunft nur mehr zu Forschungs- und Lehrzwecken, zum Zwecke der Bestandsverbesserung und Wiederansiedlung oder der künstlichen Vermehrung von Pflanzen bewilligt werden. 


Im Hinblick auf die Neuerungen bei den Europaschutzgebieten haben wir auch neue Regelungen erlassen. Europaschutzgebiete sind Gebiete, die Teil des europäischen ökologischen Netzwerks "Natura 2000" sind. Hier wird bei der Genehmigung nicht nur auf Arten Bedacht genommen, sondern auch auf Lebensraumtypen wie zum Beispiel Trockenrasen. 


Neu ist auch die Vorschreibung von Ausgleichsmaßnahmen. Bei gravierenden Eingriffen in Europaschutzgebiete sind dem Antragssteller Ausgleichsmaßnahmen im Hinblick darauf, dass das europäische Netzwerk "Natura 2000" erhalten bleibt, vorzuschreiben. 


Wichtig ist auch, dass in diese neue Novelle zum Naturschutzgesetz auch der praktische Vollzug eingeflossen ist. Hier kommt es zu Ausnahmen vom allgemeinen Fahrverbot im Grünland, wenn es dadurch zu keiner Beeinträchtigung der Natur kommt. Dazu ist vorauszuschicken, dass bisher im Grünland selbstverständlich ein absolutes Fahr- und Abstellverbot gegolten hat. 


Wir haben im Zuge der Vollziehung dieses Gesetzes festgestellt, dass es notwendig ist, dass Ausnahmen für kurze Phasen oder für das kurzfristige Abstellen von Fahrzeugen genehmigt werden können, aber nur dann, wenn für die Natur keinerlei Beeinträchtigung zu befürchten ist. 


Ein wichtiger Punkt in diesem Gesetz ist natürlich auch die Aufhebung von ex lege Landschaftsschutzgebieten in den innerstädtischen Bezirken 1., 3., 4., 7. und 9. Bezirk. Es handelt sich dabei um jene Flächen, die nach der Bauordnung am 1.3.1985 die Widmung "Parkschutzgebiet" oder "Schutzgebiet Wald und Wiesengürtel" hatten und aus diesem Grunde automatisch als Landschaftsschutzgebiete gelten. Diese Unterschutzstellung hat lediglich dazu geführt, dass teilweise unnötige Bewilligungsverfahren durchgeführt wurden. Zum Beispiel wurde im Rathauspark eine Bedürfnisanstalt ohne Auflagen genehmigt, im Burggarten der Tiefspeicher, im 7. Bezirk die Neugestaltung des Vorplatzes, aber auch der Adventzauber im Winter.


Vorauszuschicken ist jedenfalls, dass neben dem Naturschutzgesetz zahlreiche andere Gesetze in diesen Gebieten zur Anwendung gelangen, nämlich das Denkmalschutzgesetz, die Bauordnung für Wien und das Wiener Baumschutzgesetz. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 


Präsidentin Erika Stubenvoll: Gemäß § 30b Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird gegen die Zusammenlegung ein Einwand erhoben. - Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen.


Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Maresch. Ich erteile es ihm.


Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Frau Präsidentin! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 


Nachdem es sich auch um eine Generaldebatte handelt, reden wir zuerst einmal über den Ozonzustand in Wien. Gestern habe ich von der MA 22 einen Bericht bekommen, der "Alarmbericht" heißt, und seit gestern haben wir die Vorwarnstufe. Vorwarnstufe heißt - da möchte ich ein bisschen etwas vorlesen, was sich sozusagen in Wien verändert hat -, es wird so sein, dass manche Leute nicht mehr so viel draußen herumlaufen sollten, weil derartig erhöhte Ozonkonzentrationen zu Reizungen der Schleimhäute und zu Atembeschwerden führen können. "Vorsorglich sollten gefährdete Personen, wie beispielsweise Kinder mit überempfindlichen Bronchien, Personen mit schweren Erkrankungen der Atemwege und/oder des Herzens oder Asthmakranke ungewohnte starke Anstrengungen im Freien vermeiden. Auf Grund der erhöhten Ozonbelastung ersucht die Umweltschutz-abteilung, auf nicht unbedingt notwendige Autofahrten zu verzichten und öffentliche Verkehrsmittel zu benützen." - Wer heute in der Früh den Stau auf der Universitätsstraße gesehen hat, weiß, es hat überhaupt nichts bewirkt. 


Bis jetzt ist es so, wenn man sich draußen das Wetter anschaut, wurden die Fürbitten der ÖVP und das Hoffen der SPÖ und vielleicht auch der anderen Parteien endlich erhört, auf Gott vertrauend ist offensichtlich das passiert, was in solchen Fällen immer wieder passiert, es ist Schlechtwetter aufgezogen und die Vorwarnstufe wird sich wieder in Luft auflösen. (Abg Heinz Hufnagl: Hoffen Sie das Gegenteil?) - Ich hoffe nicht das Gegenteil. 


Ich wollte nur noch auf Herrn Landesrat Sobotka von Niederösterreich, der Umweltlandesrat ist, replizieren. Er hat gemeint - ich denke mir, da ist die Stadt Wien nicht anders -, sie haben so tolle Maßnahmen in der letzten Zeit ergriffen, dass zwar die Ozonwerte nicht wirklich hinuntergehen, aber Spitzen, wie die heutige, sind praktisch unmöglich. Er hat sich geirrt. In Niederösterreich sind an zwei Messstellen, in Streithofen und in St. Pölten, einmal 0,24 und einmal 0,21 Milligramm pro Kubikmeter Ozon gemessen worden. Er wird aber nicht zurücktreten, sondern er wird sich weiterhin bester Gesundheit erfreuen. Er ist ja hoffentlich nicht jemand, der Asthma hat.


Wir dagegen verlangen - damit liege ich sicherlich richtig, weil nach der Lektüre der "100 Projekte der SPÖ" habe ich darin übrigens nichts zu Ozon gefunden -, dass sich die Stadtregierung endlich des Problems annimmt. Und zwar verlangen wir Folgendes:


Erstens verlangen wir eine nachhaltige Verbesserung der Ozonsituation im Raum Wien und im nordöstlichen Niederösterreich. Das heißt, gemeinsam mit den Bundesländern Burgenland und Niederösterreich sollte etwas mehr als bisher getan werden.


Zweitens heißt das, es müssen ganz konkrete Maßnahmen betreffend den Autoverkehr ins Auge gefasst werden. Bisher ist es nicht gelungen, die gewünschte Reduktion der Vorläufersubstanzen von 70 Prozent tatsächlich zu erreichen, und zwar bis 2006, sondern wir sind weiter davon entfernt als je zuvor.


Drittens verlangen wir strategische Überlegungen, und zwar bei Raumplanungsmaßnahmen. Da es jetzt eine neue Stadtregierung in Wien gibt, sind wir vielleicht froher Hoffnung, aber wir werden sehen.


Als letzten Punkt verlangen wir, dass bei Vorwarnstufe Freifahrt für alle Fahrgäste der WIENER LINIEN gewährt wird. Das heißt, heute müsste nach unserem Begehren eigentlich jeder gratis fahren können, um tatsächlich auf Dauer solche Sachen hintan zu halten. (Beifall bei den GRÜNEN.) 


Ich weiß schon, das ist natürlich wieder ganz schwierig und es wird wieder Ausreden geben. Es wird gesagt werden, Wien allein kann das nicht machen. Aber es ist ein offenes Geheimnis, dass zu Zeiten des Stadtmarathons, und zwar immer Samstag und Sonntag, die Ozonwerte in Wien einfach niedriger sind, als an anderen Wochenenden bei Schönwetter. Da sollte sich die Stadtregierung Wiens an ihren Nasen nehmen und das tun. 


Keine Frage, es gibt auch einiges zu tun für unsere allseits beliebte schwarz-blaue oder blau-schwarze Bundesregierung. Man könnte sich vielleicht einmal durchringen ...


Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Herr Abgeordneter, die Diskussion ist grundlegend zum Naturschutzgesetz.


Abg Mag Rüdiger Maresch (fortsetzend): Ja, aber es gibt eine Generaldebatte. Da darf ich schon ein bisschen ausholen. 


Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Aber ich würde dann bitten, zum Gegenstand zu sprechen.


Abg Mag Rüdiger Maresch (fortsetzend): Ich komme gleich wieder zum Gegenstand. Ich bin fast fertig mit meiner Ozongeschichte. 


Ich hätte ganz gerne von der Bundesregierung endlich einmal die EU-Werte als Vorwarnstufenwerte. Dann hätten wir die Vorwarnstufe schon seit einer ganzen Woche. Also verlangen wir, diese Dinge endlich auf einen europäischen Level anzuheben. Wir werden sehen, ob es passiert. 


Kommen wir zum Naturschutzgesetz: Zum Naturschutzgesetz ist zu sagen, es ist besser, aber noch nicht gut. Wir verlangen einige Abänderungen. Die Frau Stadträtin hat schon angekündigt, dass es soundso viele Verbesserungen gibt, aber einige Dinge genügen uns noch nicht.


Wir glauben zum Beispiel, das, was über die Landschaftsschutzgebiete in den inneren Bezirken gesagt wurde, klärt zwar, dass sie jetzt Parkschutzgebiete sind, und dass einige Dinge wie zum Beispiel eine ganz sicher notwendige Angelegenheit verbessert wurden, man nämlich dort Klos aufstellen kann. Aber es ist einfach so, dass uns dieser Schutz noch nicht genügt. Deswegen verlangen wir einen Abänderungsantrag, den ich jetzt vorlesen möchte:


"Der Wiener Landtag möge beschließen: Der vorliegende Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Wiener Naturschutzgesetz geändert wird, wird wie folgt geändert:


Z 21 des Entwurfs entfällt ersatzlos."


Die zweite Angelegenheit, die uns ein bisschen sauer aufstößt, ist die Sache mit dem Parkverbot im Grünland. Es gibt natürlich immer wieder notwendige Fahrten in diesen Gebieten, aber es ist so, dass eigentlich ein sehr schwammiger Begriff im Naturschutzgesetz gewählt wurde. Herauskommt, dass die notwendigen Fahrten nicht nur auf den dafür vorgesehen Flächen stattfinden können, sondern praktisch überall. Deswegen auch unsere Forderung, ein Abänderungsantrag:


"Der Wiener Landtag möge beschließen: Der vorliegende Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Wiener Naturschutzgesetz geändert wird, wird wie folgt geändert:


Z 10 des Entwurfs entfällt ersatzlos."


Zum Schluss komme ich noch zu einem meiner Lieblingsthemen, die Freisetzung von gentechnisch veränderten Organismen. Darüber steht im Wiener Naturschutzgesetz nämlich überhaupt nichts. Wir verlangen, dass dort ein Freisetzungsverbot hineinkommt. (Beifall bei den GRÜNEN.) 


"Der Wiener Landtag möge beschließen: Der vorliegende Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Wiener Naturschutzgesetz geändert wird, wird wie folgt geändert:


Nach Z 8 wird folgende Z 8a eingefügt:


Z 8a: Dem § 13 wird folgender Abs. 4 angefügt:


Das Aussetzen und Aussäen gentechnisch veränderter Organismen in der Natur ist verboten. Dies gilt nicht, soweit diese Maßnahmen im Rahmen der Land- und Forstwirtschaft unter Einhaltung der Bestimmungen des Gentechnikgesetzes erfolgen. Diese Maßnahmen bedürfen jedoch einer Bewilligung nach diesem Gesetz, wenn eine Beeinträchtigung heimischer wild lebender Tier- und Pflanzenarten, des Wirkungsgefüges der Natur oder eine wesentliche Veränderung der Landschaft nicht auszuschließen ist." 


Zum Schluss muss ich mir schon noch ein kleines Schmankerl leisten. Wir haben - der Kollege LUDWIG ist jetzt nicht da - relativ lange über das Donauinselfest, über Kosten und Folgen, wie es so zugeht und wie viele Menschen da sind, diskutiert. Dazu entnehme ich übrigens dem heutigen "Standard" einen interessanten Artikel, der nämlich ein englisches Wissenschaftsjournal namens "Nature" zitiert. Es ist Band 411, Seite 1 015. Man kann es nachlesen. Darin steht: "Feuerwerksraketen lassen die Ozonwerte steigen." Das berichten indische Forscher im britischen Wirtschaftsjournal "Nature". Das bunte Feuerwerk produziert demnach das giftige Gas auch in der Nacht, ohne das normalerweise nötige Sonnenlicht. Die Energie der Raketenexplosionen reiche offenbar aus, den Sauerstoff in der Luft zu spalten und die Bildung von Ozon anzuregen und so weiter. Dazu würde ich sagen, das ist ein kleiner Denkanstoss für die SPÖ, für ihr nächstes Donauinselfest. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)


Präsidentin Erika Stubenvoll: Geschätzte Abgeordnete! Ich habe feststellen müssen, dass auf den drei Abänderungsanträgen nicht genügend Unterschriften sind. Wir brauchen sieben Unterschriften. 


Ich darf die Abgeordneten fragen, wer die drei eingebrachten Abänderungsanträge der Grünen noch unterstützen möchte. - Damit sind die Abänderungsanträge genügend unterstützt und werden in die Verhandlung einbezogen. 


Als Nächster ist Herr Abg Klucsarits zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.


Abg Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 


Zur Beschlussfassung steht eine Änderung im Naturschutzgesetz an. Zum Inhalt gibt es größtenteils nur zu sagen, dass es eine Umsetzung der EU-Richtlinien und daher lediglich eine Korrektur ist, die hauptsächlich formale Aspekte hat, mit Ausnahme der ex lege Bestimmungen, die Landschaftsschutzgebiete bezüglich der Innenstadtgebiete betreffend. 


Gerade die sind es gewesen, die wir uns ganz genau angeschaut haben. Wir haben es uns nicht leicht gemacht, denn gerade dort, wo sehr wenig Grünraum vorhanden ist, wie in den Innenstadtbezirken, ist es ganz wichtig, dass dieser eklatante Grünmangel gemindert wird, dass es im Gegenteil dort mehr Grün gibt. Dieses Gesetz kommt sicher nicht der Lösung wesentlich näher und kann auch nicht der Weisheit letzter Schluss sein, weil es zwar einen legistischen Widerspruch auflöst, aber nicht die optimale gesetzliche Regelung darstellt, wenn auch die Schutzkategorien, die sonst auf diesen Gebieten annehmbar sind, durchaus eine Handhabe im Sinne des Grünraums gewähren. So wie es jetzt geregelt ist, kann die Sache nicht sein. Es müssen gesetzliche Schutzbestimmungen, wenn sie mögliche Zielsetzungen darstellen, der Rechtsrealität angepasst sein. Das ist wohl kaum der Fall, wenn in der Rechtssprechung der Innenhof der Technischen Universität in die gleiche Kategorie fällt, wie zum Beispiel der Lainzer Tiergarten. Dieses Problem zu verleugnen, wäre sicher grüner Populismus! (Beifall bei der ÖVP.)


Wir als ÖVP haben uns immer eindeutig zum Grünraumschutz bekannt, aber der hängt ohnedies - so meinen wir - nur zu einem geringen Teil von Gesetzestexten ab. Wesentlich wichtiger ist es, eine Grünraumpolitik zu betreiben, wie sie in der vorangegangenen Koalition entwickelt und realisiert wurde.


Hinter jedem Gesetzestext muss auch ein politischer Wille stehen, sonst hat er keinen Sinn. Ich verweise auf die Südosttangente durch den Prater. Der Prater ist ein Landschaftsschutzgebiet und war auch damals ein Landschaftsschutzgebiet. Trotzdem ist es gelungen, diese Südosttangente durchzubauen, weil der politische Wille vorhanden war, was heute sicher unmöglich wäre. Es kommt also nicht allein auf den Gesetzestext an, sondern auch auf den politischen Willen! (Beifall bei der ÖVP.)


Teil dieser Grünraumpolitik ist - hier sind es wiederum gerade die Innenstadtgebiete, über die wir bei diesem Geschäftsstück diskutieren, die davon betroffen sind - die Grünhofbeschaffung, die wir in der Koalition vorangetrieben haben. Nur eine kleine Zahl hiezu, die die Bedeutung der Grünhöfe in diesem Zusammenhang dokumentiert: An Grünflächen, die in den Innenstadtgebieten vorhanden sind, halten die Grünhöfe insgesamt 42 Prozent. Ich glaube, das ist eine sehr stolze Zahl. Gerade dieser Bedeutung entsprechend haben wir die Grünhofförderung zu Beginn der vorangegangenen Regierungsperiode angehoben und unterstützen Aktivitäten wie das Grünhoffest im 7. Bezirk. 


Ich kann Ihnen sagen, diese Aktivitäten sind ein großer Erfolg. Es waren über 1 000 Bürger, die sich über die Möglichkeit der Grünhofbeschaffung informieren konnten. Wir haben sicher der Grünhofförderung mit diesem Fest neue Impulse gegeben. Unseren Forderungen und Vorstellungen gemäß sind die ersten Schritte eingeleitet worden, eine aufsuchende Beratungstätigkeit in Ergänzung zum Fördertopf der Stadt Wien bereitzustellen. 


Wir werden sicherlich auch unsere Vorstellungen betreffend die Dach- und Mauerbegrünungen noch verstärkter einbringen. 


Ebenfalls in den Themenbereich der Grünraumsicherung gehört die Restflächennutzung. Hier hat die alte Koalitionsstadtregierung mit ihrer Aktion zur Nutzung von temporären Brachflächen im dicht verbauten Stadtgebiet entscheidende Aktionen gesetzt. Wir werden aus der Opposition heraus diese ersten Schritte ergänzen, indem wir eine Entziegelungsaktion einfordern werden. Meine alte Forderung ist: Entziegeln wir doch zwei Fußballplätze im Rahmen! Fangen wir in den Schulhöfen an! Entziegeln wir, zeigen wir ihnen, dass es auch schön ist, auf einer Wiese zu laufen! Es muss nicht immer Asphalt und Beton sein! (Beifall bei der ÖVP.)


Wir werden aber auch bei den Abstandsflächen von landwirtschaftlichen Produktionsflächen schauen, dass diese vergrößert werden, gemeinsam mit der Landwirtschaft dies durchführen und planen. 


Alle diese Vorschläge werden sicherlich dazu angetan sein, das Grünraumpotenzial in dieser Stadt nicht nur zu erhalten, sondern auch zu vergrößern. 


Zur Grünraumpolitik der jüngsten Vergangenheit gehören auch die Ankäufe für den Nationalpark. Einer der Hauptpunkte der Wiener Grünraumpolitik ist nach wie vor die Sicherung von Nationalparkflächen, was sich auch in zahlreichen Ankäufen niedergeschlagen hat, welche wir immer wieder unterstützend gefordert haben. Gerade der Nationalpark stellt eine Jahrhundertchance dar und sollte eigentlich das städtebauliche Grünleitprojekt für Wien sein. 


Die große Chance liegt unserer Meinung nach darin, dass der Nationalpark Donauauen nicht nur ein Wiener Projekt, sondern eines der gesamten Ostregion und, wenn man will, auch ein grenzüberschreitendes ist, das in seiner Zukunftsperspektive weit in den Bereich der EU-Osterweiterung hinein gesehen werden kann. Somit reicht das Wiener Projekt "Nationalpark Donauauen" bereits jetzt bis Hainburg an die Staatsgrenze, im Südosten ist durch den Neusiedler See eine weitere Vernetzungsmöglichkeit gegeben, die eine Anbindung des ungarischen Teils des Nationalparks Neusiedler See möglich machen würde. Wenn wir noch das Projekt der "Grünen Donau" hinzurechnen, das den Schutz von Naturgebieten entlang der Donau bis zum Schwarzen Meer vorsieht, dann ergibt sich neben der Naturschutzdimension noch eine gesamteuropäische, die wir gerade im Lichte der Osterweiterung sehen, nämlich eine umweltschutztechnologische Sanierung der osteuropäischen Nachbarländer. Denn wenn man die Donau östlich von Hainburg wieder reökologisieren möchte, dann bedarf es großer Investitionen in die Donausanierung. 


Wenn Sie mich fragen, wieso ich den Bogen geografisch und thematisch so weit schlage, dann kann ich Ihnen zur Antwort geben: Wir haben in der Koalition mit dem damaligen Stadtrat vereinbart, eine Plattform zu schaffen, die sich mit der Donausanierung mittels heimischer Umweltschutztechnologie und heimischem Kapital beschäftigen soll. Das Ergebnis sind die Aktivitäten der ÖGUT, die ihre Neuorientierung genau in diese Richtung genommen hat und seit heuer dabei ist, gemeinsam mit den Magistratsabteilungen die Sanierungschancen der Umwelt in unseren östlichen Nachbarstaaten auszuloten und ihnen dabei Hilfe zu geben. 


Das ist alles bereits in unserem Koalitionsabkommen des Jahres 1996 so gestanden und wurde auch so umgesetzt. Wir haben uns, Herr Klubobmann Chorherr, über Ihr Koalitionsabkommen unterhalten. Ich glaube nicht, dass ähnlich breite Konzeptionen und Überlegungen daraus herauszulesen sind. Unsere Initiative zur Umweltsanierung in Osteuropa, die wegen der Osterweiterung auch ein EU-Thema ist, führt direkt zum Themenbereich der Naturschutzgesetznovellierung und den darin enthaltenen EU-Richtlinien zum Naturschutz, die nunmehr in entsprechender Weise umgesetzt sind. Natürlich wage ich nicht zu sagen, dass die Umsetzung dafür bereits im Wesentlichen in der Koalitionsregierung erfolgte. 


Die Hoffnung, dass in Zukunft entsprechende legistische Weichenstellungen für die anderen legistischen Bereiche des Umweltschutzes ähnlich rasch und präzise erfolgen, habe ich leider nicht. Die Vorgespräche zur Änderung des Feuerpolizeigesetzes und die Schaffung eines wirksamen Landwirtschaftsgesetzes haben nahezu ein Jahrzehnt gedauert. Ihr Beschluss kam erst durch unsere Regierungsbeteiligung zu Stande. Wir waren es, die in zähen Verhandlungen diese Gesetze durchgesetzt und die Weichenstellungen gemacht haben. (Beifall bei der ÖVP.) 


Es gibt noch immer viel zu tun, ich sage nur das Wasserversorgungsgesetz, das Baustellenlärmgesetz und die Umsetzung der nunmehr auf uns zukommenden Lärmschutzrichtlinien. Was ich sicher versprechen kann, ist, wir werden sehr wohl im legistischen Bereich des Umweltschutzes entsprechend parlamentarische Initiativen setzen, die zum Ziel haben, dass diese Stadt auch in der Alleinregierung der SPÖ eine zeitgemäße Umweltgesetzgebung hat! - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)  


Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste ist Frau Abg Reinberger zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.


Abg Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!


Primär werden mit der Novelle zum Naturschutzgesetz - wie die Frau Stadträtin eingangs schon erwähnt hat - die Vogelschutz-Richtlinie und die FFH-Richtlinie umgesetzt. Das ist notwendig und daher werden wir Freiheitliche der Novelle auch zustimmen. Quasi so nebenbei werden allerdings auch die ex lege Schutzgebiete im 1., 3., 4., 7. und 9. Bezirk aufgehoben. 


Jetzt weiß ich schon, dass das zum Teil auch notwendig ist, aus dem Grund, weil es Bereiche gibt, wo das Schutzziel, also der schutzwürdige Zweck, eigentlich nicht mehr erreicht wird oder erreicht werden kann, es daher Schwierigkeiten gibt - wie die ÖVP schon ausgeführt hat - und es sicherlich Sinn macht, wenn ich grundsätzlich diese Regelung aufhebe. Ich sehe aber genauso das Problem, dass durchaus natürlich noch Bereiche vorhanden sind, die schutzwürdig sind, also kleine Parkanlagen, begrünte Hinterhöfe und so weiter. 


Jetzt möchte ich aus dieser Überlegung heraus dem Abänderungsantrag der Grünen grundsätzlich zustimmen, die Streichung dieses Abschnitts zurückzustellen und sich vielleicht vorher Gedanken darüber zu machen, wie man die vorhandenen Grünflächen schützen kann. Diese Überlegungen haben wir natürlich auch angestellt. Wir haben aber in der Vorbesprechung im Naturschutzbeirat und in den Umweltausschusssitzungen wenig Chancen gesehen, dass diese Streichung stattfinden wird. Wir haben uns daher gedacht, wir werden versuchen, einen konstruktiven Vorschlag zu machen. Daher haben wir einen Beschlussantrag, der in die andere Richtung geht, nämlich in die Richtung, zu erarbeiten, welche Bereiche schutzwürdig sind und zu versuchen, dann gemeinsam mit den Bezirken individuell Schutzbereiche zu schaffen beziehungsweise eine Unterschutzstellung zu erreichen.


Wir stellen folgenden Beschlussantrag: "Die zuständigen Dienststellen mögen gemeinsam mit den betroffenen Bezirken die bisher als ex lege Naturschutzgebiete geschützten Gebiete und Flächen individuell auf ihre Schutzwürdigkeit prüfen. Jene Flächen beziehungsweise kleinräumigen Gebiete, die beispielsweise der naturnahen Erholung der Bezirksbewohner dienen, wären per Verordnung zu geschützten Landschaftsteilen zu erklären."


In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrags an die amtsführende Stadträtin für Umwelt beantragt. (Beifall bei der FPÖ.) 


Darüber hinaus - das ist auch schon eingangs erwähnt worden - umfasst natürlich das Wiener Naturschutzgesetz eine Vielfalt von Schutzbereichen und Gebieten sowie auch Vorschriften darüber, wie mit der geschützten Fauna und Flora umzugehen ist, unter welchen Voraussetzungen und Auflagen Eingriffe zulässig sind. Ebenso beinhaltet das Gesetz natürlich - die Frau Stadträtin hat das auch erläutert - Vollzugsvorschriften. Zur Überwachung der Einhaltung dieses Gesetzes sind auch die Organe der Naturschutzwache vorgesehen. 


Die Handhabung der Organisation der Wiener Naturwacht als öffentlich-rechtliche Einrichtung, verbunden mit den entsprechenden Kompetenzen und ausreichender Mittelbereitstellung, war unserer Meinung nach bisher nur unzureichend erfolgt. Es gibt Gebiete, in denen die Naturwacht nicht tätig werden kann, weil sie nicht unter den Schutz des Naturschutzgesetzes fallen.


Auf der anderen Seite ist die Naturwacht ein Verein, der von Subventionen abhängig ist. Eine Organisation sozusagen in den Vollzug von Gesetzen einzubeziehen, die im Vorhinein nie weiß, wie hoch die Subventionen sind, die sie erhalten werden, ob sie welche erhalten werden und wie sie damit umgehen können, erschwert natürlich eine ordnungsgemäße Erfüllung im Laufe des Jahres. Wir vertreten daher die Meinung, dass es einer Umweltmusterstadt nicht würdig ist, wenn man sich sozusagen eine Naturwacht nur als Feigenblatt hält, nicht als Organisation intensiv einbindet und sie mit den nötigen Voraussetzungen ausstattet. 


Wir bringen daher folgenden Beschlussantrag ein: "Der Wiener Landtag möge beschließen: Die Wiener Naturwacht soll als öffentlich rechtliche Organisation im Wiener Naturschutzgesetz verankert werden. Auch die Funktion des Landesleiters als Leiter der Wiener Naturwacht ist aufzunehmen. Die Wiener Naturwacht soll das Recht auf Abgeltung bestimmter Aufwendungen und Kosten, zum Beispiel die Entlohnung eines hauptamtlichen Leiters oder die Kosten der Zentrale und so weiter erhalten. Den Organen der Wiener Naturwacht soll auch in Zukunft in sonstiger Weise die Ausübung ihrer Tätigkeit erleichtert werden, etwa auf Zuerkennung einer beschränkten Anzahl von Befreiungskennzeichen für die Abgaben in den gebührenpflichtigen Kurzparkzonen. Die Zuständigkeit der Wiener Naturwacht wäre generell für alle, auch für nicht unter das Naturschutzgesetz fallende, Gebiete und Flächen, zum Beispiel die Donauinsel oder sonstige Grünanlagen, beziehungsweise auch für andere Materien, wie zum Beispiel die Hundehaltung, Hundekot, Grillen im Freien und so weiter, vorzusehen. Weiters wären damit auch ausreichende Kompetenzen, wie das Festhalte- oder Festnahmerecht, Ausstellen von Organmandaten durch besonders qualifizierte Naturwacheorgane, zuzuerkennen, um eine flächendeckende einheitliche Überwachung aller einschlägigen Rechtsvorschriften sicherzustellen."


Auch bei diesem Antrag ersuchen wir um Zuweisung an die amtsführende Stadträtin. (Beifall bei der FPÖ.)  


Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste ist Frau Abg Bayr zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.


Abg Petra Bayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Präsidentin! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 


Es ist schon darauf hingewiesen worden, dass wir bereits in der letzten Novelle des Wiener Naturschutzgesetzes im Jahr 1998 inhaltlich einerseits die FFH- und andererseits die Vogelschutz-Richtlinie der EU nachvollzogen haben. Trotzdem hat die Europäische Union von uns gefordert, diese zwei Richtlinien auch wörtlich zu übernehmen. Das war der eigentliche Ansatz dieser neuerlichen Novellierung. 


In der Zeit seit 1998 ist aber auch im Vollzug des modernen Naturschutzgesetzes erkannt worden, dass durchaus Verfahren in ex lege Landschaftsschutzgebieten in manchen Bereichen beziehungsweise Räumen zum Teil entbehrlich geworden sind oder entbehrlich sind. Ich denke, dass allein die Begrifflichkeit des Landschaftsschutzgebiets für Flächen im 1., 3., 4., 7. und 9. Wiener Gemeindebezirk nicht unbedingt zielführend ist, denn von Landschaft im eigentlichen Sinne, in der topologischen Überlegung, kann gar keine Rede mehr sein, auch weil diese Grünflächen viel zu kleinräumig sind, um überhaupt die Kriterien zu erfüllen, die für die Ausweisung von Flächen als Landschaftsschutzgebiete erforderlich sind.


Aber ich will schon darauf hinweisen, dass trotz der ex lege Aufhebung oder dieser Art der Unterschutzstellung in den einzelnen Bezirken sehr wohl doch die Qualität der Parkflächen und der Grünflächen auf einem sehr hohen Niveau erhalten bleibt, weil natürlich abgesehen von dieser legistischen Materie auch weitere wirken, in Kraft sind und darauf schauen, dass die Umwelt geschützt bleibt. 


Einerseits gilt natürlich das Naturschutzgesetz an sich weiterhin für alle diese Flächen wie zum Beispiel Parkschutzgebiete. Dort ist es weiterhin verboten, respektive nur mit Zustimmung der Naturschutzbehörde erlaubt, dass Tiefgaragen eingerichtet, Straßen oder Wege verbreitert oder neu angelegt oder Rohrleitungen verlegt werden. Auch Alleebäume oder Baumzeilen dürfen nicht gefällt werden. Diese per se sehr strengen Schutzbestimmungen des Naturschutzgesetzes bleiben natürlich weiterhin aufrecht. Außerdem sind sämtliche Vorhaben in den Parkschutzgebieten, die in irgendeiner Art und Weise geschützte Lebensarten oder den Lebensraum dieser Lebensarten gefährden könnten, weiterhin nur mit der Bewilligung der Naturschutzbehörde möglich.


Ein weiteres Gesetz, das sicherlich darauf schauen wird, dass das Grün in diesen Bezirken erhalten bleibt, ist das Denkmalschutzgesetz. Immer dann, wenn es sich bei diesen Grünanlagen um historische Gartenanlagen beziehungsweise um historische Parks handelt, gelten die sehr strengen Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes. Das betrifft in den genannten Bezirken den Rathauspark, den Volksgarten, den Heldenplatz, den Burggarten, den Stadtpark oder die Gärten des Belvederes. 


Ich nehme an, jeder von Ihnen, der beispielsweise schon einmal versucht hat, bei einem denkmalgeschützten Gebäude einen behindertengerechten Eingangsbereich zu gestalten, weiß, wie streng dieses Denkmalschutzgesetz ist und dass wir uns auch wirklich darauf verlassen können, dass dieses Gesetz unsere Grünräume schützen wird.


Zum Dritten gibt es weiterhin natürlich die Bauordnung für Wien. Nach der Bauordnung sind Flächen, die als Grünland oder Parkschutzgebiet ausgewiesen sind, im Flächenwidmungsplan vor einer Bebauung geschützt. Es ist geboten die gärtnerische Gestaltung der Anlagen, das grüne Gestalten der Anlagen. Bebauungen sind nur in einem höchst eingeschränkten Maß möglich.


Viertens und zuletzt gibt es ein auch oft diskutiertes Gesetz, das unseren Grünraum schützt, nämlich das Wiener Baumschutzgesetz. Genauso wie in privaten Gärten, genauso wie überall anderswo, gilt natürlich auch in Parkanlagen, dass Bäume, die gemessen in der Höhe von 1 Meter einen Stammumfang von 40 Zentimetern haben, nur dann gefällt werden dürfen, wenn es das Magistratische Bezirksamt bewilligt. Natürlich müssen auch in Parkanlagen Ersatzpflanzungen nach dem Wiener Baumschutzgesetz erfolgen, das ist gar keine Frage.


Mit der bisherigen Erfahrung der Bewilligungspflicht sind auch ganz berechtigte Zweifel an der Sinnhaftigkeit derselben aufgetreten. Es gibt in Parks - das wissen wir alle - permanent kleine Änderungen, kleine Weiterentwicklungen. Die Toiletteanlagen auf dem Rathausplatz sind schon erwähnt worden. Es gibt aber auch Denkmäler und Brunnen, die aufgestellt werden. Es gibt Spielplätze, die neu adaptiert werden, zum Beispiel um mädchengerecht zu werden. Bei all diesen Geschichten, ebenso wie bei Veranstaltungen, die immer mehr im öffentlichen Raum stattfinden, weil es einfach modern ist, in der Stadt Veranstaltungen im öffentlichen Raum zu machen, war sehr viel Bürokratie im Spiel. Sehr oft und bei sehr vielen Anlässen sind dann von der Behörde überhaupt keine Auflagen erteilt worden und die Sache konnte so stattfinden, wie es ursprünglich geplant war. Ich denke dabei einerseits an die Gestaltung des Vorplatzes des Museumsquartiers, aber auch die Summerstage oder das Salmbräu am Rennweg sind eigentlich solche ex lege Naturschutzgebiete.


Ich denke, mit dieser Regelung entlasten wir Beamte und geben ihnen die Chance, die Möglichkeit und die Energie, das zu tun, wofür sie eigentlich gedacht sind, nämlich die Natur in Wien sehr effizient zu schützen.


Im Zuge des Begutachtungsverfahren zum Naturschutzgesetz sind einige Einwendungen und Anregungen berücksichtigt worden. Es gibt zum Beispiel keinerlei Aussetzungsexperimente, das heißt, dass nichtheimische Tiere oder Pflanzen nur dann ausgesetzt werden dürfen, wenn nachweislich keine Beeinträchtigung des Landschaftshaushalts in irgendeiner Art und Weise zu befürchten ist. Auch Vorhaben im öffentlichen Interesse, die entweder in Europaschutzgebieten oder in besonders geschützten Gebieten nach der Vogelschutzrichtlinie stattfinden sollen, sind nur dann bewilligungsmöglich, wenn sie zwingender Natur sind, sprich, wenn sie unaufschiebbar sind und wirklich gemacht werden müssen. Bei den Bewilligungen für Vorhaben im öffentlichen Interesse in Europaschutzgebieten kann es immer nur dann zu einer Umsetzung kommen, wenn vorher eine Interessenabwägung stattgefunden hat.


Zu einigen Einwänden, die es im Zuge der Begutachtung gegeben hat, auf die nicht eingegangen worden ist, die sich respektive aber in manchen Anträgen wieder finden, ist es mir wichtig zu sagen, weil in der Diskussion vorher - nicht die, die wir heute geführt haben, sondern die, die wir im Vorfeld zur Gesetzwerdung dieses Gesetzes geführt haben - der Wunsch aufgetreten ist, auch privates Grün zugänglich zu machen, dass ich mich vollinhaltlich anschließen kann. Ich denke mir, das ist leider keine Frage, die wir im Naturschutzgesetz regeln können, so Leid es mir auch tut. Aber es ist so, dass die Nutzbarkeit von privaten Flächen, egal ob sie grün oder nicht grün sind, nur dann möglich ist, wenn es in irgendeiner Art und Weise privatrechtliche Verträge zwischen den Besitzern und den Nutzern gibt, sonst lässt das Gesetz eigentlich kein rechtliches Instrument offen.


Ich möchte auch erwähnen, dass die Frage der Wirksamkeit des Naturschutzgesetzes auf 100 Prozent der Wiener Fläche auch schon in der Variante des Gesetzes von 1998 an und für sich das implizierte Ziel dieses Gesetzes gewesen ist. Es ist so, dass größere Bauvorhaben nicht nur in Schutzgebieten bewilligungspflichtig gewesen sind, sondern im ganzen Stadtgebiet nach der Bauordnung Grünland gewidmet ist. Es ist natürlich auch möglich, das, was wir als "G'stätten" bezeichnen, im gesamten Stadtgebiet zu ökologischen Entwicklungsflächen zu erklären, sie so zu schützen und den Schutz von gefährdeten Arten im gesamten Stadtgebiet möglich zu machen, indem wir gerade ein Arten- und Biotopschutzprogramm entwickeln. (Beifall bei der SPÖ.) 


Ich denke mir, weil es jetzt in der Debatte gar nicht gefallen ist, dass ich auf Dinge wie die Einführung der Naturschutzabgabe und des Naturschutzfonds und die Genehmigungspflichten für neue Versiegelung von Flächen nicht speziell eingehen möchte. Um eines geht es mir aber schon noch, weil es heute bereits in ähnlicher Art und Weise in der Fragestunde diskutiert worden ist, nämlich um die Frage der Herausnahme sämtlicher geschützter Tierarten aus dem Jagdgesetz und die Auflistung im Naturschutzgesetz oder in der Naturschutzverordnung.


Das Wiener Naturschutzgesetz zählt zu einem der ersten österreichischen Naturschutzgesetze, wo auch jagdbare gefährdete Arten eingeschlossen sind. Das heißt, in der Wiener Naturschutzverordnung ist die ganzjährige Schonung vorgesehen, beispielsweise von Uhu und Wanderfalke, auch von Luchs und Biber und - falls er je auf Wiener Raum auftauchen sollte - auch vom Elch. Auch der Elch darf in keiner Art und Weise irgendwie gejagt werden.


Zur Frage des ausnahmslosen Verbots und der wesentlichen Beeinträchtigungen in geschützten Gebieten: Meiner Meinung nach ist das im jetzt gültigen Naturschutzgesetz verwirklicht. Es ist so, dass in allen Schutzgebieten, in allen Schutzkategorien, nur bei unwesentlichen Beeinträchtigungen das Einfahren oder das Parken in diesen Geländen möglich ist. Bis 1998 war das überhaupt nicht untersagt, war das überhaupt nicht geregelt. Seit 1998 haben wir eine sehr strenge Regelung. Das ist bewilligungspflichtig durch die Naturschutzbehörde, beispielsweise für Filmaufnahmen, weil es schon schwierig ist, ökologische Filme oder Naturfilme zu drehen, ohne das Equipment dementsprechend hinbekommen zu können. Aber es ist ganz klar, dass die Naturschutzbehörde dies nur dann bewilligen darf, wenn klar ist, dass es zu minimalsten Beeinträchtigungen kommt.


Zum Schluss zu etwas, was mir selber sehr wichtig ist, nämlich zur Frage des Verbots der Freisetzung von gentechnisch manipulierten Organismen im Wiener Raum ganz allgemein: Es ist mir ein wirklich sehr großes Anliegen. Ich bin persönlich der Meinung, es ist so wichtig, dass man es ruhig auch doppelt moppeln kann, sprich, man kann es einmal auf Bundesebene und einmal auch auf Wiener Ebene regeln. 


Ich denke mir, dass die Art und Weise und die Diktion des grünen Antrags, wo es im Kern mehr oder weniger darum geht, dass das Bundesgesetz auch auf Landesebene gelten soll - was ohnehin der Fall ist -, wahrscheinlich keine ganz besonders glückliche juristische Formulierung ist. Ich würde dem Kollegen Maresch, falls er mir kurz zuhört, gerne vorschlagen, dass wir uns zusammensetzen und versuchen, eine Formulierung zu finden, die juristisch hält und mit der wir uns vor dem Bund nicht allzu sehr blamieren. Dann bin ich durchaus der Meinung, dass wir darauf schauen sollten, dass die Aussetzung von gentechnisch manipulierten Organismen vollkommen verboten wird. Ich weiß, es gibt in Vorarlberg und Oberösterreich Regelungen, die aber juristisch ein bisschen hinken. Ich weiß, es gibt in Kärnten und in Salzburg Versuche in diese Richtung. Ich weiß, es wird seit Jahren in Wirklichkeit beteuert, demnächst setzen wir es um. Auch dort wird es nicht wirklich umgesetzt. Ich würde es daher gut finden, wenn wir zu einer gemeinsamen Lösung in der Frage kommen würden. 


Summa summarum, die EU-Richtlinie bietet auf jeden Fall breitesten Schutz. Das ist gar keine Frage. Die Änderungen in den ex lege Landschaftsschutzgebieten werden zu einem gleich bleibend hohen Niveau des Naturschutzes auf Wiener Ebene führen. Ich denke, dass wir die Behörden dadurch wirklich von einer ganzen Menge Bürokratie und von einer ganzen Menge unsinniger Verwaltungsaufgaben entlasten und sie für das eigentliche Kerngeschäft, nämlich den effizienten Schutz der Wiener Umwelt, frei spielen. - Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.) 


Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Dr Tschirf zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.


Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Präsidentin! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!


Ich darf das sehr kurz machen. Ich möchte an das anschließen, was Kollege Klucsarits hier dargestellt hat und nur hinsichtlich einiger Anträge einiges klarstellen. 


Erster Punkt ist, dass wir an einer Diskussion darüber, wie das gerade im innerstädtischen Bereich mit den Grünflächen ist und das, was beispielsweise den Schönburgpark anlangt, sehr wohl interessiert sind. Hier gibt es für uns gar keine Diskussion, dass sich etwas ändern sollte. Solche Dinge gehören klargestellt. Daher werden wir auch einem diesbezüglichen Antrag, über die ex lege Naturschutzgebiete weiterzudiskutieren und ihn dem entsprechenden Ausschuss zuzuweisen, zustimmen. 


Was die Anträge der Grünen betrifft, sind zwar einige Intentionen darin enthalten, die wir für vernünftig ansehen. Wir glauben aber, dass das zu weit geht. 


Der Kollege Klucsarits hat etwa bei dem einen Antrag, der einen ersatzlosen Entfall der Z 21 vorsieht, dargestellt, dass dies dazu führt, dass beispielsweise auch der Hof der TU als Landschaftsschutzgebiet behandelt werden würde. Das ist sicherlich nicht sinnvoll. Ich glaube, das geht zu weit.


Genauso ist es in der Frage des Parkverbots im Grünland. Das ist eine sicher vernünftige Diskussion, die hier geführt wird. Aber das kann dann nicht so weit gehen, dass beispielsweise für temporäre Ereignisse, wie etwa irgendein Feuerwehrfest oder auch die Frage, ob beim Stadion überhaupt der Parkplatz oder sonst etwas sein darf, überhaupt keine Ausnahmemöglichkeit mehr besteht. Wir glauben nicht, dass das sinnvoll ist, obwohl die Intention sehr wohl seine Berechtigung hat. 


Daher werden wir diesen Anträgen genauso wenig zustimmen wie der Frage hinsichtlich der Gentechnik, weil wir glauben, dass sehr wohl entsprechende Fortschritte für die Wirtschaft und auch für die Möglichkeiten unseres Landes hier bestehen, die wir nutzen sollten. (Beifall bei der ÖVP.)


Präsidentin Erika Stubenvoll: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen.


Nunmehr erteile ich der Frau Berichterstatterin das Schlusswort.


Berichterstatterin amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren!


Ich möchte im Einzelnen auf die Abänderungsanträge der Grünen, betreffend Freisetzungsverbot gentechnisch veränderter Organismen und betreffend Verbot der Freisetzung gentechnisch veränderter Organismen, eingehen.


Hier möchte ich vorausschicken, ich bin für alle Anträge dankbar, die dazu dienen, den Umweltschutz noch mehr hervorzuheben, als dies derzeit gegeben ist. Aber in diesem Fall erlaube ich mir darauf hinzuweisen, dass es nur um eine Formulierung geht, die nur auf dem Papier formuliert ist, aber nichts im Sinne des Umweltschutzes bringt. Diese Formulierung - es wurde schon gesagt - bestimmt, dass es nur dann erlaubt ist, wenn etwas nicht verboten ist. Das ist eine No-na-Bestimmung, der nicht zugestimmt werden kann. 


Mir ist es wichtig, noch einmal darauf hinzuweisen, das Gentechnikgesetz des Bundes ist ein sehr strenges Gesetz. Es ist daher verfassungsrechtlich bedenklich, ein Landesgesetz mit dem selben Inhalt zu erlassen. Die umfassenden Regelungen im Gentechnikgesetz bestimmen, dass sehr viele Voraussetzungen zu erfüllen sind, bevor Bewilligungen erteilt werden, zum Beispiel die Informationen über die Bedingungen der Freisetzungen und für die Freisetzung maßgebender Eigenschaften der Umwelt. Hier werden sehr viele Punkte zu erfüllen sein, zum Beispiel Nähe zu bedeutsamen Biotopen oder geschützten Gebieten, Entfernung zu den nächstgelegenen Wasserschutzgebieten und so weiter. Es sind auch Informationen über die Wechselwirkungen zwischen Gentechnikveränderung, Organismen und der Umwelt darzulegen. 


Es gilt aber auch - das ist mir wichtig -, potenzielle Auswirkungen auf die Umwelt detailliert darzulegen, wie zum Beispiel die Gefahr einer übermäßigen Populationszunahme, Angabe und Beschreibung von Nichtzielorganismen, die unbeabsichtigt beeinflusst werden könnten, Wahrscheinlichkeit von Änderungen in den biologischen Wechselwirkungen oder im Bereich der Wirtsorganismen nach dem Ausbringen. 


Die Bewilligung ist nach diesem Gentechnikgesetz erst dann zu erteilen, wenn gewährleistet wird, dass die nach dem Stand der Wissenschaft und Technik notwenigen Vorkehrungen getroffen sind und nachteilige Folgen für die Umwelt nicht zu erwarten sind. Diese Regelungen im Gentechnikgesetz des Bundes sind umfassend. Das Vorsehen eines Verbots der Freisetzung von gentechnisch veränderten Organismen wäre verfassungswidrig, weil es sich um einen unzulässigen Eingriff in die Bundeskompetenz handelt.


Zweiter Antrag: Parkverbot im Grünland. Hier habe ich schon bei meinen einleitenden Worten darauf hingewiesen, dass es darum geht, dass Filmaufnahmen - beispielsweise für "Universum" - zulässig sein können. Es sind im Naturschutzgesetz bereits umfassende Regelungen enthalten, die ein Verbot vom allgemeinen Fahrverhalten sehr wohl konstituieren. 


Dritter Punkt, betreffend Landschaftsschutzgebiet in der Novelle zum Naturschutz, Aufhebung im 1., 3., 4., 7. und 9. Bezirk: Hier habe ich mich sehr detailliert informieren lassen. Es wurden genaueste Untersuchungen in den einzelnen Gebieten durchgeführt, Gutachten wurden mir vorgelegt. Im Dezember des Vorjahres wurden im Naturschutzbeirat alle einzelnen Gebiete besprochen und in lang andauernden Verhandlungen auch durchdiskutiert. 


Mir wurde eine Karte vorgelegt, die nachweist, dass in diesen Landschaftsschutzgebieten nicht passende Schutzkategorien vorhanden sind. Diese nicht passenden Schutzkategorien sollen nun aufgehoben werden. Es handelt sich zum Beispiel um Parkanlagen wie den Rathauspark. Hier sind sehr wohl großflächige und naturbelassene Bereiche vorhanden, zum Beispiel Exoten wie die kaukasische Flügelnuss, der Tulpenbaum aus Nordamerika, der japanische Schnurbaum aus China, die Schwarznuss aus Nordamerika, der Zürglbaum aus Südosteuropa und die Kirschlorbeer aus Vorderasien. Dabei handelt es sich sicherlich nicht um naturbelassene Bereiche, sondern um Parkanlagen, die von Menschen für Menschen gestaltet worden sind. 


Dort haben diese Maßnahmen im Naturschutzgesetz sicherlich nichts für den Naturschutz gebracht, sondern es gab zahlreiche unnötige Bewilligungsverfahren. Mir ist wichtig, dass die Beamten, die für Bereiche des Umweltschutzes zur Verfügung stehen, die einen aktiven Umweltschutz bedeuten, wirkliche Maßnahmen zum Schutze der Umwelt und zum Schutze der Menschen vorsehen. Daher ist es notwendig, dass man die Kapazitäten der Beamten so steuert, dass durch eine sinnvolle Deregulierung auch Maßnahmen für den Umweltschutz getroffen werden können.


Wie gesagt, es sind zahlreiche Gesetze in diesen Bereichen gültig. Das Wiener Naturschutzgesetz sieht sehr wohl vor, dass in Parkschutzgebieten die Errichtung von Tiefgaragen, die Neuanlage oder Verbreiterung von Straßen, die Verlegung von Rohrleitungen sowie die Beseitigung von Allee- oder Baumzeilen sehr wohl naturschutzrechtlich zu genehmigen sind. Das Denkmalschutzgesetz gilt, die Bauordnung für Wien gilt und das Wiener Baumschutzgesetz gilt. 


In der Praxis hat sich gezeigt, dass die Sinnhaftigkeit bezweifelt werden darf. Wie gesagt, auch die Veranstaltung "Adventzauber" würde einer naturschutzrechtlichen Genehmigung bedürfen. Hier ist es für uns wichtig, dass die Parkanlagen der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden sollen, entsprechende lustvolle und spaßmachende Dinge vollführt werden können und nicht womöglich gesetzlichen Beschränkungen zu unterliegen haben. 


Der dritte Punkt, der angesprochen wurde, ist das Ozongesetz. Zum Ozongesetz habe ich schon gestern ausgeführt, das Ozongesetz sieht vor, dass entsprechend strenge Regelungen zur Verminderung der Luftschadstoffemissionen von Stickoxiden und VOCs vom Bund zu erlassen sind. Hier werden wir alles daran setzen, dass seitens des Bundes entsprechende Verordnungen erlassen werden. Zu den EU-Richtlinien, die umgesetzt werden sollten, ist zu sagen, bei den EU-Richtlinien handelt es sich um einen Achtstundenmittelwert als Richtwert. In Österreich gilt ein Dreistundenmittelwert und das ist sehr viel strenger!


Zum Naturschutzgesetz zurück: Ich ersuche den Hohen Landtag, das vorgelegte Naturschutzgesetz zu beschließen. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 


Präsidentin Erika Stubenvoll: Bevor wir nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage kommen, darf ich feststellen, ich habe mich geirrt. Auf Grund der geänderten Stadtverfassung sind nur mehr fünf Unterschriften auf den Anträgen notwendig. 


Ich entschuldige mich bei der grünen Fraktion. Ich denke, das nächste Mal wird es dann klappen. (Abg David Ellensohn: Geschenkt!) 


Ich darf nun zur Abstimmung über die Abänderungsanträge kommen, und zwar eingebracht von der grünen Fraktion. 


Der erste Abänderungsantrag - ich bitte um etwas Aufmerksamkeit - betrifft die ersatzlose Streichung der Z 21 des Entwurfs. 


Wer diesem Abänderungsantrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist die Minderheit. Der Abänderungsantrag ist somit abgelehnt. 


Wir kommen zum zweiten Abänderungsantrag. Hier soll die Z 10 des Entwurfs ersatzlos gestrichen werden. 


Wer diesem Abänderungsantrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist die Minderheit. Der Antrag ist abgelehnt.


Der dritte Antrag betrifft zur Z 8 den Zusatz 8a über das Aussetzen oder Aussäen gentechnisch veränderter Organismen. 


Wer diesem Abänderungsantrag die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist die Minderheit. Der Antrag ist somit abgelehnt.


Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 


Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das Gesetz ist somit in erster Lesung mehrstimmig angenommen, die grüne Fraktion hat nicht zugestimmt.


Wir kommen somit zur Abstimmung über die Beschluss- und Resolutionsanträge. Mir liegen zwei Beschlussanträge von der FPÖ vor.


Der erste Beschlussantrag befasst sich mit der Überprüfung auf Schutzwürdigkeit von Naturschutzgebieten. 


Hier wurde die Zuweisung an die amtsführende Stadträtin für Umwelt beantragt. 


Wer mit der Zuweisung dieses Antrags einverstanden ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig zugewiesen.


Der zweite Antrag beschäftigt sich mit der Naturwacht als öffentlich rechtliche Organisation. 


Auch hier ist die Zuweisung an die amtsführende Stadträtin für Umwelt beantragt. 


Wer mit der Zuweisung dieses Antrags einverstanden ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier stelle ich die Mehrheit fest. Die Zuweisung ist mit Mehrheit angenommen. 


Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht.


Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit in zweiter Lesung mehrstimmig beschlossen.


Ich darf feststellen, dass wir nun zur Postnummer 17 (PrZ 383/01-MDBLTG) kommen. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes über die Neuregelung der Elektrizitätswirtschaft (Wiener Elektrizitätswirtschaftsgesetz 2001). 


Der Berichterstatter hiezu ist Herr amtsf StR Faymann. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten. 


Berichterstatter amtsf StR Werner Faymann: Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren!


Die vielen Vorgespräche und die Übereinkommen der Parteien sowie alle Diskussionen über Abänderungen haben, glaube ich, jenen, die sich besonders für die Materie interessieren, ein ausführliches Bild geboten. 


Ich ersuche um Zustimmung. 


Präsidentin Erika Stubenvoll: Gemäß § 30c Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird gegen die Zusammenlegung ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen. 


Die Debatte ist eröffnet. 


Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Chorherr. Ich erteile es ihm. 


Abg Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Auch sehr geehrte Stadträte! Meine Damen und Herren!


Das ist ein Gesetz, wo ich dazusagen möchte, dass es die noch nicht ganz klar geregelten Energiekompetenzen in diesem Hause zeigt, da so ein wichtiges Gesetz verantwortlich von StR Rieder und auch von StR Kossina besprochen und verhandelt wurde, aber jetzt sitzt der Wohnbaustadtrat da. Ich glaube einmal mehr, wir sollten darüber nachdenken, wie Energiekompetenzen klar geregelt werden. 


Hinter diesem etwas sperrigen Begriff verbirgt sich - wie ich meine - einer der grundlegenden Eckpunkte einer zukünftigen Energie- und auch Klimapolitik in Wien. Man kann sagen, im Herbst geht es los. Im Herbst beginnt der freie Strommarkt für alle. Dieses Gesetz soll klarlegen, wie dieser freie Strommarkt in Wien zu handhaben ist, insbesondere auch welche Chance der Klimaschutz in diesem Zusammenhang hat. 


Ich bin eigentlich sehr froh, dass es gelungen ist, hier einen breiteren Konsens zu erzielen und möchte gleich vorweg sagen, dass dieser Bereich einer von jenen 23 Punkten ist, wo zwischen Sozialdemokraten und GRÜNEN vereinbart wurde, sie zu akkordieren. Ich bin auch sehr froh, dass es gelungen ist, unter großem Zeitdruck zu etwas Gemeinsamem zu kommen. 


Lassen Sie mich noch einmal den Hintergrund schildern, warum das ein derart wichtiges Gesetz ist. 


Ganz allgemein zum Treibhauseffekt: Fast müsste man Präsidenten Bush dankbar sein, dass er wieder ein Thema zum Weltthema gemacht hat, nämlich den Treibhauseffekt, wo sich Europa und Amerika nur in einem unterscheiden: Europa kritisiert Bush vehement, dass die amerikanische Bundesregierung aus Kyoto aussteigen möchte und das nicht unterzeichnet. Auch Molterer kritisiert das. Der einzige Unterschied ist, dass Bush das tut beziehungsweise das sagt, was Europa auch tut. 


In nahezu allen europäischen Ländern steigen die CO2-Emissionen drastisch an. Dort, wo sie besonders stark steigen, ist Österreich. Insofern kommt dem Klimaschutz in Wien, um es ganz genau zu sagen, der Reduktion der Treibhausgase in Wien, eminente Bedeutung zu.


Dieses Gesetz, das wir heute beschließen, ermöglicht das. Ermöglichen heißt nicht, dass es dazu kommt. Es schafft nur die Voraussetzungen dafür. Was sind jetzt die Eckpunkte, um die es uns hier gegangen ist?


Das Bundesgesetz sagt, mindestens 4 Prozent Ökostrom müssen im Netz sein. Ich verkürze es jetzt etwas. Unsere erste Auseinandersetzung war durchaus, was eigentlich Ökostrom ist. Beim ersten Hinschauen soll es eigentlich klar sein, erneuerbare Energieträger, gerade im Fall von Wien, das Verbrennen von Biomasse, Wind, Sonne, Biomasse, Biogas. Und da kommt etwas herein, wo es eine lange Auseinandersetzung gibt und auch noch geben wird. Das ist die gesamte Frage der Müllverbrennung. 


Ich werde jetzt keine Diskussion über die Abfallwirtschaft und über die Notwendigkeit von Müllverbrennungsanlagen führen. Ich glaube, wir werden noch genug Zeit haben, das auch zu diskutieren. Aber ich bin sehr froh, dass es einen Konsens dahingehend gegeben hat, festzustellen, dass jene Investitionen, die für Ökostrom freigeschaufelt werden, die in einem mit diesem Gesetz zu regelnden Markt auch Gelder für den Aufbau von Ökostromerzeugungsanlagen frei machen, für wirkliche Ökostromanlagen reserviert sein müssen und nicht für Müllverbrennungsanlagen.


Das war eine wichtige, durchaus auch harte Auseinandersetzung mit der Sozialdemokratie, und ich bin froh, dass das jetzt klargestellt wurde und auch StR Rieder explizit zugesagt hat, dass die Stadtwerke keinen Antrag stellen werden - eine Verordnung müssen wir in Zukunft noch erlassen, das gebietet das Bundesgesetz -, dass Strom aus Müllverbrennungsanlagen, auch nicht die biogenen Anteile daraus, jene Bereiche sind, die wir unter Ökostrom verstehen. - Das ist der erste Bereich.


Der zweite Bereich betrifft die Frage: Was heißt mindestens 4 Prozent? - Es ist ja auch immer interessant, dass das, was eigentlich jedem Hausverstand klar ist, dann, wenn der Lobbyismus drübergeht, wie in vielen anderen Bundesländern, genauer eingegrenzt wird. Mindestens 4 Prozent heißt in Wien, auch nach Auseinandersetzungen mit der E�Wirtschaft, dass es mindestens 4 Prozent - mindestens 4 Prozent, es können auch 5 oder 6 Prozent sein, hoffentlich auch mehr - sein müssen. Das haben wir auch klargestellt. Das könnte gelingen - und wir werden uns dafür einsetzen -, wenn es einen derartigen Boom an Ökostromanlagen auch im Gebiet von Wien gäbe, insbesondere dann, wenn die WIENSTROM ein Großkraftwerk auf Biomassebasis ans Netz bringt in den nächsten Jahren. 


Das ist ja eine Novität, eine Novität, die von der kulturellen Genese der GRÜNEN her noch gar nicht irgendwie breiter wahrgenommen wird. Grüne sind maßgeblich aus der Verhinderung von Großkraftwerken entstanden und jetzt sind es ausgerechnet die GRÜNEN, die dem Stromversorger ausrichten lassen und Druck machen, ein Großkraftwerk zu errichten, ein Verbrennungsgroßkraftwerk zu errichten. Also, das halte ich für eine interessante Weiterentwicklung. 


Wenn jetzt in einem Arbeitskreis, den die Frau Stadträtin eingerichtet hat, einmal klargestellt ist, dass wir uns zunächst in Europa anschauen, welche Anlagen es da gibt, um aus Entwicklungen, vielleicht auch aus Fehlern der anderen zu lernen und eine entsprechende Anlage in Wien zu errichten, dann könnte hier etwas wirtschaftspolitisch, technologiepolitisch und auch umweltpolitisch sehr Interessantes und Visionäres in Wien entstehen, nämlich die Vision, dass Öl, Kohle und Gas in fossilen Großanlagen auf mittlere Sicht überhaupt nichts mehr verloren haben und dass es nicht so ist, wie viele in Deutschland darstellen, dass ein Ausstieg aus der Atomenergie zwangsläufig mit dem Anstieg der CO2-Emissionen und zwangsläufig damit verbunden ist, dass mehr kalorische Kraftwerke fahren. Nein! Es gibt Alternativen! 


Im Ballungsraum wird es nicht primär die Windenergie sein. Die kann es aber - dazu komme ich noch - sehr wohl in Niederösterreich, im Burgenland geben, und in Wien stellt sich eben die Frage, ob wir auf erneuerbare Energieträger umsatteln können. - Also, diese 4�Prozent-Grenze ist auch geklärt.


Der dritte Bereich betrifft die Kennzeichnung. Das halte ich für ein besonders wichtiges Element, denn ab Oktober können ja alle von uns den Stromversorger frei wählen, und es zeigen die Auseinandersetzungen, vor allem rund um Temelin, dass, glaubt man Umfragen, 95 Prozent der Bevölkerung leidenschaftlich und mit guten Gründen gegen Atomenergie auftreten. Da kann man jetzt was tun ab Oktober, wenn die Regulierung stimmt. Und die Regulierung stimmt jetzt, denn jeder Stromversorger muss jetzt ganz genau - ich sage es jetzt laienhaft - auf die Stromrechnung draufschreiben, woher der Strom kommt, ob der aus Öl, aus Kohle, aus Wind, aus Biomasse oder aus Atomenergie kommt. Und da wird - davon bin ich überzeugt - bis hinein in die Massenblätter, bis hinein in den ORF klargestellt werden, wer die 4, 5, 6, 10, 12, 15, 20 Anbieter in Wien sind und woher der Strom kommt. 


Es gebietet die Korrektheit und die Seriosität, darauf hinzuweisen, dass bei dem, was aus der Steckdose herauskommt, niemand garantieren kann, dass da keine Atomstromanteile drinnen sind, egal, welchen Versorger man wählt. 


Ich versuche das immer mit einem Bild darzustellen: Oben in ein großes Fass kommen Stromquellen hinein - Wind, Biomasse, Atom, Kohle - und unten - die berühmte Steckdose - kommt der Mix heraus. Aber in dem Ausmaß, in dem Konsumenten und auch Industriebetriebe einen bestimmten Stromversorger wählen, geben sie Geld dafür, was oben an Strom hineinkommt. Würde diese vollständige Kennzeichnung, die schon Schule gemacht hat - die Burgenländer gehen jetzt diesen Weg der vollständigen Kennzeichnung, die Oberösterreicher gehen jetzt diesen Weg der vollständigen Kennzeichnung, bald hoffentlich auch die Niederösterreicher und die anderen Bundesländer -, überall angewendet werden, dann könnte ein wirksamer Druck ausgeübt werden: Wer keinen Atomstrom möchte, soll einen Versorger wählen, der keinen Atomstrom einspeist. Das ist ein wirklicher Durchbruch. (Beifall bei den GRÜNEN.) 


Das wird auch für Großbetriebe, für Banken, für Versicherungen, für Industrie- und Gewerbebetriebe wichtig sein. Wenn ihnen die Ökologie ein Anliegen ist, werden sie bei der Auswahl des Stroms entsprechend Rücksicht nehmen müssen. Und auch die WIENSTROM wird sich Fragen gefallen lassen müssen: Woher kommt der Strom?


Ich drücke mich jetzt gar nicht um diese heikle Frage der Kennzeichnung herum. Natürlich kann man, wenn man Strom direkt vom Energieversorger bezieht, leicht kennzeichnen, was macht man aber dann, wenn man den Strom von Strombörsen, von denen jetzt viele entstehen werden, bezieht. Da war ursprünglich im Entwurf vorgesehen, "unbekannt" hinzuschreiben. Die Konsequenz wäre gewesen, meine Damen und Herren: Nirgendwo in Österreich hätte es Atomstrom gegeben. Und das war der Punkt, wo wir gesagt haben: Uns ist es so wichtig, dort, wo es vielleicht nicht so einfach ist, die Stromquelle festzustellen, zu Näherungswerten zu kommen. Denn eines geht schon: Wenn ein Versorger garantiert keinen Atomstrom möchte, muss er sich eben auch auf dem europäischen Markt bemühen, Strom zu beziehen, der 100�prozentig nicht aus Atomkraftwerken kommt. Das ist möglich. WIENSTROM ist noch nicht so weit. 


In dem Maß, wie das jetzt vollständig gekennzeichnet wird, wird es hoffentlich auch eine Bewegung geben, dass bei Unternehmen, die von Temelin, von Bohunice, aber auch aus westlichen Atomkraftwerken Strom beziehen, hier auch von der Marktmacht her etwas verändert wird. 


Ich glaube, diese Stromkennzeichnung wird von vielen noch unterschätzt, sie kann aber eine wirkliche Änderung der Energiepolitik in Europa klein beginnen. Das zeigt, dass es nicht darum geht, zu diskutieren, Markt oder Staat, sondern dass es die Kunst der Politik ist, eine intelligente Regulierung von Märkten vorzunehmen, eine ökologische, eine soziale Regulierung, und hier ist, glaube ich, eine gute, um nicht zu sagen, eine fast sehr gute ökologische Regulierung gekommen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 


Vieles ist noch offen und darum möchte ich einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, unterstützt von mir, vom Kollegen Juznic und von vielen anderen, von mehr als 5, das sage ich sicherheitshalber dazu, Frau Präsidentin (Abg Rudolf Stark: Frau Präsidentin Römer?) - Herr Präsident, sorry, meine Augen sind auf Sie (Der Redner weist in Richtung Plenum.) gerichtet -, der den Bund auffordert, mit folgendem Unfug Schluss zu machen - es steht natürlich freundlicher drinnen -:


"Wir fordern den Bundesgesetzgeber auf, einheitliche Regelungen vorzunehmen und die 'Artenvielfalt' bei den Landes-ElWOGs einzuschränken." 


Was heißt denn das? Das heißt - ich darf es mit meinen etwas derberen Worten ausdrücken -, die absolute Skurrilität des Föderalismus abzustellen, wo er nur Kosten mit sich bringt. Neunmal Stromkennzeichnungen! Also, es bietet E.on Strom in Österreich an und die Wiener kennzeichnen den Strom, die Niederösterreicher kennzeichnen den Strom, die Oberösterreicher kennzeichnen den Strom, und jeder macht das irgendwie anders. Und dann wird der Strom vielleicht in einem Land nach einem anderen Gesetz gekennzeichnet, als in einem anderen. Da gilt er als Ökostrom, dort gilt er nicht als Ökostrom. Also, was hier der Sinn des Föderalismus ist, kann mir niemand erklären, außer dass wir neun Dienststellen schaffen.


Ein anderes Beispiel: Im Bundesgesetz steht drinnen, heimische Biomasse gilt als Ökostrom. Manche Landesgesetzgeber definieren "heimische Biomasse" als Biomasse aus dem EU- und EWR-Raum - das ist die eine Form von heimischer Biomasse -, Ober-österreich definiert "heimische Biomasse" als Bio-masse aus Oberösterreich. Also, hier regeln wir alles neunmal unterschiedlich, bis hin zu den Einspeise-tarifen, bis hin zu vielen anderen Details. Kein Mensch versteht die Sinnhaftigkeit, das neunmal zu machen, und ich glaube, es ist nicht zu oft der Fall, dass Länder sagen: Bitte, Bund, regle das vernünftig gemeinsam. 


Deswegen der Beschluss- und Resolutionsantrag - ich lese ihn nicht im Detail vor -, dass der Bundesgesetzgeber aufgefordert wird, im Rahmen einer Novelle zum Elektrizitätswirtschafts- und –organisationsgesetz, wichtige Regelungen im Elektrizitätswesen bundeseinheitlich zu regeln und die "Artenvielfalt" bei den Landes-ElWOGs einzuschränken. Insbesondere geht es hier um die Stromkennzeichnung, es geht um die Frage, dass eine Begrenzung der Abnahmepflicht von Ökostrom nicht dem Grundsatzgesetz entspricht, und es geht um die Vorbereitung von bundeseinheitlichen Einspeistarifen.


Wenn Sie ein großes Plakat in Ihr Zimmer hängen wollen, dann hängen Sie ein Plakat der neuen Einspeiseregelungen auf. Das klingt fürs Erste nicht aufregend. Na gut, wird halt eine Einspeisereglung gemacht, was kriegt man für Sonne, was kriegt man für Biomasse, was kriegt man für Wind, aber schon im Land haben wir zwischen Winter und Sommer, zwischen Hochtarif und Niedertarif unendlich viele Regelungen, und das Ganze haben wir jetzt noch mal neun. Keiner kennt sich aus. Viele sind damit beschäftigt. Diese Dinge sollten wir bundeseinheitlich regeln, und ich bitte auch den Herrn Stadtrat und die Frau Stadträtin dort, wo es Verhandlungen gibt, in diese Richtung tätig zu sein. 


Ich möchte aber auch auf die Gefahren hinweisen, die jetzt im Vollzug oder in den nächsten Monaten auf Sie zukommen. 


Was ebenfalls in diesem Gesetz geregelt ist und wofür Wien sehr Druck gemacht hat, ist, dass auch Strom aus Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen quasi als Ökostrom angerechnet werden kann und unterstützt wird. Und da möchte ich insbesondere StR Rieder, der sicherlich ein Hauptverantwortlicher sein wird, dann diese Zuschläge festzulegen, vor einem - ich formuliere es jetzt scharf - warnen: Natürlich wird die Wienstrom versuchen, einen möglichst hohen Kraft-Wärme-Kopplungs-Zuschlag herauszuverhandeln. Es besteht ja durchaus die Möglichkeit, über diesen Titel eine beträchtliche Erhöhung der Netzgebühren und eine Stützung der Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen vorzusehen. 


Ich möchte ganz klar unsere Position dazu darstellen: Wir halten es für sinnvoll, dass man sich das bei einem liberalisierten Markt, in dem ab Oktober Milliarden an Geld verbrannt werden, genau anschaut. Da wird unter Grenzkosten angeboten, die Konsumenten können sich vielleicht kurzfristig freuen, wie das langfristig ausgehen kann, kann man sich in Kalifornien anschauen. Wenn die Aktionäre Geld verbrennen wollen, ist das ihre Sache, dort, wo öffentliche Eigentümer dahinter sind, frage ich mich: Was ist der Sinn der Sache? - Die Telekom-Branche hat es vorexerziert, dass es nicht nur intelligent ist, was hier passiert. 


Da wird unter Grenzkosten angeboten. Und wenn hier gesagt wird, wenn wir eine relativ gute Luftqualität in den Wintermonaten haben, dann auch deswegen, weil wir ein ausgebautes Fernwärmenetz haben - das haben wir immer unterstützt -, dann stimmt das, aber da bitte ich jetzt um Genauigkeit. Unter diesem Titel kann man nicht unbegrenzt Aufschläge machen. Natürlich werden sich die Kostenrechner, die Buchhalter der Wienstrom in ihrer Kreativität schon ausrechnen können, dass wir hier einen sehr, sehr hohen Aufschlag gewährleisten. Wir werden uns das sehr genau anschauen. 


Das ist im Übrigen auch ein Punkt, der paktiert ist, nämlich wie die Einspeisetarife zu regeln sein werden. Wir verschließen uns nicht der Sinnhaftigkeit, dafür zu sorgen, dass nicht der liberalisierte Strommarkt die Kraft-Wärme-Kopplung in Wien umbringt, aber bitte dieser Aufschlag muss moderat sein, er muss den wahren Kosten entsprechen und darf nicht irgendeine Beliebigkeit sein. Die Zahl, die ich da von der Wienstrom höre, ist ja fast um den Faktor 10 zu hoch, aber vielleicht ist sie ja nur ein Gerücht und darum nenne ich sie nicht. 


Und ein Letztes, sehr Wichtiges, das betrifft generell die Frage: Wer reguliert denn? - Was hier klar geworden ist: Wir haben keine energiepolitische Kompetenz im Rahmen der Gemeinde Wien. Das meine ich jetzt nicht persönlich. Da haben sich sehr viele Politikerinnen und Politiker und auch Beamte engagiert. Bisher, solange es die Stadtwerke gegeben hat und sie nicht ein ausgegliedertes Unternehmen waren, war es so: Energiepolitik machen eh die Stadtwerke. Und sogar Gesetze wurden bei den Stadtwerken geschrieben. 


Jetzt sind die Stadtwerke ein Spieler, ein Teilnehmer, und es kann auch - und das war auch in diesem Fall so - einen Interessenkonflikt geben zwischen der Stadt und ihren zum Beispiel klimapolitischen Zielen und den wirtschaftlichen Interessen der Wienstrom. Und wo ist dann, bitte, die Institution, die Energiepolitik macht? - Meine Damen und Herren, die haben wir nicht! Wir haben eine MA 26, in der es einen engagierten Mitarbeiter gibt, der für Energiepolitik zuständig ist. Woher kommt der? - Der ist halbkarenziert von der Wienstrom. Und immer wenn er "wir" sagt, frage ich ihn: Wen meinen Sie denn mit "wir"? Welchen Hut haben Sie denn gerade auf? Sind Sie gerade der Wienstrom-Wir oder der Stadt-Wien-Wir?


Also, hier sollten wir dringend nachdenken und nicht im Zuge eines allgemeinen Drucks sagen, wir müssen Stellen abbauen, sondern ganz unpopulär wäre, wenn wir sagen würden, hier müssen wir Stellen aufbauen. Intelligente, kluge Männer und Frauen, die den Strommarkt regulieren, sparen langfristig Geld und ermöglichen eine rationale Energiepolitik. Und das sollten wir sehr rasch umsetzen. (Beifall bei den GRÜNEN.)


In diesem Sinne danke ich noch einmal für die sehr interessante energiepolitische Diskussion, die wir im Vorfeld hatten. Danke auch für die Flexibilität, die auf vielen Seiten gegeben war, sodass wir jetzt zu einem Gesetz kommen, von dem ich, noch ohne es bis ins Detail geprüft zu haben, glaube, dass es mit Abstand das ökologisch orientierteste aller neuen Landes-ElWOGs ist. Das kann sich sehen lassen, und es zeigt sich, dass in einer Zusammenarbeit, die - Kollege Klucsarits, noch einmal - überhaupt nichts mit Koalition zu tun hat, sondern bei der man konkret etwas vereinbart, etwas Vernünftiges, etwas Tolles herauskommen kann. 


In diesem Sinn hoffe ich, dass noch viele Projekte dieser Art umgesetzt werden können. Die Frage der Einspeisung ist etwas, was kurzfristig bevorsteht. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)


Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Dr Tschirf gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.


Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 


Auslöser für dieses Gesetz ist die Stromliberalisierung, die mit 1.10. dieses Jahres in Kraft tritt. Diese Stromliberalisierung ist der endgültige Schritt, der nun in Österreich gesetzt wurde, nachdem von Seiten der EU, beginnend mit einem Beschluss des Europäischen Parlaments im Jahr 1996 und mit der Richtlinie, die am 19. Februar 1997 in Kraft getreten ist und die nunmehr in Österreich vollständig umgesetzt wird, bereits die Möglichkeit zur Liberalisierung geschaffen wurde. Damit kommt es zu einem entsprechend kostengünstigen Bezug von Strom, der nun allen, auch den Haushalten, auch dem Gewerbe, zugute kommt. Wir glauben, dass diese Entwicklung eine richtige und gute ist und begrüßen diese. 


Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir sehen aber auch eines daraus, dass Markt und Ökologie nicht nur einander nicht widersprechen müssen, sondern eine interessante Symbiose eingehen können. Das erinnert an das Konzept der ökosozialen Marktwirtschaft der Österreichischen Volkspartei. Ganz im Gegenteil: Wenn man sich die Situation in Europa ansieht, so haben gerade jene Länder als erstes liberalisiert - nämlich gerade die Länder in Nordeuropa -, in denen entsprechende andere Energiequellen besonders unterstützt und entsprechend gefördert worden sind. Das gilt eben für Norwegen, das gilt für Schweden.


Daher ist es gut und richtig, wenn wir neben der Wasserkraft, die die traditionelle umweltfreundliche Energiequelle in Österreich darstellt, auch mit der Fotovoltaik, mit allen anderen Formen der Energieerzeugung aus erneuerbarer Energie entsprechende Zeichen und Schritte setzen, und wir werden dem daher auch gerne zustimmen. 


Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir wissen, dass hier ein wichtiger Schritt gesetzt wurde. Wir haben uns dieser Diskussion immer gerne unterzogen und haben jedes Gespräche geführt, umso verwunderter bin ich, dass wir von Anträgen erst hier erfahren, wobei jetzt gar nichts gegen den Inhalt auszusetzen ist - wir werden uns sicherlich damit auseinander setzen -, aber ich glaube, zum ordentlichen Ablauf, zu den Spielregeln dieses Hauses sollte es gehören, dass wir informiert werden, wenn hier Anträge eingebracht werden, die sich etwa mit der Kompetenzlage in Österreich beschäftigen. Ich stehe gar nicht an zu sagen, dass intelligentere Lösungen als die Kompetenzverteilung, die derzeit im Rahmen des Artikels 12 B-VG für die Elektrizitätswirtschaft besteht, vorstellbar sind, aber wir erwarten uns einfach, dass wir, wie es zum guten parlamentarischen Stil gehört, hierüber informiert werden und nicht über das Rednerpult. (Beifall bei der ÖVP.) 


Sosehr ich meinen Unmut darüber zum Ausdruck bringe, so sehr freut es mich, dass hier ein Schritt in Richtung ökosoziale Marktwirtschaft in Wien gesetzt wird, dem wir gerne zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.) 


Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Dr GÜNTHER zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 


Abg Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 


Kollege Tschirf hat schon darauf hingewiesen, dass die Energiebinnenmarktrichtlinie 1996 mit Gültigkeit 1997 der Auslöser für die Liberalisierung des Strompreises in Europa war. Damals hat man den Mitgliedsstaaten zwei Jahre zur Umsetzung auf nationaler Ebene vorgeschrieben und in Österreich ist diese Umsetzung im August 1998 in Gültigkeit getreten. Die damalige Regelung hat vorgesehen, dass in Einzelschritten bis zum Jahr 2006 eine Marktöffnung durchzuführen gewesen wäre, und erst das Regierungsübereinkommen zwischen FPÖ und ÖVP auf Bundesebene hat zu einer Beschleunigung und zu einer Novelle des Gesetzes im Sommer 2000 geführt, die die Vollliberalisierung mit 1. Oktober 2001 vorsieht. 


Zur Umsetzung sind landesgesetzliche Regelungen notwendig. Diese sind in einigen Bundesländern bereits abgeschlossen worden, heute werden sie in Wien abgeschlossen. 


In Wien hat man sich ein bisschen Zeit gelassen, und erst als der Energieregulator darauf hingewiesen hat, dass, wenn sich Wien jetzt nicht wirklich tummelt, der Termin 1. Oktober nicht einzuhalten ist, und erst als die FPÖ noch nachgestoßen hat, hat dann zwei Tage später der damals verhandelnde StR Rieder den Entwurf ins Begutachtungsverfahren gegeben und auch eine Presseaussendung gemacht, in der er gesagt hat: Wir werden fertig bis zum 28. Juni 2001.


Daraufhin hat es ein Hin und Her von Aussagen gegeben: Chorherr gefällt der Entwurf, Chorherr gefällt der Entwurf nicht, Chorherr hat sich durchgesetzt, Rieder hat sich durchgesetzt. Das ist so im Ping-Pong-Spiel hin und hergegangen und StR Rieder hat in der ersten Aussendung schon angekündigt, dass er auch mit den anderen Parteien sprechen wird. Es hat dann ein Gespräch stattgefunden, aber da hat es im Endeffekt einen Vorschlag von ihm gegeben beziehungsweise einige Änderungswünsche, die durch die Grünen hineingekommen sind und die durchaus auch zu unterstützen sind, denn sie sind vernünftig. 


Bei diesen Aussendungen von StR Rieder hat eines vorgeherrscht: Er hat gesagt, die Strompreis-liberalisierung führt nicht dazu, dass der Strom billiger werden wird, denn die Zuschläge, die er für die Durchleitung geben kann und die notwendig sein werden, um die Kraft-Wärme-Kopplungen beziehungsweise die Fernwärme aufrechtzuerhalten, führen eher dazu, dass der Strompreis höher wird.


Heute hat das StR Faymann als zuständiger Stadt-rat vorgelegt und sein Vorblatt zu dem heutigen Gesetzesentwurf stimmt mich wieder etwas froher, denn er schreibt: "Eine gänzlich Marktöffnung bietet allen Kunden die Möglichkeit, von niedrigen Strompreisen zu profitieren. Durch das sinkende Strompreisniveau wird die Kaufkraft der Konsumenten erhöht, der Wirtschaftsstandort Wien und Österreich gestärkt und die Konkurrenzfähigkeit heimischer Unternehmen erhöht werden." Und das ist gut so.


Meine Damen und Herren! Das sollte der Sinn und Zweck dieses Gesetzes sein, dass der Kunde die Möglichkeit hat, sich den Stromlieferanten auszusuchen, und dass nicht der Netzbetreiber die Netzbetreibung beziehungsweise die normierte Zuschlagsmöglichkeit dazu nützt, Zuschläge in einem Ausmaß einzuführen, dass es zu einer Strompreiserhöhung anstatt zu einer Strompreisverbilligung kommt. (Beifall bei der FPÖ.)


Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir werden diesem Gesetz unsere Zustimmung erteilen, denn es ist eine Vollziehung der Grundsatzgesetze des Bundes. 


Der heute vom Kollegen Chorherr vorgebrachte Vorschlag ist durchaus richtig, und die Kritik, die Kollege Tschirf eingebracht hat, ist noch richtiger. Hier gibt es Bestimmungen - die waren auch im Gespräch, wie die Vorbesprechung bei StR Rieder stattgefunden hat -, nämlich Bestimmungen, die neunmal in Österreich zu regeln sind, und das ist nicht vernünftig, wenn hier neun Landesverordnungen zur Anwendung kommen. Aus diesem Grund ist es eine durchaus richtige Entscheidung. 


Uns liegt wirklich sehr am Herzen, dass Energie aus ökologischer Erzeugung intensiv gestützt wird. Aus diesem Grund bringe ich gemeinsam mit meinen Kollegen Stark, Reinberger und Schöfnagel einen Beschlussantrag ein:


"Der Wiener Landtag möge beschließen: Die zuständigen Stellen sollen in Umsetzung der Ziele des Wiener Elektrizitätswirtschaftsgesetzes eine Einspeiseverordnung erlassen, die für alle in Betracht kommenden Formen der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energieträgern detaillierte, kostengerechte Einspeisetarife festlegt. 


Zur Sicherheit der Erzeuger von Ökostrom sind diese kostengerechten Tarife auch über einen angemessen langen Zeitraum zu garantieren." 


In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrags an den amtsführenden Stadtrat für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung beantragt. (Beifall bei der FPÖ.) 


Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich habe schon gesagt, wir werden diesem Gesetzesentwurf zustimmen, wir werden aber ein sehr waches Auge auf alles haben, was dazu führen könnte, dass im Verordnungswege der Strompreis durch die Liberalisierung nicht niedriger wird, sondern durch Zuschläge, die in diesem Verordnungswege geregelt sind, erhöht wird. Hier werden Sie uns als stärkste Gegner finden. (Beifall bei der FPÖ.)


Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Juznic zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 


Abg Peter Juznic (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 


Zuerst einmal einige Bemerkungen zu meinen Vorrednern. Zum Kollegen Chorherr möchte ich nur die MA 26 und den Mitarbeiter erwähnen. Dipl Ing Eigenbauer ist wirklich ein profilierter Fachmann, aber mit Tarifgestaltung hat er in seiner Funktion nichts zu tun. 


Zu den Ökokraftwerken, die zu begrüßen sind, existiert eine Arbeitsgruppe, die sich mit dieser Umsetzung beschäftigt. 


Zum Kollegen Günther, der die KWK-Regelung hier angesprochen und gemeint hat, dass es teurer wird. (Abg Dr Helmut GÜNTHER: Der Stadtrat hat es angekündigt, nicht ich!) Lieber Kollege Günther, ich möchte dich nur daran erinnern, dass vor einiger Zeit die Bundesregierung die Energieabgabe von 10 Groschen auf 20 Groschen verdoppelt hat, und es ist nicht leicht für die Elektroversorgungsunternehmen, das wieder hereinzubringen. Ich möchte das nicht als Ausgleich gesagt haben, sondern zur Erinnerung, dass bereits seitens der Bundesregierung eine Verteuerung für die Abnehmer stattgefunden hat.


Sehr geehrte Damen und Herren! Das Wiener Elektrizitätswesengesetz, Wienstrom und den Tag der Liberalisierung, 1.10.2001, kann man nicht trennen. Wie geht es - Kollege Stark hat es schon in der Spezialdebatte erwähnt - bei Wienstrom weiter, wie bereitet sich Wienstrom auf jene Liberalisierung und Öffnung vor? - Darauf möchte ich hier auch einigermaßen eingehen. 


Ich möchte aber einleitend noch etwas dazu erwähnen und das richtet sich an den Kollegen Tschirf. Kollege Tschirf, Sie haben in der letzten Zeit mehrere Presseaussendungen gemacht, in denen Sie immer wieder den Versuch gestartet haben, das Unternehmen Wiener Stadtwerke, speziell Wienstrom und auch die Wiener Linien, krank zu reden, und zwar mit dem einzigen Ziel, Ihrer Ideologie, nämlich der Privatisierung, der totalen Privatisierung, zum Durchbruch zu verhelfen. Doch wir alle miteinander wissen, was das in England gebracht hat und welche Zustände und welches Chaos das vor kürzerer Zeit in Kalifornien gebracht hat. 


Sehr geehrte Damen und Herren! Die Öffnung des Markts stellt für Wienstrom eine große Herausforderung dar. Aber bereits im Vorfeld der Ausgliederung hat Wienstrom begonnen, sich auf diese neuen Bedingungen einzustellen. Hier wurde zunächst im eigenen Bereich umorganisiert. Es wurden fünf Geschäftsfelder geschaffen, nämlich das Geschäftsfeld Erzeugung, das Geschäftsfeld Übertragung, das Geschäftsfeld Verteilung, das Geschäftsfeld Vertrieb und das Geschäftsfeld Telekommunikation. 


Für jedes Geschäftsfeld - und das war neu - ist ein eigener Rechnungskreis geschaffen worden, das heißt mit einer eigenen Kostenverantwortung, also nicht pauschal von der Unternehmensspitze her alles abgedeckt. Jedes Geschäftsfeld hat ein eigenes Budget, eine eigene Kostenverantwortung, und es besteht ein gegenseitiges Bestellerprinzip. Das regt natürlich dazu an, auch hier Rationalisierungsmaßnahmen durchzuführen, innerbetriebliche Abläufe neu zu organisieren und rationeller zu gestalten.


Ein weiterer Schritt wurde mit der Gründung der EnergieAllianz gesetzt. Sie wissen, die EnergieAllianz umfasst BEWAG, BEGAS, EVN und die Linzer ESG. Hier hat man eine Kooperation gefunden, um sich dem neuen Markt in Europa zu stellen, konkurrenzfähig zu sein und auch das Überleben zu garantieren, denn Überleben heißt natürlich auch Arbeitsplätze sichern und schützen. Darum setze ich als Gewerkschafter mich voll für manche Maßnahmen ein, die dazu notwendig sind.


Innerhalb der Allianz wurden zum Beispiel Synergien genützt. Man hat die E&S gegründet, das ist Energie und Service. In diesem Verband wurden alle Großkunden, aber auch alle Handelsketten zusammengefasst und von ihm betreut. Da war die E&S sehr erfolgreich, denn ungefähr 70 Prozent aller Handelsketten in Österreich stehen hier unter Vertrag. 


Weiter gibt es die E&I, das ist Elektrizität und Information. Das ist die Bündelung der Rechenzentren in der Allianz, um auch hier Synergien zu nützen.


In der E&T, Energie und Trading, hat man Energieeinkauf und Energieverkauf zusammengefasst und gemeinsam koordiniert. Ich glaube, das ist schon mehr als der erste Schritt.


Ich möchte aber noch erwähnen, dass die EnergieAllianz ein Versorgungsgebiet hat, das ungefähr so groß wie Belgien ist. Mit 3,7 Millionen Abnehmern und Anlagen kann man sagen, dass sie in Europa nicht an unterster Stelle rangiert.


Wienstrom - das möchte ich auch im österreichischen Vergleich erwähnen - hat eine der niedrigsten Durchleitungsgebühren. Das ist für den Endstrompreis nicht unwesentlich. Ich möchte hier auch anhand einiger Zahlen zeigen, wo Wienstrom im Vergleich zu anderen Versorgern steht.


Die Durchleitungsgebühren der Netzkosten sind in Wien mit 84 Groschen angesetzt. Zum Vergleich: In der Steiermark sind es 1,34 S, im Bereich Graz 1,09 S, im Bereich der STEWEAG 1,01 S. Da ist ein Riesenunterschied, weil diese Unternehmen sich die Situation zunutze machen, mit hohen Durchleitungsgebühren ihren Versorgungsmarkt zu schützen. Sie haben niedrigere Strompreise, aber hohe Durchleitungsgebühren. Man schützt sich dadurch, weil jeder billigere Anbieter sich scheut, die Durchleitungsgebühren zu zahlen, denn das sind Fixkosten und das rechnet sich nicht.


Aber auch diese Unternehmen werden in Zukunft in Schwierigkeiten kommen, weil der Regulator schon angedacht hat, die Netzkosten, die Durchleitungsgebühren zu harmonisieren, neu zu regeln. Das bedeutet, dass jene Unternehmen dann, wenn sie mit ihren hohen Durchleitungsgebühren, die jetzt die niedrigen Strompreise stützen, zurückfahren müssen, wirtschaftliche Probleme bekommen werden.


Sehr geehrte Damen und Herren! Die Wiener Stadtwerke Holding gemeinsam mit der EnergieAllianz haben sich in Blickrichtung auf die beginnende Marktöffnung in einem zweiten Schritt neu zu organisieren begonnen, indem in der Organisation in der Wiener Stadtwerke Holding eine Zwischenholding eingeführt wird, die WIENENERGIE. 


Die WIENENERGIE hat im Bereich der Stadtwerke Holding die Funktion, den ganzen Vertrieb von WIENGAS, WIENSTROM und der Fernwärme Wien zu bündeln und einen gemeinsamen Vertrieb aufzubauen. Auch hier macht man sich Synergien zunutze, um kostengünstiger auf dem Markt auftreten zu können.


Der zweite Schritt ist vorgegeben. Auf der Ebene der EnergieAllianz wird die WIENENERGIE eingebracht; und auf dieser Ebene wird in der Allianz mit der ESG mit EVN, mit BEWAG und BEGAS ein gemeinsamer Vertrieb aufgebaut werden. Dort werden alle Kunden eingebracht werden, diese aber zur regionalen Betreuung des Geschäftsfeldes den einzelnen EVU wieder zurückgegeben werden. 


Ich glaube, dadurch ist die Vorbereitung gut im Laufen. Es ist ein schlagkräftiges Unternehmen. Aber diese Neuorganisation hat auch einen zweiten Sinn: dass die EnergieAllianz nicht in kartellrechtliche Schwierigkeiten kommt. Ein zweiter Punkt ist auch nicht unwesentlich, das ist der finanzielle, weil dadurch eine andere steuerliche Behandlung erfolgt.


Weiters laufen derzeit - man kann es den Medien entnehmen - die Verhandlungen mit der Energie AG Oberösterreich. Wenn es hier zu einer Einigung kommen sollte, würde sich die Allianz sehr erweitern. Wir hätten in Folge dann die Salzburger mit im Boot. Das, glaube ich, wäre der Ausgangspunkt für eine gesamtösterreichische Lösung oder eine Lösung für den Rest von Österreich. Denn es sind im Laufe der Zeit im Zuge der Öffnung des Markts zwei Sachen passiert: Das war zunächst einmal der Ausbruch der EStAG, die der EdF 25 Prozent und eine Aktie zukommen hat lassen, auf der zweiten Seite erst kürzlich die Kärntner, die der RWE den Zuschlag gegeben haben. Aber mit dieser Basis, wenn es von den Unternehmen her und auch von der politischen Seite her - da spreche ich das Land Oberösterreich an - geschafft werden könnte, wäre dann vielleicht eine Lösung für das restliche Österreich gemeinsam mit dem Verbund möglich.


Sehr geehrte Damen und Herren! Jetzt einige Worte noch zum ElWOG. Das Bundesgesetz ElWOG 2000 hat mit der Zustimmung Salzburgs im Dezember 2000 seine Gültigkeit erhalten. Es muss nun die Umsetzung dieses Bundesgesetzes mittels Landesgesetz erfolgen und dieser Beschluss wird heute hier gefasst. Kollege Chorherr hat es schon erwähnt: Das Landesgesetz darf dem Bundesgesetz nicht widersprechen.


Das ElWOG 2000 wurde wegen der vorgezogenen Öffnung des E-Marktes beschlossen und tritt mit 1.10.2001 in Kraft. Das alte ElWOG hatte mehrere Etappen vorgesehen und die Liberalisierung hätte zu einem späteren Zeitpunkt erfolgen sollen. Das bedeutet aber auch, dass sich jeder Abnehmer seinen Lieferanten dann selber auswählen kann.


Der Gasmarkt dazu wird ein Jahr später geöffnet und kommt ein Jahr später in die Liberalisierungssituation.


Das Wiener Elektrizitätswirtschaftsgesetz beinhaltet die technischen und organisatorischen Rahmenbedingungen für die 100�prozentige Marktöffnung, unter anderem auch die Entflechtung von Energielieferung, Übertragung und Verteilung in Bilanzgruppen. 


Mit der Ausgleichsenergie wird das Gleichgewicht zwischen Erzeugung und Verbrauch hergestellt. Der Regelzonenführer - das ist auch neu - ist für diesen Einsatz der Ausgleichsenergie zuständig. 


Der Regulator auf Bundesebene wurde heute schon angesprochen. Diesem Regulator kommt es zu, aus unabhängiger Sicht das Funktionieren der Liberalisierung sicherzustellen. 


Ein ganz wichtiger Punkt ist auch der Schutz der Kraft-Wärme-Kopplung, der KWK, was für Wien besonders wichtig ist, denn die Wiener Kraftwerke koppeln zu ungefähr 70 Prozent des Fernwärmebedarfs von Wien aus. Sie haben dadurch einen öffentlichen Auftrag. In der Vergangenheit, ohne Liberalisierung und "ohne Marktbedingungen" - unter Anführungszeichen - war das so ziemlich egal, jetzt aber unterstehen auch unsere Kraftwerke dem Markt. Auch unsere Kraftwerke müssen zu möglichst billigen Preisen produzieren und so viel liefern, wie an Bedarf vorhanden ist. Auf der zweiten Seite haben sie jedoch den kommunalen Auftrag zur Fernwärmeversorgung von Wien. Das bedeutet einen Wettbewerbsnachteil und auf Grund dieses Wettbewerbsnachteils wurde über Verordnung des Landhauptmanns im Wiener Elektrizitätswirtschaftsgesetz ein Zuschlag festgeschrieben, der dann zum Netzpreis dazukommen soll.


Weiters wird es ein Kleinwasserkraftzertifikat geben. Jeder Abnehmer muss künftig 8 Prozent seines Verbrauchs aus Kleinwasserkraftwerken decken. Der Nachweis erfolgt eben über dieses Zertifikat. Das ist wieder ein Punkt unseres Antrags - unter vielen anderen -, wo wir verlangen, dass man das gleichschalten sollte in ganz Österreich, um dem Wirrwarr ein Ende zu bereiten. 


Ökostrom und die diesbezügliche Abnahmepflicht ist auch von meinen Vorrednern schon erwähnt worden. Das betrifft die Abnahme von erneuerbarer Energie aus Anlagen für feste und flüssige heimische Biomasse, Biogas, Deponie- oder Klärgas, geothermische Energie, Wind- und Sonnenenergie, die als Ökostromanlagen anerkannt sind. Als Termin für das Erreichen eines Prozentsatzes von 3 Prozent - auch das wurde hier schon erwähnt - ist der 1.10.2005 festgesetzt und mit 1.10.2007 ist ein Anteil von 4 Prozent zu erreichen. Dieses Mindestmaß ist im Wiener Ausführungsgesetz nicht beschränkt und hat zu behördlich festgelegten Preisen zu erfolgen, sprich zu Einspeisetarifen.


Und hier, sehr geehrte Damen und Herren, möchte ich auch die Situation der Tarife von WIENSTROM im Vergleich zu den anderen Bundesländern ein bisschen zur Kenntnis bringen. Bei der Solarenergie zahlt die Stadt Wien bis zu 5 kW Spitze 5,58 S. Im Vergleich dazu: Burgenland 2 S, Niederösterreich 1,78 S, Oberösterreich 1,71 S und die Steiermark 69 Groschen. Also, auch bei der Solarenergie liegen wir mit unseren Einspeisetarifen, die auf eine Verordnung von 1999 zurückgehen, glaube ich, ganz gut. 


Weiters die Tarife zur Biomasse im Vergleich: Wien 1,46 S pro Kilowattstunde, Tirol 76 Groschen, Salzburg 78 Groschen, Kärnten 70 Groschen. Wieder ein Beweis, dass Wien nicht zu wenig, sondern angemessene Preise zahlt. 


Nun zum durchschnittlichen Preis für Energie aus Windkraft, wobei hier das System der Einspeistarife wirklich auch sehr, sehr verwirrend ist. Die Preise sind von Hochzeit oder Niedrigzeit und auch davon abhängig, ob man voll ins Netz einspeist oder nicht. Wien zahlt derzeit bei der Windkraft 1,17 S pro Kilowattstunde. 


Weiters ist auch noch die Aufschlüsselung des Stroms nach Herkunft und Erzeugungsart festgelegt, was dann auf der Stromrechnung ausgewiesen werden muss.


Und zum Schluss noch: Unserem gemeinsamen Antrag mit den Grünen werden wir selbstverständlich zustimmen. Wir werden auch dem Antrag der Freiheitlichen Partei auf Zuweisung unsere Zustimmung geben. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 


Präsident Johann Römer: Ein zweites Mal hat sich Herr Abg Dr Tschirf zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.


Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Stadtrat!


Ganz kurz. Erstens einmal: Wir jammern weder WIENSTROM noch Wiener Linien krank, wir sorgen dafür, dass geeignete Schritte gesetzt werden, damit die fit am Markt sind, denn der Markt kommt, ist da, und wenn nicht die entsprechenden Schritte gesetzt werden, gefährden wir diese Unternehmen. Unsere Vorschläge gehen in diese Richtung und sind gerade im Interesse dieser Unternehmen. Wenn Sie sich das anschauen, werden Sie das sehen. 


Gerade was wir zuletzt zu den Wiener Linien gesagt haben, zeigt, dass wir am Bestand dieser Unternehmen größtes Interesse haben, aber jene Schritte setzen wollen, so wie wir das auch in der Vergangenheit gemacht haben. Wir haben damals auf eine Umwandlung der Wiener Stadtwerke in eine Aktiengesellschaft gedrängt, das wäre ohne uns auch nicht vor sich gegangen. Wir wollen, dass diese Unternehmen fit am Markt sind. 


Wir sind bei Privatisierungen immer für ordentliche Privatisierungen, wo es einen Regulator gibt. Kalifornien ist ein schlechtes Beispiel. Dort hat das nicht funktioniert und das ist auch kein Vorbild für uns. Wir glauben, dass man sich etwa auch an Skandinavien orientieren könnte, wo man sicherlich nicht sagen kann, dass dort nur konservative Regierungen das Sagen haben.


Ich möchte jetzt noch auf diesen Antrag eingehen, der hier vorliegt. Wir hatten eben nur kurzfristig die Möglichkeit, uns den anzusehen. Ich sage hier noch einmal: Der Inhalt ist für uns ein richtiger. Wir glauben aber, dass wir diesen Inhalt in verschiedener Art und Weise herbeiführen können. Ein Weg ist der skizzierte eines Appells an den Bundesgesetzgeber, an Nationalrat und Bundesrat. Da es sich aber um Materien handelt, die landesgesetzlich geregelt sind, wäre beispielsweise auch eine 15a-Vereinbarung möglich und anderes. 


Daher mein Vorschlag: Zuweisen und wir können noch einmal darüber reden. Ich glaube, geortet zu haben, dass hiezu eine Möglichkeit besteht, denn, wie gesagt, wir bräuchten in einem Fall eine Kompetenzänderung des Bundesverfassungsgesetzgebers, im anderen Fall aber könnte man das sogar im Wege der Länder untereinander herbeiführen, wobei wir uns das eine und das andere vorstellen können. Wir sollten aber trachten, dass das rasch herbeigeführt wird. (Beifall bei der ÖVP.) 


Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr LhptmSt Dr Rieder zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.


LhptmSt Dr Sepp Rieder: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordneten! 


Ich habe mich ja eigentlich aus zwei Gründen zu Wort gemeldet. Der eine Grund ist der, dass ich von Anfang an nicht die falsche Vorstellung entstehen lassen möchte, dass wir es hier im Landtag in der Hand hätten, die Entwicklung der Energiepreis weltweit oder auch nur in Bezug auf Europa zu regulieren. Man muss sich klar darüber sein, dass die internationale Entwicklung nicht nur bei den Preisen von Energieträgern aus Erdöl auf- und abgeht, und wir wissen aus vielen Beispielen, wie rasch eine Energieentwicklung sich ins Gegenteil kehren kann. Also, man soll nicht von vornherein mit dem Gesetzeswerk die Vorstellung verbinden, das muss jetzt automatisch dazu führen, dass der Energiepreis geringer wird. 


Das gilt auch für das Prinzip der Liberalisierung. Gerade in der Bundesrepublik Deutschland findet jetzt eine intensive Diskussion darüber statt, dass eigentlich die Erwartungen an einen selbst regulierenden Markt im Energiebereich einfach an der Sache vorbeigehen. Die gehen eher unserem Konzept nach, jetzt zunehmende regulierende Elemente einzubauen. 


Das Zweite ist: Ich halte es für sehr wichtig, darauf hinzuweisen, dass es überhaupt nicht selbstverständlich ist, bei der gegenwärtigen Situation einfach automatisch von einer dauernden Versorgungssicherheit auszugehen. Wir sind gut beraten, in der Wiener Energiepolitik auch durch Eigenvorsorge, durch eigene Möglichkeiten die Sicherheit zu bieten, dass wir selbst in Krisensituationen in Wien und im weiteren Bereich der EnergieAllianz für eine Versorgungssicherheit sorgen können. Und auch dazu sind Bausteine in diesem Energieorganisationsgesetz enthalten. 


Dritter Punkt - auch da ist das Stichwort geliefert worden, und zwar von Herrn Abg Günther -: Es soll nicht - ich unterstelle das jetzt nicht - sozusagen eine Dolchstoßlegende geschaffen werden: Der Wiener Verordnungsgeber verteuert den Strom. Abgesehen davon, dass es eine Bundeskompetenz ist und Preisregelungen in diesem Bereich unmittelbar anwendbares Bundesrecht sind und letztlich der Wirtschaftsminister die Preise vorgibt, muss einem klar sein, dass die Netzregulierung ein enormer Vorteil ist, gegenüber der Situation in anderen Ländern, weil auf dem Gebiet des Netzes jedenfalls kein Wettbewerb herrschen kann. Das liegt in der Natur des Netzes und daher sind - wie es gesagt worden ist - Bemühungen um eine österreichweite Angleichungen der Netzkosten durchaus sinnvoll. 


Vierter Punkt: Ich glaube - da bitte ich um Verständnis -, dass wir doch einmal diese Resolution des Wiener Landtags beschließen sollten, weil es den Erfahrungen der Verhandlungen, insbesondere auch den Erfahrungen der Energieverwertungsagentur entspricht, dass das derzeit bestehende unterschiedliche Regelungswerk wahrscheinlich zu einem großen Problem für die österreichische Energiewirtschaft führen kann und dass in dem Bereich weniger Föderalismus wichtiger ist. Das gilt nicht nur für die Kennzeichnungsfrage, aber natürlich auch für diese. Daher sollte der Landtag aus Anlass dieses Beschlusses tatsächlich diese Willensäußerung fassen. 


Ich greife aber gerne den Vorschlag der ÖVP-Fraktion und des Herrn Klubobmanns Tschirf auf, dass wir bei der nächsten Gelegenheit, die sich dafür eignet, im Finanzausschuss auch das Thema der 15a-Vereinbarung angehen, die ich zwar für eine weniger gute Lösung halte, aber auch für eine mögliche Lösung, durch eine Vereinbarung zwischen den Ländern auf gewissen Gebieten eine legislative Gleichstellung herbeizuführen. Daher greife ich das auch auf und sage zu, dass wir dieses Thema behandeln werden, sodass beiden Aspekten Rechnung getragen ist, nämlich dass der Landtag und nicht irgendein Ausschuss eine Signalwirkung gibt, aber umgekehrt diese Idee nicht verloren geht.


Letzte Bemerkung: Ich möchte mich - eigentlich eine Bemerkung des Herrn Klubobmanns Chorherr aufgreifend - bei den Mitarbeitern der MA 64 bedanken. Sie haben eine enorm schwierige Situation zu bewältigen und ich bedanke mich bei meinem Kollegen Faymann auch für die entsprechende Mitbetreuung, denn es ist kein Honiglecken, wenn inhaltlich woanders verhandelt wird, das legistisch aufzufassen, einzubauen und dann auch noch in so kurzer Zeit zustande zu bringen. Ich glaube daher, dass auch die Mitarbeiter dieses Bereichs unser aller Anerkennung verdienen. (Beifall bei der SPÖ.)


Präsident Johann Römer: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen. 


Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. 


Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 


Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Danke. Damit ist das Gesetz in erster Lesung einstimmig angenommen.


Wir haben jetzt über zwei Beschluss- und Resolutionsanträge abzustimmen.


Der erste Antrag ist jener der Abgen Mag Chorherr und Juznic, betreffend bundeseinheitliche Regelungen im Elektrizitätsbereich. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt.


Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das ist einstimmig so angenommen. 


Der zweite Antrag der FPÖ-Abgeordneten betrifft die Einspeisungsverordnung. Hier wird in formeller Hinsicht die Zuweisung an den zuständigen amtsführenden Stadtrat verlangt.


Ich bitte jene Damen und Herren, die der Zuweisung zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das ist ebenfalls einstimmig so zugewiesen. 


Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht. 


Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.


Die Postnummer 10 (PrZ 319/01-MDBLTG) betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Bauprodukten- und Akkreditierungsgesetz geändert wird (WBAG-Novelle 2001). 


Der Berichterstatter hiezu ist Herr amtsf StR Faymann. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.


Berichterstatter amtsf StR Werner Faymann: Ich glaube, es liegen auch dazu keine Wortmeldungen vor. So ersuche ich einfach um Zustimmung. 


Präsident Johann Römer: Danke. - Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung. 


Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. Danke. Das ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen. 


Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht.


Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.


Die Postnummer 11 (PrZ 320/01-MDBLTG) betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz, mit dem Bestimmungen über elektrische Leitungsanlagen, die sich auf den Bereich des Bundeslandes Wien erstrecken, erlassen werden (Wiener Starkstromwegegesetz 1969), geändert wird. 


Der Berichterstatter hiezu ist Herr amtsf StR Faymann. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.


Berichterstatter amtsf StR Werner Faymann: Auch hier, wie auch bei den nächsten Gesetzesvorlagen, liegen keine Wortmeldungen vor. Ich rechne daher mit großer Einheitlichkeit. Ich bitte daher um Zustimmung.


Präsident Johann Römer: Danke. - Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung.


Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke sehr. Das ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen.


Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht. 


Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig angenommen.


Die Postnummer 12 (PrZ 321/01-MDBLTG) betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Feuerwehrgesetz geändert wird. 


Der Berichterstatter hiezu ist Herr amtsf StR Faymann. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.


Berichterstatter amtsf StR Werner Faymann: Ich hoffe, dass die Mitarbeiter, die so mühevoll diese Gesetze vorbereitet haben, nicht gekränkt sind, dass es so kurz ist, aber ich bitte auch hier um Zustimmung. (Abg Mag Christoph Chorherr: Ist das eine Aufforderung zu einer Wortmeldung?)


Präsident Johann Römer: Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung. 


Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen.


Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht.


Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.


Die Postnummer 13 (PrZ 322/01-MDBLTG) betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Katastrophenhilfegesetz geändert wird. 


Der Berichterstatter hiezu ist wieder Herr amtsf StR Faymann. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.


Berichterstatter amtsf StR Werner Faymann: Ich ersuche um Zustimmung.


Präsident Johann Römer: Danke. - Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir ebenfalls gleich zur Abstimmung.


Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke sehr. Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig beschlossen. 


Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht.


Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen. 


Die Postnummer 14 (PrZ 323/01-MDBLTG) betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz zum Schutz gegen Baulärm geändert wird. 


Der Berichterstatter hiezu ist Herr amtsf StR Faymann. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.


Berichterstatter amtsf StR Werner Faymann: Ich ersuche auch hier um Zustimmung.


Präsident Johann Römer: Danke. - Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung. 


Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen.


Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht. 


Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.


Die Postnummer 15 (PrZ 324/01-MDBLTG) betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über die Erzeugung, Lagerung, Leitung und Verwendung brennbarer Gase in Wien (Wiener Gasgesetz) geändert wird. 


Der Berichterstatter hiezu ist Herr amtsf StR Faymann. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten. 


Berichterstatter amtsf StR Werner Faymann: Herr Präsident! 


Ich habe mehr Glück als Sie, weil ich immer den kürzeren Text habe. Ich ersuche um Zustimmung. (Heiterkeit.)


Präsident Johann Römer: Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung. 


Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen.


Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht.


Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die diesem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke sehr. Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig angenommen.


Die Postnummer 16 (PrZ 325/01-MDBLTG) betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Ölfeuerungsgesetz geändert wird.


Der Berichterstatter hiezu ist ebenfalls Herr amtsf StR Faymann und ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.


Berichterstatter amtsf StR Werner Faymann: Ich bitte um Zustimmung.


Präsident Johann Römer: Danke. - Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir ebenfalls gleich zur Abstimmung.


Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig beschlossen.


Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht.


Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke sehr. Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.


Die Postnummer 18 (PrZ 384/01-MDBLTG) betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Bauordnung für Wien, das Wiener Kleingartengesetz 1996, das Wiener Garagengesetz und das Wiener Aufzugsgesetz geändert werden (Verfahrensnovelle 2001).


Der Berichterstatter hiezu ist Herr amtsf StR Faymann. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.


Berichterstatter amtsf StR Werner Faymann: Meine sehr verehrten Damen und Herren! 


Zu diesem Geschäftsstück gibt es ja eine Reihe von Wortmeldungen. 


Ich möchte nur noch einmal deutlich machen, dass bei einem der wesentlichen Bereiche, nämlich bei der Reparatur, wenn man das so bezeichnen darf, des § 70a der Bauordnung deshalb die Ziviltechniker berücksichtigt wurden und nicht dem Wunsch nach voller Berücksichtigung der Baumeister Rechnung getragen werden konnte, weil hier bundesgesetzliche Maßnahmen dem entgegengestanden sind. Ich wollte das nur am Beginn der Debatte nochmals klarstellen.


Ich ersuche insgesamt um Zustimmung.


Präsident Johann Römer: Danke. - Gemäß § 30c Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird gegen die Zusammenlegung ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen.


Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Maresch. Ich erteile es ihm.


Abg Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Danke schön. - Sehr geehrte Damen und Herren! 


Die Bauordnung ist auch auf einem anderen Gebiet zu reparieren, und zwar betreffend Handymasten. Wenn ich da einige Texte aus der Bauordnung vorlesen kann, steht hier zum Beispiel unter § 8 Abs. 1 drinnen: 


"Die Interessen der Nachbarn gelten als nicht verletzt, wenn diese dem Bauvorhaben ausdrücklich zustimmen oder nicht spätestens bei der mündlichen Verhandlung Einwendungen, die sich ihrer Art nach auf § 134a Abs. 1 stützen, erheben."


Im Moment ist es so, dass es in Wien 1 600 Handymasten von vier Betreibern gibt. Laut Auskunft vom Forum "Mobilkommunikation" werden es in Wien in den nächsten Jahren 6 000 Handymasten werden von insgesamt sechs Betreibern. Das heißt, auf einer erklecklichen Anzahl von Wiener Gebäuden und Häusern werden diese Handymasten stehen. Wenn man gleichzeitig bedenkt, wie solche Handymasten aufgestellt werden, nämlich unter Missachtung von AnrainerInnenrechten und auch MieterInnenrechten, und ohne Information, kann man das durchaus als Wildwuchs bezeichnen.


Eigentlich herrschen hier nicht demokratische Zustände, sondern vordemokratische Zustände. Und vordemokratische Zustände heißt, dass sowohl der Betreiber als auch der Hauseigentümer, und das ist auch ganz oft die Gemeinde Wien, sich nur zu einigen brauchen, wohin das Geld fließt. Im Moment ist es so, dass pro Handymast und Hausbesitzer 50 000 bis 100 000 S den Besitzer wechseln, und zwar jährlich. Wenn zum Beispiel eine Schule unbedingt Geld für die Aufbesserung ihres jährlichen Budgets braucht, dann kann es schon dazu kommen, dass pro Jahr 400 000 S sozusagen nicht über den Ladentisch, aber über den Schultisch wandern.


Wir glauben, dass diese Dinge einfach ein unhaltbarer Zustand sind. MieterInnen und AnrainerInnen haben keine Rechte. 


Wenn ein Gastwirt vor seinem Haus eine schwarze Tafel aufstellen möchte und dort soll draufstehen, welches Essen es gibt und was das Bier und das Essen und alles kostet, dann läuft der halbe Magistrat zusammen und alle AnrainerInnen und MieterInnen werden eingeladen, um darüber zu befinden, ob das Gulaschzeichen richtig oder falsch ist. 


Wenn Sie auf das Hausdach einen Masten draufkriegen mit ungefähr, na sagen wir zwischen 8 und 20 Metern, dann passiert gar nichts. Dann wachen Sie eines Tages auf und der Mast ist da.


Um das in Zukunft zu verhindern, wollen wir heute einen Beschlussantrag einbringen und den möchte ich jetzt verlesen.


"Der Landtag wolle beschließen: Der zuständige Stadtrat für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung wird aufgefordert, einen Gesetzesentwurf zur Änderung der Wiener Bauordnung mit folgenden Inhalten vorzulegen:


Die Errichtung von Mobilfunk-Sendeanlagen soll einer Bewilligungspflicht unterliegen. Dies soll eine Bauverhandlung mit Beteiligung aller betroffenen AnrainerInnen (EigentümerInnen und MieterInnen) beinhalten. 


Gleichzeitig sollen die Errichter von Mobilfunk-Sendeanlagen dazu verpflichtet werden, rechtzeitig einen gut sichtbaren Aushang in den betroffenen Häusern (auch in den Nachbarhäusern) anzubringen, aus dem alle relevanten Daten (wie zum Beispiel die Leistungsflussdichte und statische Parameter) der Sendeanlage hervorgehen."


In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrags an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt und an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung.


Wenn man sich jetzt irgendwie anschaut, was da so alles passiert ist in der letzten Zeit, hat man wirklich das Gefühl, man ist im wilden Osten oder Westen, Süden oder Norden. Tatsache ist, es passiert überhaupt nichts, und deswegen stellen wir diesen Antrag, dass in Zukunft auch in diesem Punkt der Demokratie und der Mitbestimmung Tür und Tor geöffnet werden. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 


Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Fuchs zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.


Abg Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 


Der vorliegende Entwurf dieses Gesetzes ist notwendig, da der Verfassungsgerichtshof die Novelle 1997, das heißt das vereinfachte Bauverfahren, aufgehoben hat.


Nun, ganz kurz: Was waren die Gründe? 


Der erste Grund war die Einschränkung der Untersagung. Die Kontrolle ist dadurch dem Instanzenweg entzogen. Das heißt, es gibt keine Kontrolle für die einzelnen Behörden. 


Zweiter Grund: Weil Ziviltechniker das Ersatzkontrollorgan der Stadt sein sollen, es heißt aber auch sein können - man muss sich das genau anhören: sein können -, und selbst verfasste Erklärungen abgeben können oder könnten. Auch aus dem Grund. Man kann also nicht Kontrollorgan sein und dann selber Erklärungen abgeben. Das geht eben nicht.


Dritter Grund: Weil die Einwendefrist für die Nachbarn überhaupt nicht erkennbar war. 


Vierter Grund: Weil die Regelung den Nachbarn vor Einwanderhebung sogar die notwendige Akteneinsicht verwehrte beziehungsweise nicht zugestanden hat.


Im heute vorliegenden Entwurf wird im vereinfachten Bauverfahren, im Baubewilligungsverfahren des § 70a weiterhin, wie im ersten Gesetz, im vergangenen, das aufgehoben worden ist, der Ziviltechniker gegenüber dem Baumeister begünstigt. Es ist in dem Entwurf nach wie vor vorgesehen, dass Ziviltechniker die Einhaltung öffentlich-rechtlicher Bauvorschriften bestätigen sollen. Kompetente Rechtsexperten aber, wie Funk oder Kettenbach, stellten fest, und das vor einigen Jahren schon, dass den Ziviltechnikern die erforderliche Fachkompetenz, die fachliche Kompetenz bei der Einhaltung subjektiv-öffentlicher Bauvorschriften fehlt. 


Ich möchte Ihnen ganz kurz hier ein Zitat von Funk aus der "Zeitschrift für Verwaltung" zur Kenntnis bringen.


Zitat: "Die bei der beruflichen Ausbildung der Ziviltechniker nachzuweisenden Rechtskenntnisse bleiben sowohl im Verfahrens- als auch im materiellen Bereich auf Grundzüge beschränkt. Die auf diese Weise vermittelte juristische Fachkompetenz ist von bescheidener Reichweite und geringem Tiefgang. Sie ist keineswegs ausreichend, um jenes Maß an Rechtswissen und methodischer Sicherheit zu gewährleisten, welches erforderlich ist, um die im Rahmen des vereinfachten Baubewilligungsverfahrens auftretenden und vom Ziviltechniker selbständig zu beurteilenden rechtlichen Fragen in allen Fällen verlässlich lösen zu können. Insbesondere die mit den subjektiv-öffentlichen Nachbarrechten zusammenhängenden Aspekte können mit rechtlichen Problemen verbunden sein, die ohne eingehende und vertiefte Kenntnis der einschlägigen Rechtssprechungen des Schrifttums und ohne eine profunde methodische Schulung nicht zu bewältigen sind. Die Bestimmungen der Wiener Bauordnung über subjektiv-öffentliche Nachbarrechte sind nicht zuletzt wegen der Verwendung von schutzbezogenen unbestimmten Rechtsbegriffen alles andere als einfach und problemlos zu interpretieren." - So Funk.


Meine Damen und Herren! Auch vom Verfassungsgerichtshof wurden eben diese Bedenken Funks geteilt, der davon ausgeht, dass Ziviltechniker nur die Übereinstimmung des Bauverfahrens mit den technischen Bauvorschriften, nicht jedoch - man höre - die Einhaltung subjektiver Rechte bestätigen können. 


Ich sage daher: Ziviltechniker können nur zur Bestätigung der Einhaltung technischer Vorschriften befugt und befähigt sein. Und es ist völlig unverständlich und aus dem Blickwinkel des verfassungsrechtlichen Gleichsatzes sowie der Erwerbsfreiheit keinesfalls gerechtfertigt, Baumeister, meine Damen und Herren, die gesetzlich befugt Bauvorhaben planen, berechnen, ausführen, ja sogar Auftraggeber von Behörden vertreten oder Projektmanagement durchführen, zu benachteiligen beziehungsweise unter Kuratel von Ziviltechnikern zu stellen, bei denen ex lege keinerlei Ausführungskompetenz vorhanden ist. 


Meine Damen und Herren! Die Zwischenschaltung des Ziviltechnikers ist daher nicht eine Vereinfachung, wie wir sie eigentlich alle anstreben und wollen, sondern eine Verkomplizierung, verteuert das Verfahren - zur Verteuerung komme ich dann etwas später - und ist nicht im Sinne unserer angestrebten Regulierung und der Verfahrensvereinfachung zu sehen. 


Diese Ungleichbehandlung zwischen Baumeistern und Ziviltechnikern kann auch nicht mit dem Recht auf Ausstellung öffentlicher Urkunden abgetan werden, so wie es immer wieder als Argument im Ausschuss gebracht wird und jahrelang in diesen Diskussionen angeführt wird. 


Und, meine Damen und Herren, ich sage: Das, was Sie hier machen, ist lediglich ein Überprüfungsbericht. Es ist daher - und das ist die logische Konsequenz - eine Gleichstellung nach dem Gleichheitsgrundsatz von Ziviltechnikern und Baumeistern hier zu sehen, da die Überprüfung sich lediglich auf bautechnische Vorschriften bezieht. Das ist das Rechtsstaatlichkeitsgebot. 


Meine Damen und Herren! Ich stelle daher auch zum § 70a mit meinem Kollegen KommR Pfeiffer einen Abänderungsantrag, der heißt: 


"Wird den Bauplänen und erforderlichen Unterlagen gemäß § 63 die Bestätigung eines nach den Berufsausübungsvorschriften berechtigten Sachverständigen, der vom Bauwerber und vom Planverfasser verschieden ist und zu diesen Personen in keinem Dienst- oder Organschaftsverhältnis steht, angeschlossen, dass sie unter Einhaltung der öffentlich-rechtlichen Bauvorschriften verfasst sind, findet das vereinfachte Baubewilligungsverfahren und nicht das Baubewilligungsverfahren gemäß § 70 Anwendung." 


Und nun zur Fertigungsstellungsanzeige, § 128 Abs. 2 Z 1 der Bauordnung. Auch dieser wurde, meine Damen und Herren, trotz einstimmiger Resolution hier im Haus im Jahr 1998 - und das ist ein Antrag aller Fraktionen gewesen - im vorliegenden Entwurf neuerlich nicht Rechnung getragen und ist meines Erachtens ebenso bedenklich, weil Baumeister, die laut Bundesgesetz zur unbeschränkten Planung - und ich habe schon gesagt Planung, Berechnung, Leitung - befugt sind, durch die Wiener Bauordnung als landesgesetzliche Vorschrift in diesem Berechtigungsumfang absolut wieder eingeschränkt werden. Eine vergleichbare Regelung, meine Damen und Herren, existiert in keinem anderen Bundesland. Derart geschützte Bereiche, die das Land Wien schafft, gehen zu Lasten der Baumeister und sind meines Erachtens nicht zulässig. Sie sind unzulässig, sie sind diskriminierend und - das trifft besonders die Bevölkerung - sie verteuern das Bauen, weil der Ziviltechniker dazwischen eingelegt wird. Der Baumeister plant, der Ziviltechniker wird eingeschoben. Der macht es ja nicht kostenlos. Das verteuert die Baukosten um 1 Prozent. Und bei Bauvorhaben - und das trifft vor allem auch die Kleinen - ist 1 Prozent ganz erheblich. 


Es wird daher angeregt, zur Bekämpfung von Diskriminierung, zur Verbilligung, wie wir sie doch alle haben möchten, die Bestätigung des § 128 Abs. 2 Z 1 auch dem Prüfungsingenieur zu ermöglichen, egal, ob dieser Prüfungsingenieur ein Ziviltechniker oder ein Baumeister ist. 


Ich stelle auch dazu einen Zusatzantrag, zum § 128, mit meinem Kollegen Pfeiffer, der lautet: 


"Der Landtag wolle beschließen: 


§ 128 Abs. 2 Z 1 in der derzeitigen Fassung der Bauordnung für Wien lautet: 


1. Eine Bestätigung eines nach den Berufsausübungsvorschriften berechtigten Sachverständigen, der vom Bauwerber und vom Bauführer verschieden sein muss und zu diesen Personen in keinem Dienst- oder Organschaftsverhältnis stehen darf, über die bewilligungsgemäße und den Bauvorschriften entsprechende Bauausführung einschließlich der Herstellung der Pflichtstellplätze sowie darüber, dass die gemäß Z 2 bis 8 vorgelegten Unterlagen vollständig sind."


Meine Damen und Herren! Ich glaube, dass man hier wirklich eine Abänderung vornehmen sollte, dass man nicht so wie das letzte Mal einen Resolutionsantrag einbringt - und wir werden das ja wieder hören, die Sozialdemokraten werden einen Resolutionsantrag einbringen -, der dann das ganze Problem wieder wegschiebt, auf den Bund schiebt, obwohl im Lande Wien die entsprechenden Maßnahmen getroffen werden könnten, denn alle anderen Bundesländer können das auch, warum kann das Wien nicht. Ich glaube daher, es ist auch im Sinne einer Arbeitsplatzschaffung, dass Baumeistern hier dasselbe Recht zusteht. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)


Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Josef Wagner zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.


Abg Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Präsident! Sehr geehrtes Mitglied der Landesregierung! Sehr geehrte Damen und Herren! 


Wir beschließen heute eine Gesetzesänderung, die notwendig wurde, weil der Verfassungsgerichtshof den § 70a der Wiener Bauordnung aufgehoben hat. Gleichzeitig treffen wir aber auch Klarstellungen hinsichtlich von Gesetzesstellen, die in die Großbauvorhabensnovelle übergeleitet werden, und eliminieren Regelungen, die ohnehin im Wiener Garagengesetz geregelt sind. 


Ich glaube, dass wir gemeinsam mit der Postnummer 19, die zur Abstimmung gelangt, mit der Großbauvorhabensnovelle hier ein taugliches Instrument für mehr Bürgernähe und vor allem aber auch für eine positive Stadtentwicklung schaffen. Wir kennen alle die Entwicklungen, die sich auf Grund von Großbauvorhaben, wie Einkaufszentren, Kinopalästen und so weiter, in den vergangenen Jahren ergeben haben, worunter sehr wohl die Wohnbevölkerung gelitten hat, wir aber eigentlich wenig Vorkehrungen treffen konnten, um hier negative Einflüsse wirklich hintan zu halten, vor allem im Verkehrsbereich et cetera.


Daher finden wir diese Gesetzesänderungen positiv, werden ihnen zustimmen, vor allem auch deshalb, weil unsere freiheitlichen Anliegen, Forderungen und Anmerkungen auch noch entweder schon im Gesetzestext eingearbeitet wurden beziehungsweise in eingebrachten Beschlussanträgen Berücksichtigung gefunden haben. 


Kritisch anmerken möchte ich nur, dass bei so wichtigen Gesetzesänderungen und Vorhaben die Bezirksvorsteher, die ja die Interessen der Wohnbevölkerung in erster Linie zu vertreten hätten, sehr wenig Interesse an solchen großen Materien haben. Ich habe mich daher gewundert, dass zur Postnummer 18 nur zwei Bezirksvorsteher eine Stellungnahme abgegeben haben, nämlich vom 17. und 19. Bezirk, zur Postnummer 19 allerdings doppelt so viele, nämlich vom 4. Bezirk, vom 5. Bezirk, vom 14. Bezirk und vom 19. Bezirk. Ich glaube, dass wir hier auf der Ebene der Bezirksdemokratie für diese Entwicklungen, was Großbauvorhaben, was Änderungen im Garagengesetz und so weiter betrifft, doch mehr Interesse im Bezirk, in der Bezirksvertretung, aber vor allem bei den Bezirksvorstehern, die hier zur Stellungnahme berechtigt sind, wecken sollten.


Zum gemeinsamen Resolutionsantrag hinsichtlich der auch von der ÖVP aufgezeigten kritischen Beurteilung der vermeintlichen Ungleichstellung zwischen Ziviltechnikern und Baumeistern möchte ich nur in Erinnerung rufen: Den Freiheitlichen war die Gleichstellung oder die Berechtigung von Baumeistern, auch im vereinfachten Bauverfahren tätig zu werden, immer ein großes Anliegen. Wir haben aber auch Verständnis dafür, dass wir nicht hier in einer Ad-hoc-Gesetzgebung etwas berücksichtigen, was dann juristisch nicht haltbar ist und womöglich eine Verschlechterung insgesamt wäre, weil dann womöglich das gesamte vereinfachte Bauverfahren fällt. Daher halten wir den Weg, den wir jetzt mit dem von uns unterfertigten gemeinsamen Beschluss- und Resolutionsantrag gehen, für richtiger, sage ich, als den Weg der ÖVP, die hier meint, in einer Gesetzesänderung, in einem Einfließenlassen dieser Ermöglichung, Baumeister sofort gleichzustellen, das gelöst zu haben, weil wir fürchten, dass das nicht halten könnte und wir eigentlich jetzt ohnehin schon sehr lange darum kämpfen, dass es diese Gleichstellung gibt. Wir sollten uns vielleicht die paar Monate Zeit nehmen, um hier auf Bundesebene in der Gewerbeordnung Maßnahmen zu finden oder Regelungen vorzubereiten, damit wir rein juristisch klar die Möglichkeit haben, diese Gleichstellung zu treffen. 


Ich halte das für den richtigeren Weg. Daher haben wir diesen Resolutionsantrag mit unterschrieben. Ich glaube, er wird erfolgreich sein, vor allem dann, wenn er hier von einer breiten Mehrheit im Wiener Landtag getragen wird. 


Ob erfolgreich sein kann, was die ÖVP mit ihren zusätzlichen Beschlussanträgen hier will, weiß ich nicht, kann ich nicht ganz klar beurteilen. Die Ausführungen dazu sind etwas vage. Und wenn Sie mit Experten darüber reden, wird Ihnen jeder eine unterschiedliche Meinung dazu abgeben. 


Es ist sicherlich auch kein Argument, Herr Kollege Fuchs, dass man sagt, in allen anderen Bundesländern gibt es das schon. So vereinfacht dargestellt ist es nicht richtig. Daher meine ich: Gehen Sie doch auch den sicheren Weg mit, zuerst die bundesgesetzliche Voraussetzung zu schaffen. Wir werden Ihnen aber trotzdem auch bei Ihren Beschlussanträgen die Zustimmung geben. Ich glaube, es kann nicht schaden, wenn wir hier sozusagen auf zwei Schienen fahren, wenn wir möglichst rasch das von uns positive gewünschte Ergebnis erreichen.


Eines - abschließend - wundert mich schon, nämlich dass die ÖVP, die ja in der Bundesregierung doch lange Zeit gemeinsam mit der SPÖ die entsprechenden Maßnahmen hätte treffen können, dass die ÖVP, die in den vergangenen viereinhalb Jahren in Wien gemeinsam mit der SPÖ in einer Regierung gesessen ist, diese ganzen wichtigen Dinge bisher nicht erledigen konnte. Das wundert mich, Herr Kollege Fuchs. Ich bin aber froh, dass Sie jetzt versuchen, mit Ihrer Vorgangsweise eine rasche Lösung zu finden, unter den besseren Voraussetzungen auf Bundesebene, das weiß ich schon, dort wird es sicherlich weniger Widerstand geben, als es vielleicht bisher gegeben hat, hier eine Regelung zu treffen, dass Sie aber hier plötzlich die wilde Opposition spielen und so tun, als hätten Sie in der Vergangenheit überhaupt keine Möglichkeit gehabt, als hätte Ihnen überhaupt niemand zugehört. Ich kann nur sagen: Sie haben in Ihrer gemeinsamen Regierungszeit mit der SPÖ sehr, sehr vieles verschlafen in dem Bereich. Wir sind derzeit dabei, Positives daraus zu machen und Reparaturen vorzunehmen. - Herzlichen Dank. (Beifall bei der FPÖ.) 


Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Dkfm Dr Maurer gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.


Abg Dkfm Dr Ernst Maurer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Präsident! Herr Stadtrat! Hohes Haus!


Die Motive für die Novellierung wurden jetzt bereits ausführlich referiert. Ich erspare mir daher die Philosophie zur Bauordnung im Allgemeinen und zur Verfahrensnovelle im Besonderen, glaube aber, dass wir drei Anträge noch benötigen, um die Sache wirklich ganz rund zu machen. Ich darf sie gleich referieren. 


Der erste ist ein Abänderungsantrag der GRe Ernst Maurer und Josef Wagner. Er betrifft den § 2 Abs. 4. Es soll hier klargestellt werden, dass bei nachträglichen Änderungen eines bereits vom Fachbeirat für Stadtplanung und Stadtgestaltung begutachteten Entwurfs eine neuerliche Befassung nicht mehr erforderlich ist, wenn durch diese Änderungen nicht ein im Wesentlichen anderer Entwurf entsteht. Hier eine Verwaltungsvereinfachung.


Das Zweite ist eine Abänderung, und zwar geht es hier um die Frage Garagen. Bei Errichtung von einzelnen Kfz-Stellplätzen auf einer Liegenschaft geht auf der öffentlichen Verkehrsfläche ja durch die Herstellung der Einfahrt ein Stellplatz oder es gehen sogar mehrere verloren. Da dies insbesondere im dicht besiedelten Stadtgebiet zu einer unbefriedigenden Parkraumsituation führen kann, soll hier eine ergänzende Regelung festlegen, dass dies nur möglich sein darf, wenn dann mehr Stellplätze hinterher entstehen als verloren gehen durch die Herstellung der Einfahrt. Das ist einmal der Abänderungsantrag. 


Dann ein Beschluss- (Resolutions- )Antrag von Maurer und Driemer, eine Aufforderung an die Bundesregierung, endlich wirksame Maßnahmen gegen illegale Beschäftigung zu setzen. Der Antrag lautet - ich ziehe ihn gleich vor, ich verlese ihn hier kurz -: 


"Der Wiener Landtag fordert die Bundesregierung auf, endlich wirksame Maßnahmen gegen illegale Beschäftigung zu setzen. Insbesondere fordert der Wiener Landtag ..."


Da die Anträge den Klubs schriftlich vorliegen, kann ich hier eine verkürzte Darstellung machen. Und zwar geht es hier um die Forderung nach einer Konzentrierung der Kontrollkompetenzen, die Einführung der Verpflichtung, Arbeitskräfte bei Beschäftigungsbeginn gleich in der Sozialversicherung anzumelden, die Einführung eine widerlegbaren Tatsachenvermutung, betreffend die Dauer der Erwerbstätigkeit bei fehlender Anmeldung zur Sozialversicherung, es geht um die Schaffung einer Parteistellung des Versicherungsträgers im Verwaltungsstrafverfahren bis hin zur Verschärfung der Sanktionsmaßnahmen bei illegaler Ausländerbeschäftigung und bei Nichtanmeldung zur Sozialversicherung sowie die Vereinheitlichung der Strafsätze in den einzelnen Strafbestimmungen.


In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung des Antrags beantragt. 


Zur Begründung, die ebenfalls hier ausführlich schriftlich vorliegt, greife ich nur einige wenige Punkte heraus. Es ist ja ganz eindeutig, dass im Sektor der Bauordnung selbstverständlich ein starker Wirtschaftsbezug zur Bauwirtschaft besteht und hier die illegale Beschäftigung ein besonderes Problem darstellt. Es hat bereits im Jahr 1999 unter der damaligen Sozialministerin Hostasch einen Gesetzesentwurf gegeben, der dies vorgesehen hätte. Der ist eigentlich an einer Kleinigkeit gescheitert, und zwar war das Argument, dass hier die Häuslbauer benachteiligt werden sollen. Es hat dann eine überzogene Forderung gegeben, dass die Nachbarschaftshilfe, die Freundschaftshilfe auch unter dieses Gesetz fallen sollte, sogar bis hin zur Hubschrauberüberwachung diese Dinge eingestellt und die Menschen bestraft hätten werden sollen. Also, das war ja niemals der Sinn der Sache und das ist auch hier in der Begründung unseres Antrags eindeutig festgelegt. Also, daran ist es gescheitert. Ich glaube, die Sache ist zu wertvoll, um es daran scheitern zu lassen.


Eine weitere Tatsache ist, dass bei Arbeitnehmern bei Sozialleistungen derzeit gespart wird und hier in Wirklichkeit Beträge im Bereich von Hunderten Milliarden S zur Debatte stehen, die nicht nur der österreichischen Wirtschaft, sondern auch dem Steueraufkommen entzogen werden. Also, hier liegt das Geld auf der Straße, hier könnte man sehr wohl etwas holen, und daher diese Forderung.


Es gibt auch eine Unterstützung der Wirtschaft, insbesondere von kleinen und mittleren Unternehmen, nicht nur, aber vorwiegend aus dem Baubereich, die das unterstützen, weil sie auch sehen, dass ein volkswirtschaftlicher Schaden entsteht. Und nur weil Teile der Industrie das nicht wollen, kann das kein Grund sein.


Selbstverständlich, wenn die EU-Osterweiterung kommen soll und kommen wird - die Bundesregierung bekennt sich ja dazu -, dann ist es umso wichtiger, dass man den Menschen mehr Sicherheit gibt, dass es dadurch nicht zu illegaler Beschäftigung, dass es nicht zu illegaler Schwarzarbeit kommen darf. Diese Sicherheit soll vermittelt werden. Deswegen der Appell an die Bundesregierung, hier Maßnahmen zu setzen.


Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich ersuche, diesem Antrag beizutreten.


Letzter Punkt. Beschluss- (Resolutions- )Antrag der Abgen Driemer, Maurer, Fritz Strobl und Josef Wagner, und zwar betrifft das wieder die Bauordnung. 


Es geht um das Problem, das schon andiskutiert wurde, Baumeister, Ziviltechniker. Tatsache ist, dass durch die derzeitige rechtliche Situation - das ist wiederholt geprüft worden von mehreren Juristen - ein behördliches hoheitliches Handeln Privaten übertragen wird und das nur eine gewisse Gruppe machen darf. Das heißt also, für diese Bestätigungen können nur Personen herangezogen werden, die mit öffentlichem Glauben versehen sind. Das ist vielleicht ein etwas verstaubter Begriff, aber dieser öffentliche Glauben bezieht sich in der derzeitigen Situation nur auf die Ziviltechniker. Um aus dieser ewigen Diskussion herauszukommen, schlagen wir folgenden Beschluss- (Resolutionsantrag- )Antrag vor:


"Der Landtag wolle beschließen: 


Der Magistrat wird beauftragt, an den Bund heranzutreten, um zu prüfen, ob und unter welchen Voraussetzungen eine bundesgesetzliche Gleichstellung der Baumeister mit den Ziviltechnikern insofern möglich ist, als auch Baumeister zu Personen mit öffentlichem Glauben erklärt werden."


Im Falle einer bundesgesetzlichen Gleichstellung kann dann natürlich eine entsprechende Änderung der §§ 70a und 128 der Bauordnung für Wien erfolgen, aber nicht vorher.


In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung. 


Ich bitte um Zustimmung zu diesen Anträgen. (Beifall bei der SPÖ.) 


Präsident Johann Hatzl: Als Nächster ist Herr Abg Pfeiffer zum Wort gemeldet. - Bitte.


Abg Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!


Ich komme wieder auf den § 70a, vereinfachtes Baubewilligungsverfahren, zurück und auf das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofs vom 12.12. des Jahres 2000, womit dieser § 70a, wie er bestanden hat, aufgelöst wurde, unter anderem wegen zweier Punkte.


Der eine Punkt: Der Beginn der Einwendungsfrist für die Nachbarn, insofern an einen untauglichen Zeitpunkt angeknüpft wird, als der Baubeginn für die Nachbarn nicht erkennbar sein muss. Darum wird es aufgehoben. Und eine Regelung fehlt, dass den Nachbarn bereits vor der Erhebung von Einwendungen das subjektive Recht auf Akteneinsicht zusteht.


Also zwei Punkte. Sie müssen ab der Einreichung die Möglichkeit haben, in die Akten einzusehen, das ist der eine Punkt. Und der zweite Punkt ist, sie müssen überhaupt davon Bescheid wissen, dass so ein vereinfachtes Baubewilligungsverfahren stattfindet.


Gut. Eigentlich etwas Selbstverständliches, dem klaren Menschenverstand durchaus Zugängliches, würde ich sagen. Da kommt einer, will ein vereinfachtes Bauvorhaben durchziehen, das heißt, er reicht nur ein, nach drei Monaten untersagt ihm die Behörde dieses Bauvorhaben nicht, er hat damit eine vereinfachte Baubewilligung bekommen und fängt zu bauen an. Bis dahin hat kein Mensch irgendetwas davon gewusst. Na, das kann es ja nicht sein, wenn es auf der anderen Seite so genannte subjektiv-öffentliche Rechte der Anrainer gibt, die einfach dazu da sind, um auch die Anrainer gegen gewisse Beeinträchtigungen zu schützen. 


Und nun sanieren wir das mit einem Gesetzesentwurf, in dem drinnen steht: Es ist eine Tafel ab Baubeginn aufzustellen, indem der Name des Bauherrn, der Baubeginn selbst und die Adresse der Behörde angeführt werden. Das heißt also, zum Baubeginn, wenn die ersten Bäume umgeschnitten werden oder wenn der Caterpillar kommt oder sonst irgendetwas dieser Art, wenn also alle sehen, da ist etwas los, sanieren wir den sowieso schon einmal durch den Verfassungsgerichtshof aufgehobenen § 70a, indem ab diesem Zeitpunkt eine Tafel dort stehen muss. Na, das ist großartig, das nenne ich faktische Kraft. 


Und das Zweite: Wir sanieren es noch, indem wir im Paragraphen danach, im Absatz 8, schreiben: Ja, aber die Anrainer haben ab Einreichung des Bauvorhabens das Recht der Akteneinsicht. Also das heißt, die wissen zwar nicht, dass es ein Bauvorhaben gibt, aber sie haben schon das Recht auf Akteneinsicht. Na, das ist klass. Ich glaube, da braucht man irgendwelche mentalen Kräfte oder Wahrsager, Wettbewerbsgewinner oder dergleichen mehr. Anders ist es ja nicht möglich, dass man zwar das Recht auf Einsicht in die Akten hat, aber eigentlich davon in keinster Weise in Kenntnis gesetzt wird, dass sich da überhaupt was tut.


Also, ein klarer Menschenverstand würde klar und deutlich sagen: Das heißt, ab Beginn der Einreichung muss dort irgendwas passieren, dass die Anrainer wissen, dass etwas passiert. 


Na, da habe ich mir gesagt: Das kann doch nicht so schwer sein, dann stellen wir halt die Tafel, die die Anrainer informiert, wenn schon der Caterpillar schaufelt, zu dem Zeitpunkt der Einreichung auf. Also, wenn das eingereicht wird, dann stellen wir dort eine Tafel hin: Hier ist ein Bauvorhaben, Baubeginn ist, wenn nicht untersagt wird, drei Monate später, und die zuständige Behörde ist - weiß ich nicht - das Magistratische Bezirksamt, irgendwo dort, eine der Stellen, wo halt die Baupolizei tätig ist. Und das löst natürlich die größten Beschwernisse und Schwierigkeiten in der Rechtsfindung und Rechtsordnung bei uns aus. 


Also, ich kämpfe jetzt schon, ich bin schon ein bissel atemlos, allein deswegen, weil ich jetzt so schnell zum Rednerpult gelaufen bin, weil ich bis zur letzten Sekunde darum kämpfe, für etwas, was dem klarsten Menschenverstand zugänglich ist, einfach gemeinsam einen Partner und eine Mehrheit dafür zu finden. Denn so wie es jetzt vorgeschlagen ist, ist es schlecht für die Anrainer, weil die haben nur sehr kurz die Möglichkeit des Einspruchs, nämlich die drei Monate des Verfahrens. Wenn einer beruflich drei Monate weg ist, was durchaus ab und zu einmal passieren kann, dann weiß er gar nichts davon. Dort steht das halbe Haus schon fertig, wenn er das nächste Mal nach Hause kommt von einem Auslandseinsatz irgendwo. Das ist einmal das eine. Es ist relativ kurz. Und vor allem ist es auch sehr schwer durchsetzbar für ihn, denn die Behörde hat ja schon etwas entschieden, und der liebste Spaß oder das liebste Vorgehen einer Behörde muss natürlich sein, zu beweisen, dass sie zu Recht und richtig entschieden hat, und die wird alle Mätzchen unternehmen, dass nur der Anrainer nicht Recht bekommt in seinen subjektiv-öffentlichen Rechten. Es ist für ihn daher auch sehr schwer durchsetzbar, wenn ein abgeschlossenes Verfahren schon einmal besteht.


Es ist aber zusätzlich darüber hinaus auch schlecht für den Bauherrn. Denn jetzt angenommen, der Anrainer bekommt tatsächlich Recht, nachdem er gesehen hat, öha, da ist eine Tafel, da wird gebaut, ja wirklich, der Caterpillar gräbt schon. Wenn der also jetzt nach drei Monaten die Möglichkeit des Einspruchs hat, dann passiert es, dass dort das Fundament schon gegossen wird, und dann kommt der Anrainer und sagt: Ich bin in meinen subjektiv-öffentlichen Rechten eingeschränkt, so ist das halt. Und dann sagt die Behörde: Jessas ja, tatsächlich, das stimmt wirklich. Der baut genau vor Ihrem Panoramafenster in drei Meter Entfernung eine sechs Meter hohe Wand. Nein, das darf ja doch nicht sein. Wir haben nicht gewusst, dass Sie dort ein Panoramafenster haben. Nein, das ist wirklich schlecht. Na gut, was machen wir denn jetzt? - Na, dann tun wir den Bau einstellen. Na, das wird klass sein. Der hat also schon das Fundament gegossen, dann werden wir den Bau einstellen. Dann werden wir das statt viereckig rechteckig machen oder dergleichen mehr. Es ist also auch für den Bauherrn besonders schlecht, wenn nicht diese möglichen Anrainereinsprüche rechtzeitig noch während des Verfahrens beachtet werden können. 


Und, meine sehr geehrten Damen und Herren, es ist darüber hinaus auch noch für die Behörde schlecht, denn die hat entweder Recht, dann hat sie furchtbar viel zusätzliche Arbeit, die während des Verfahrens schon durchaus erledigt hätte werden können. Die müssen jetzt dem Bauherrn schreiben, müssen sagen, da kommt ein böser Anrainer, der will was anderes, als wir da haben, und das ist doch wirklich ein bissel seltsam und vielleicht machen wir wieder eine Verhandlung mit Ihnen und bringen Sie noch das oder jenes nach. Darüber hinaus wird das übliche Vorgesetzten/Untergebenen-Verhältnis eintreten. Man muss natürlich Bericht erstatten, was da passiert ist, et cetera. Es ist also auch für die Behörde schlecht. 


Und noch schlechter ist es, wenn der Anrainer vielleicht sogar Recht kriegt in dem gesamten Verfahren. Dann ist es ganz besonders schlecht, denn dann müssen sie zugeben, dass sie was dahing’schludert haben, was vielleicht sonst nicht der Fall gewesen wäre, hätten sie das während des Verfahrens bereits zur Kenntnis gehabt. 


Und ich darf mir gar nicht ausmalen, was in diesem Zusammenhang passiert, wenn der Anrainer dann noch in die Instanzen geht, wenn der zur Bauoberbehörde geht, wenn der bis zum Verwaltungsgerichtshof geht. Wenn der das alles noch machen kann, dann hat der schon angefangen mit dem Bauen, der arme Teufel, aber das Ganze ist eingestellt auf Jahre. 


Also, so was kann man sich doch nicht vorstellen. Und wenn hier der Verfassungsgerichtshof gesagt hat, nach all dem, dadurch würden der Gleichheitsgrundsatz beziehungsweise das rechtsstaatliche Prinzip verletzt, dann sage ich Ihnen. Durch den jetzigen Vorschlag, so wie er ist, würden der gesunde Menschenverstand und das Hirnanwendungsprinzip bei Gesetzwerdung verletzt. (Beifall bei der ÖVP.)


Meine sehr geehrten Damen und Herren! Daher bringe ich jetzt einen Abänderungsantrag dazu ein, der das Einfachste verlangt, nämlich dass der Bauwerber bereits bei Einreichung seines Bauvorhabens etwas vorlegt, und das ist nicht, wie wir gerade lang und breit gesprochen haben, ein Zettel, wo drinnen steht, ich will jetzt bauen, sondern das ist - steht ja drinnen im § 70a Abs. 1 - ein Plan, wo zumindest ein Ziviltechniker die Einhaltung aller behördlichen und baupolizeilichen Vorschriften bestätigt hat, et cetera. Also, das ist nicht irgendwas, sondern das ist im Normalfall ein Plan zur Einreichung dieses Bauverfahrens. Und daher sagen wir jetzt: 


"Bei Einreichung des Bauvorhabens hat der Bauwerber für den Zeitraum von drei Monaten eine von der öffentlichen Verkehrsfläche beziehungsweise dem Aufschließungsweg deutlich und dauernd sicht- und lesbare Tafel an der von der Bauführung betroffenen Liegenschaft anzubringen, aus der hervorgeht, 


1. um welches Bauvorhaben es sich handelt, 


2. das Datum des Baubeginns und 


3. die zuständige Baubehörde." 


Das Datum natürlich des vermuteten Baubeginns bei Nichtuntersagung, ist ja ganz klar. Denn der, der einreicht, glaubt ja, dass seine Geschichte in Ordnung ist, und glaubt daher auch, dass er nach drei Monaten die Nichtuntersagung bekommt. Das ist das Datum, an dem er gerne zu bauen begänne, oder ein späteres, das kann er ja dazuschreiben. 


"Eine derartige Tafel muss auch bei Baubeginn aufgestellt und mindestens drei Monate belassen werden."


Es kann ja sein, dass der erst vier Jahre, nachdem er eine Bauwilligung bekommen hat, zu bauen beginnt. Na, dann sollte schon noch einmal aufmerksam gemacht werden, wer ist denn das, was ist denn das und wo kann man sich eventuell beschweren, wenn etwas nicht so gemacht wird, wie es ursprünglich im Verfahren vorgeschrieben war. 


"Grenzt die von der Bauführung betroffene Liegenschaft an mehrere öffentliche Verkehrsflächen" - da bleibe ich jetzt mit dem Änderungsantrag so, wie er ursprünglich war - "oder Aufschließungswege, ist an jeder dieser Verkehrsflächen eine solche Tafel anzubringen." 


Ausreichend unterstützt. Bitte, lieber Herr Stadtrat. (Der Redner überreicht den Abänderungsantrag.) Das ist der eine Teil.


Und es gibt auch noch einen Abänderungsantrag zum Garagengesetz. Da geht es darum, dass eine Garage nur unter bestimmten Bedingungen errichtet werden darf. Und da soll jetzt ein Halbsatz angefügt werden. Das ist ein Entwurf, der mir seitens der sozialistischen Fraktion zugegangen ist: 


"Bei Errichtung von Anlagen zum Einstellen von Kraftfahrzeugen müssen mit Ausnahme der Errichtung von Häusern mit nur einer Wohnung oder von Reihenhäusern darüber hinaus mehr Stellplätze geschaffen werden, als auf den öffentlichen Verkehrsflächen durch die Herstellung der Einfahrt untergehen."


Also, die Idee ist ja richtig. Es soll nicht einer drei öffentliche Stellplätze damit behindern, weil er ein Garagentürl baut, und da drinnen hat dann ein Auto Platz. Na, das wäre ja wirklich ein völliger Blödsinn und eine Vergeudung von Parkplatz und von Parkmöglichkeiten, die in unserer heutigen Zeit sowieso nicht sehr gut gegeben sind. 


Aber ich würde sagen: Zumindest die 1 zu 1-Sicht wäre für uns schon dienlich, und zwar für uns als Bürger, Mitbürger, und für uns als Stadt und als Stadtverwaltung, ganz einfach deswegen, weil es immer sinnvoller ist, es steht ein Auto drinnen als heraußen auf der Straße. (Zwischenruf des Abg Günter Kenesei.) Na sicherlich, ganz einfach, weil es für den Betroffenen ja sehr viele Vorteile hat, wenn das Auto nicht im Regen, nicht im Schnee steht, wenn er es nicht ausschaufeln muss. (Neuerlicher Zwischenruf des Abg Günter Kenesei.) Ja, Herr Kenesei, von Ihnen aus werden wir sie noch woanders hinstellen, glaube ich. Sie haben ja sicher noch einige Räumlichkeiten, wo Sie Ihre sonstigen Hobbys austeufeln, nicht? Also, da werden wir dort die Autos hinstellen. 


Aber ich glaube, dass es sinnvoll ist, dass zumindest die 1 zu 1-, wenn nicht 1 zu-mehr-Verpflichtung angeregt wird. Daher würde ich vorschlagen: Wenn dieser Änderungsantrag kommt und noch dahingehend geändert wird ... (Zwischenruf des Abg Günter Kenesei.) Gleich. Ich komme gleich auf Sie zurück, das mache ich gern. - Dass es zumindest so formuliert wird: Dass zumindest so viele Stellplätze geschaffen werden, als auf den öffentlichen Verkehrsflächen durch Herstellung der Einfahrt - und jetzt sagen wir bitte nicht "untergehen"; ich habe noch sehr wenige Verkehrsflächen untergehen sehen, Gott sei Dank, das müsste ein größeres Erdbeben oder eine Überschwemmung sein - in Verlust gehen. Ich glaube, dass das eine sinnvolle Änderung dazu wäre. 


Dass ich eine Änderung zu einem Abänderungsantrag, der noch gar nicht eingebracht ist, bringe, wäre zwar eine Novität, aber vielleicht können Sie sich dazu durchringen, denn - und jetzt komme ich auf einen besonderen Fall zurück. Er ist ja ganz lustig oder ist weniger lustig eigentlich. Wenn man es genau überlegt, ist es ja Schwachsinn. In Rothneusiedl - da sind wir gleich in Ihrer Nähe - tun wir die Straßen breiter widmen, damit die Herrschaften dort ihre Autos aufstellen können. Das heißt, mit öffentlichen Geldern, 8 000 S der Quadratmeter, errichten wir Parkplätze, die eigentlich die Leute selbst errichten sollten und könnten und müssten, wenn sie sie wollen. Und wenn dann welche kommen und sagen, ja, ich mache für mein Geld eine Garage, dann lassen wir ihn das nicht, da sind wir nicht froh, dass dort anstatt öffentliches Geld er sein privates Geld dafür ausgibt? - Also bitte, ich würde Sie herzlich ersuchen, dass zumindest so viele Stellplätze geschaffen werden, als auf den öffentlichen Verkehrsflächen durch die Herstellung der Einfahrt in Verlust gehen.


Liebe Herr Kenesei! Was kann ich für Sie tun? (Abg Günter Kenesei: Wissen Sie, was beschlossen wurde im 10. Bezirk?) Ich weiß es. Es ist ja so: Diese ganzen Querstraßen bei den Neubauten in Rothneusiedl haben wir nahezu doppelt so breit gewidmet, einfach nur aus dem Grund, weil die Anrainer das machen. (Abg Günter Kenesei: Das war Ihr Planungsstadtrat) Aber reden Sie doch nicht so! Sie wissen doch ganz genau, dass insbesondere bei Ihnen in Favoriten ja doch der Herr, nein, die Frau Bezirksvorsteherin, jetzt hätte ich beinahe gesagt der Herr Gaal, die Frau Bezirksvorsteherin das Sagen hat, und was dort nicht über diese Institution läuft, das geschieht nicht. Und natürlich sind wir, um den Plan überhaupt fertig zu stellen, weil es ja notwendig ist, einen Kompromiss eingegangen. Das ist immer so. Sie gehen jetzt auch laufend Kompromisse ein. Sie waren in der vorigen Legislaturperiode viel besser, spritziger, feiner, etwas weniger mit dem Anpumperer-Schmäh. (Beifall bei der ÖVP.) Jetzt müssen Sie schön brav sein, weil Sie in dieser kleinen, internen Koalition sind. Und da sind Sie auch nicht mehr so gut, wie ich höre, Sie waren früher viel stärker. Herr Kenesei, Sie waren früher viel besser.


Wie auch immer: Ich möchte gerne, dass Sie diesem Abänderungsantrag von mir beitreten und vielleicht die Änderung in dem anderen noch vornehmen. - Herzlichen Dank. (Beifall bei der ÖVP.) 


Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Dr Vana. 


Abg Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!


Die Wiener Bauordnung regelt die Bautätigkeit in dieser Stadt, wie wir wissen, und was wäre die Bautätigkeit in dieser Stadt, ohne die heute schon viel zitierte Schwarzarbeit. 95 Milliarden S im Jahr - das haben wir heute schon gehört - werden schwarz in den Sektoren Bau und Handwerk erwirtschaftet, das sind fast 40 Prozent der gesamten Schattenwirtschaft. 


Und wir hatten ja heute schon eine rege Debatte in diesem Haus über die Bekämpfung der illegalen Beschäftigung. Alle Parteien haben jedenfalls per Lippenbekenntnis darin übereingestimmt und deshalb werden wir GRÜNE nicht nur dem von Kollegen Maurer eingebrachten Beschlussantrag auf wirksame Maßnahmen gegen illegale Beschäftigung zustimmen, sondern einen eigenen Beschlussantrag, einen weiter gehenden noch einbringen, der eine Maßnahme vorsieht, die unserer Meinung nach ein wesentlicher Beitrag für den Schutz der betroffenen Beschäftigten darstellt und vor allem für die Entkriminalisierung der betroffenen Beschäftigten. Es geht vor allem um die illegal Beschäftigten aus Drittstaaten, und zwar um jene, die hier legal leben, aber nicht arbeiten dürfen, weil sie keinen Zugang zum regulären Arbeitsmarkt haben und in die Schattenwirtschaft, in die Schattenarbeit förmlich gedrängt werden. Jene sind, wenn sie bei der Schwarzarbeit erwischt werden, vom Entzug der Aufenthaltsgenehmigung und von Abschiebung bedroht. Das ist aus grüner Sicht ein unhaltbarer Zustand, und deshalb stellen wir einen Beschlussantrag, der Rechtssicherheit bei Selbstanzeige vorsieht. Und zwar lautet er:


"Der Landtag wolle beschließen: Der Wiener Landtag fordert die Bundesregierung auf, zur Bekämpfung des Schwarzunternehmertums (= Unternehmen, die Menschen ohne ordnungsgemäße Anmeldung bei der Sozialversicherung beschäftigen) wirkungsvolle Maßnahmen zu ergreifen. 


Dabei sind insbesondere für ausländische ArbeitnehmerInnen Vorkehrungen zu treffen, die im Fall der Selbstanzeige bei der Sozialversicherung Rechtsicherheit garantieren und die Betroffenen zur Wahrung ihrer Ansprüche vor Verlust der Aufenthaltsgenehmigung schützen." 


In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags. (Beifall bei den GRÜNEN.) 


Wir GRÜNE denken, das wäre eine weitere wirkungsvolle Maßnahme für die Entkriminalisierung der Beschäftigten und für den wirkungsvollen Kampf gegen Schwarzarbeit. - Danke (Beifall bei den GRÜNEN.) 


Präsident Johann Hatzl: Das war die letzte Wortmeldung. Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Damit ist die Verhandlung geschlossen. 


Ich frage, ob der Herr Berichterstatter das Schlusswort wünscht. - Bitte.


Berichterstatter amtsf StR Werner Faymann: Danke schön.


Bei diesem Geschäftsstück war schon im Vorfeld eine rege Diskussion über einerseits unterschiedliche juristische Meinungen oder Interessen, die halt im Vorfeld schon abzuklären waren. Trotzdem gelingt es natürlich nicht - obwohl wir hier doch sehr rasch agiert haben, um die Reparatur des § 70a auch zu gewährleisten -, alle Argumente und - auch vom Menschenverstand her, wie Kollege Pfeiffer es gesagt hat - Vorschläge ausreichend zu prüfen. Daher kann man nicht einfach Abänderungsanträgen zustimmen, deren Konsequenz man nicht kennt. Ich möchte nur zwei, drei Punkte ansprechen, die OSR Schiller und die damit befassten Juristen uns zu bedenken gegeben haben. 


Es klingt einfach zu sagen, es soll jemand, wenn er einreicht, eine Tafel aufstellen. Es ist wesentlich schwieriger, den genauen Zeitablauf zu klären. Hat etwa ein Bauwerber Zeit, vier Jahre dieses Recht in Anspruch zu nehmen? Wann stellt er die Tafel auf? Wer fährt hin, kontrolliert die Aufstellung der Tafel? Welche Haftungen, Kontrollen und Streitigkeiten ergeben sich daraus? 


Ich sage das jetzt nicht, um das ernsthafte Bemühen des einen oder anderen des Hauses da zu kränken, bei all diesen Diskussionen ausreichend auf die Argumente einzugehen. Ich bitte aber doch dieses Haus, nicht vorschnell Abänderungsanträgen zuzustimmen, vor denen uns unsere Experten und juristisch Verantwortlichen des Hauses warnen würden, sondern hier das Vorfeld zu nützen, um die Diskussion zu gewährleisten. 


So ist etwa im nächsten Geschäftsstück ein sehr langer Zeitraum entstanden, um das dementsprechende Geschäftsstück vorzubereiten. Da war dann natürlich wieder die Kritik, wieso braucht ihr so lange. Das hängt damit zusammen, dass eine große Anzahl von Vorschlägen gemäß dem Menschenverstand oder unterschiedliche juristische Einstellungen zu diesem langen Zeitraum geführt haben. Ich bitte also vorweg schon beim nächsten Geschäftsstück um Verständnis für diese langen Prüfungen.


Und ich möchte Sie bitten, hier bei der Postnummer 18 die Zustimmung zu erteilen, in dem Wissen, dass wir hier keine Benachteiligung der Baumeister vorsehen, sondern dass wir in Vergleich zu anderen Bundesländern das einzige Bundesland sind, das diesen § 70a, dieses vereinfachte Baubewilligungsverfahren kennt. Daher ist zu dem Argument, in den anderen Bundesländern ist das anders, zu sagen: Weil die das alles nicht haben, kann es leicht anders sein. Wir treten an den Bund heran, weil wir uns prinzipiell in der Gewerbeordnung eine Gleichstellung wünschen, aber eine rechtlich abgesicherte. 


Ich bitte Sie daher auch zu diesen Argumenten um Ihre Zustimmung und bitte Sie darum, diesem Antrag Ihre Zustimmung zu erteilen.


Insgesamt möchte ich mich für die ausführliche Debatte bedanken.


Präsident Johann Hatzl: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 


Wir haben eine Reihe von Anträgen. 


Ich habe zuerst über die Abänderungsanträge - es sind insgesamt drei - abzustimmen.


Der erste Abänderungsantrag wurde eingebracht vom ÖVP-Abg Georg Fuchs und anderen und betrifft den § 70a Abs. 1 im ersten Satz im Artikel I. Er wurde ja verlesen, ich brauche ihn daher nicht mehr vorzulesen.


Ich bitte jene Damen und Herren des Landtags, die diesem Abänderungsantrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Danke. Die Zustimmung war mit den Stimmen der ÖVP und FPÖ und das ist zu wenig. Damit ist der Abänderungsantrag abgelehnt. 


Der zweite Abänderungsantrag wurde eingebracht von den Abgen Dkfm Dr Ernst Maurer und Josef Wagner. Er betrifft eine Reihe von Änderungen, die auch referiert wurden. Ich komme auch hier zur Abstimmung. 


Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Dafür sind die SPÖ und die FPÖ. Das ist die Mehrheit. Damit ist dieser Abänderungsantrag angenommen.


Der dritte Abänderungsantrag wurde eingebracht von den Abgen Pfeiffer, Fuchs und anderen. Er betrifft den § 70 Abs. 7. Er wurde auch referiert und Sie sind darüber informiert. 


Wir kommen hier zur Abstimmung. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind die ÖVP und die GRÜNEN. Das ist in diesem Fall zu wenig und damit ist auch dieser Abänderungsantrag nicht mit Zustimmung versehen.


Ich bitte nun jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Danke. Das ist einstimmig. Damit ist das Gesetz in erster Lesung einstimmig angenommen worden.


Wir haben nun einen Zusatzantrag der Abgen Fuchs und Pfeiffer, betreffend den Entwurf eines Gesetzes, mit dem die Bauordnung für Wien, das Wiener Kleingartengesetz 1996, das Wiener Garagengesetz und das Wiener Aufzugsgesetz geändert werden (Verfahrensnovelle 2001) - § 128 Abs. 2 Z 1. Er wurde in der Debatte entsprechend zur Information vorgelegt.


Wer für diesen Zusatzantrag stimmen möchte, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind ÖVP und FPÖ und das ist in diesem Fall zu wenig. Damit hat dieser Zusatzantrag keine Mehrheit gefunden.


Wir haben aber noch Beschluss- und Resolutionsanträge, die in der Reihenfolge des Einlangens zur Abstimmung gelangen. 


Zuerst der Antrag des Abg Maresch und anderer, betreffend Änderung der Bauordnung - Handymasten. Beantragt wurde in formeller Hinsicht die Zuweisung dieses Antrags. 


Wer der Zuweisung zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Mehrheit gegen die ÖVP beschlossen. 


Wir haben als Nächstes einen Beschlussantrag der Abgen Maurer und Driemer. Hier geht es um die Aufforderung an die Bundesregierung, endlich wirksame Maßnahmen gegen illegale Beschäftigung zu setzen. In formeller Hinsicht ist die sofortige Abstimmung beantragt.


Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind SPÖ, FPÖ und GRÜNE. Damit ist dieser Antrag mit entsprechender Mehrheit beschlossen.


Wir haben nun einen Beschlussantrag der Abgen Driemer, Maurer, Strobl und Wagner, betreffend § 70a und § 128 der Bauordnung für Wien. 


Er ist in der Diskussion bekannt gemacht worden. In formeller Hinsicht ist die sofortige Abstimmung verlangt.


Ich frage, wer hier zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind SPÖ und FPÖ und somit die Mehrheit. Damit ist dieser Antrag beschlossen.


Und der letzte Antrag, der zur Abstimmung kommt, ist ein Beschlussantrag, betreffend Bekämpfung des Schwarzunternehmertums, eingebracht von den Abgen Dr Vana, Dipl Ing Margulies und anderer. Auch hier ist die sofortige Abstimmung des Antrags beantragt.


Wer hier zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das sind SPÖ und GRÜNE und somit die Mehrheit und damit auch beschlossen.


Meine Damen und Herren! Wenn kein Widerspruch erfolgt, lasse ich in zweiter Lesung abstimmen. - Es erfolgt kein Widerspruch.


Wer in zweiter Lesung dem Gesetz die Zustimmung erteilt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Damit ist auch dieses Gesetz in zweiter Lesung einstimmig beschlossen worden.


Damit ist auch dieser Tagesordnungspunkt abgeschlossen.


Wir kommen zur Postnummer 19 (PrZ 385/01-MDBLTG). Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem die Bauordnung für Wien geändert wird. Das ist die Großbauvorhabennovelle.


Nachdem es am Anfang eine ganze Reihe von Anträgen des zuständigen StR Faymann ohne Wortmeldung gegeben hat, gibt es hier wieder einen weiteren, wo es Wortmeldungen gibt. Daher ist der Herr Stadtrat aufgefordert, die Einleitung zu bringen.


Berichterstatter amtsf StR Werner Faymann: Danke, Herr Präsident, für die Möglichkeit.


Die Großbauvorhabennovelle, meine sehr verehrten Damen und Herren, soll in der Diskussion oder hat für manche in der Diskussion ein bisschen die Illusion geboten, wenn man ein Kinocenter nicht will, dann macht man eine Bestimmung und dann gibt's es nicht. Das wäre aber vergleichbar mit manchen Kindern, die den Kopf in den Sand stecken und dann halt das Kinocenter nicht sehen. 


Daher möchte ich jene, die glauben, das ist jetzt die lang ersehnte Novelle, nach der in Wien gar kein Kinocenter, sondern viele kleine Kinos entstanden wären, enttäuschen. Schlecht für einen Berichterstatter, mit einer Enttäuschung einzuleiten. Aber bei langer Prüfung, und was man uns da nicht vorwerfen kann, ist, dass wir nicht alle Argumente, Diskussions- und sonstige Aspekte geprüft hätten, stellt sich natürlich letztendlich heraus, dass wir bei Großbauvorhaben im Entertainment-Bereich, also nicht im direkten Arbeit/Wohnen, sondern im Entertainment-Bereich nicht wirklich in der Lage sind, wenn wir kulturell etwas gut oder schlecht finden, das dementsprechend zu erlauben oder zu verbieten, sondern lediglich eine Reihe von Kriterien aufgestellt haben, die in erster Linie, wenn ich das so vereinfachend sagen darf, mit dem öffentlichen Verkehr zusammenhängen, die wir zu überprüfen haben.


Das heißt, ich möchte durchaus all jenen, die hier mitgewirkt haben, danken und zugestehen, dass diese Großbauvorhabennovelle ein weiterer Versuch ist, insbesondere diese Vorhaben an einen sehr guten Anschluss des öffentlichen Verkehrs zu binden und natürlich auch anderer Leistungen, die dafür notwendig sind. Ich habe mir aber erlaubt zu überprüfen, welche Kinocenter nach dieser Novelle nicht zu Stande gekommen wären und muss Sie daher enttäuschen und sagen: Mit Ausnahme von einem, wo wir nicht ganz klar sind, wären alle anderen in Wien trotzdem entstanden. Und das ist nicht, weil hier nicht genug Vorbereitungszeit bestanden hätte oder weil die damit Beschäftigten nicht fleißig oder ernsthaft oder fachlich talentiert genug bemüht gewesen sind, sondern weil uns natürlich klar sein muss, dass auch eine Großbauvorhabennovelle nur Kriterien erfüllen kann, die sich im sonstigen gesetzlichen Rahmen befinden. Das haben wir hier versucht.


Für dieses Bemühen - ich hoffe, dass das auch in der Diskussion honoriert wird - danke ich allen, die daran beteiligt waren und bitte Sie um Zustimmung.


Präsident Johann Hatzl: Ich danke. - Gemäß § 30c Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und Spezialdebatte zusammenzulegen. Gibt es einen Einwand? - Ich sehe keinen und werde daher so vorgehen.


Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Mag Gerstl. Ich erteile es ihm.


Abg Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Stadtrat! 


Sie haben ja, sehr geehrter Herr Stadtrat, mit Ihren Ausführungen zuvor nun einige Sachen bereits vorweggenommen, mit denen ich eigentlich nicht gerechnet habe, dass Sie sie hier als Berichterstatter gleich vorweg bringen werden. Aber ich freue mich hier ganz besonders, weil ich die Intention, die hinter diesem Gesetz steht, hier zum Ausdruck bringen möchte, nämlich dass man Probleme, die man in der Stadt erkennt, versucht zu lösen, und dass man danach auch dazu steht. Dass man vielleicht diese Probleme versucht, etwas mehr in den Griff zu bekommen, sie aber eigentlich nicht einer endgültigen Lösung mit einem Gesetz zuführt, so wie man sonst öfters auf Grund bestimmter Anlässe versucht, ein Anlassgesetz zu machen und zu glauben, man hat danach die Weisheit, die für alle entscheidet, wie es richtig ist, das ist es nicht. Aber es ist ein sehr, sehr guter Anfang, wenn wir sagen, wir haben auf Grund des Status quo nun eine Möglichkeit, damit wieder verstärkt vorzugehen und Marktstrukturen auch der Städtestruktur entsprechend anzupassen und hier gemeinsam leben zu lassen. Aber es wird möglich sein, dass der Markt nach anderen Regulatorien in der Zukunft spricht, als dieses Gesetz es derzeit zeigt.


Ich möchte da insbesondere von dem Auftrag, den die Stadtplanung noch unter Dr Görg erhalten hat, ausgehen, nämlich hier Maßnahmen auszuarbeiten, die eine zukünftige optimale Einbindung von Großbauvorhaben in die Stadtstruktur sicherstellen sollten. Hier ging man einfach davon aus, in welcher Form das am besten geschehen könnte, und hier ist lange überlegt worden und die Stadtplanung hat das auch bei der Geschäftsgruppe Wohnbau sehr intensiv vorgebracht, dass man das durch zivilrechtliche Verträge versuchen sollte zu regeln, indem die jeweiligen Bauwerber oder Projektwerber darum ersucht werden, Leistungen zu definieren, die sie der Stadt geben, und umgekehrt danach die Stadt sagt, was sie den Projektwerbern geben kann, sodass man einen zivilrechtlichen Vertrag zwischen Projektwerber und Stadt schließt.


Das ist aus meiner Sicht etwas sehr, sehr Gutes, weil man im Individualfall hier entscheiden kann, weil man auch zukünftige Entwicklungen berücksichtigen kann und weil es schwierig ist, so wie es nun die Wohnbaugruppe versucht hat, heute Zonen festzulegen, wo Großbauvorhaben erfolgen sollten und man in Zukunft nicht genau weiß, ob dann dort eine Großbauvorhabenzone wirklich eine solche ist oder nicht.


Wir sind jedenfalls flexibler, wenn man auf zivilrechtliche Verträge eingeht. Das ist nun einmal der Kompromiss, den wir heute gefunden haben, in Zonen einzugehen. Das wird heute wahrscheinlich auch das Bedürfnis abdecken, aber ich traue mich vorherzusagen, in einigen Jahren kann das ganz, ganz anders ausschauen. Ich hoffe nicht, dass es schon in kürzerer Zeit ist, als in einigen Jahren.


Die entsprechende architektonische Qualität könnte man dabei nämlich auch durch Gutachterwettbewerbe, durch Gutachterverfahren sicherstellen und damit auch wieder aktuell auf die jeweiligen Entwicklungen eingehen. 


Mit den Zonen hat man natürlich auch dann das Problem, auf die bestehenden Verfahren einzugehen, die heute bereits im Gange sind. Aber da hat man - und da möchte ich auch allen danken, die sich hier damit sehr beschäftigt haben, nämlich den Beamten und allen betroffenen Mandataren, die an diesem Gesetzeswerk bereits mitgewirkt haben - auch den Begutachtungsentwurf noch einmal abgeändert. Noch einmal abgeändert in dem Sinne, dass man die derzeit laufenden Fälle von der künftigen Regelung ausnimmt, weil es für sie eine besondere Erschwernis wäre, wie zum Beispiel die Neugestaltung des gesamten Pratergeländes - ein ganz, ganz wesentlicher Punkt -, ein Messestandort, wo Österreich zum gesamten Ausland konkurrenzfähig sein muss und wo wir hier durch eine Gesetzesnovelle nicht eine Verschlechterung in Kauf nehmen wollten. Das ist abgeändert worden. Das möchte ich auch als sehr, sehr positiv hervorheben.


Um dieses Kongress- und Messezentrum und diese Internationalität zu erhalten, ist es, glaube ich, auch wichtig, dass man die Bestimmungen auch immer im Vergleich mit den Bestimmungen, die in unserem Umland sind, sieht. Wir sprachen in diesen Tagen in der Gemeinderatsdiskussion schon sehr, sehr intensiv über die Vienna Region. Auch hier, in der Vienna Region, ist es ein Problem, darauf einzugehen und auch zu berücksichtigen, wie die Regelungen in Niederösterreich, wie sie im Burgenland sind. Da gibt es vielleicht auch noch Ansätze, die man nunmehr daneben verfolgen sollte, vergleichen sollte und schauen sollte, ob man hier nicht auch noch Verbesserungen bringen kann, die ein Abwandern von Wien in das Umland und umgekehrt und die jeweiligen Schwierigkeiten verhindern könnte. Solche Regelungen im Verbund zu machen, wäre sicherlich ein Punkt, den man für die Zukunft mit aufnehmen könnte.


Abschließend lassen Sie mich dazu sagen: Ich glaube, dass dieses Projekt das Ziel hat, den Markt und die Stadtstruktur in Einklang zu bringen. Stehen wir nicht an, diesen Einklang, dieses System auch in Zukunft zu vervollständigen und werden wir nicht müde - und da möchte ich den Herrn Stadtrat sehr unterstützen -, schon von jetzt an genau zu verfolgen, wie sich diese Novelle entwickelt und welche Maßnahmen wir in Zukunft - vielleicht sogar schon bald - darauf setzen können oder müssen. Nehmen wir das dann ganz offen an, ohne sagen zu müssen, wir müssen diese Novelle wieder verändern. Es ist einfach so, dass der Markt im Fluss ist und darauf sollte man Rücksicht nehmen. - Danke.


Präsident Johann Hatzl: Danke. - Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Schieder. Ich erteile es ihm.


Abg Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Berichterstatter! Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 


Ich möchte den einführenden Worten, die dieses Gesetzesvorhaben ja umfassend geschildert haben, nicht allzu viel hinzufügen, sondern primär meine Wortmeldung dazu benutzen, auch einen Abänderungsantrag einzubringen. 


Denn wenn wir heute mit der Beschlussfassung über das Gesetz eines neuen Widmungsverfahrens eine Zone für Großbauvorhaben schaffen, erhöhte Aufmerksamkeit beim Erhebungsverfahren, einer Grundlagenforschung, bei der Widmung für dieses Großbauvorhaben vorsehen beziehungsweise auch die Umgehungsmöglichkeit, derer sich bis jetzt auch einige in der Stadt bedient haben, nämlich dass man mehrere kleine Vorhaben durch Verbindungsgänge oder Feuertüren verbindet und sich somit de facto ein Einkaufszentrum bauen kann, ohne eines gewidmet zu haben, abschaffen, so ist es dennoch notwendig oder hat die weitere Diskussion quasi ergeben, noch einen kleinen Änderungsantrag einzubringen, den ich hier auch einbringen möchte, nämlich namens der Abgen Schieder, Fuchs, Josef Wagner und David Ellensohn. 


Dieser Antrag betrifft sowohl den Artikel 1 Ziffer 5 der Regierungsvorlage, wo es genauso wie im Artikel 1 Ziffer 5 Abs. 7c und Abs. 7b eben darum geht, bezüglich Großbauvorhaben und bezüglich Einkaufszentrum eine gleich lautendere Formulierung zu finden, um auch zukünftige Interpretationsschwierigkeiten schon jetzt auszuräumen. Des Weiteren geht es in dem Abänderungsantrag auch darum, dass eben auf Grund der vorgesehenen detaillierten Grundlagenforschung eine Ausnahmeregelung gemäß § 69 entfallen soll, denn wenn eine detaillierte Grundlagenforschung gemacht wurde und wenn dann ein Einkaufszentrum, ein Großbauvorhaben, gewidmet wurde, sollen dann eben keine Ausnahmeregelungen passieren können. Außerdem soll der Abänderungsantrag auch noch die Übergangsfragen lösen, weil wir ja auch wissen, dass es natürlich nicht nur ab morgen, wo dieses Gesetz dann quasi Gesetz wurde, solche Fragen gibt. Solche Fragen gibt’s ja auch schon zu den bestehenden Gesetzen und diese gehören auch geregelt.


In diesem Sinne bitte ich sowohl um Zustimmung zum Abänderungsantrag, der ja von allen vier Parteien getragen wurde, als auch zum vorliegenden Gesetzesentwurf. (Beifall bei der SPÖ.)


Präsident Johann Hatzl: Es gibt keine weitere Wortmeldung. 


Der Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort.


Wir kommen zur Abstimmung. 


Zuerst wird über den Abänderungsantrag abgestimmt, der zuvor referiert wurde.


Wer für diesen Abänderungsantrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig, damit ist der Abänderungsantrag beschlossen. 


Wir kommen nun zur Abstimmung der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in abgeänderter Form durch den Abänderungsantrag.


Wer dafür ist in erster Lesung, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung mit der Hand. - Danke, das ist einstimmig. 


Wenn kein Widerspruch erfolgt, lasse ich sofort die zweite Lesung vornehmen. - Ich sehe keinen Widerspruch. 


Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, war nicht anders zu erwarten. Es ist daher auch in zweiter Lesung einstimmig. 


Wir haben damit auch diesen Tagesordnungspunkt erledigt. StR Faymann darf ich für seine lange Verharrzeit recht herzlich danken. Diesmal hat er ja den Vorteil, dass er etwas früher drangekommen ist. Meistens ist er beim Landtag immer etwas später dran. 


Wir kommen nun zur Postnummer 4 (PrZ 14/01-GJS) der Tagesordnung. Sie betrifft den Tätigkeitsbericht 1999/2000 der Kinder- und Jugendanwaltschaft Wien an den Wiener Landtag. 


Ich freue mich, hier auch Frau Pinterits und Herrn Dr Schmid als die Kinder- und Jugendanwälte der Stadt recht herzlich begrüßen zu können und bitte sie, Platz zu nehmen. (Beifall bei der SPÖ.) 


Ich bitte die Berichterstatterin, Frau LhptmSt Laska, die Verhandlung einzuleiten.


Berichterstatterin LhptmSt Grete Laska: Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Monika Pinterits! Lieber Toni Schmid! 


Zuallererst möchte ich sagen, dass ich mich so wie jedes Jahr auch heuer dafür bedanke, dass hier im Landtag die Möglichkeit besteht, den Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft zu diskutieren. Ich bedanke mich auch dafür, dass ihr beide diesen Bericht erarbeitet habt, aber nicht nur den Bericht erarbeitet habt, sondern vor allem für eure Tätigkeit in diesem Berichtsjahr. Bedauern tu' ich ein bisschen, dass wir auf Wunsch des Hauses diesen Bericht auch bereits im Ausschuss natürlicherweise zur Vorlage gehabt haben und dass wie jedes Jahr - kann man in der Zwischenzeit auch schon sagen - die Damen und Herren Abgeordneten im Ausschuss, wo länger und ausführlich die Möglichkeit bestünde, keinerlei Diskussion führen. Umso erfreulicher ist es, dass es zumindest heute dazu eine Diskussion gibt, weil ich mir denke, dass dies auch die Notwendigkeit und Wichtigkeit der Kinder- und Jugendanwaltschaft in Wien bestätigt. 


Ich möchte auch eines dazu sagen: Eigentlich aufmerksam gemacht durch eine Journalistin, die mich heute gefragt hat, ob ich denn nicht ein Problem damit hätte, dass der Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft in einigen Punkten doch sehr kritisch ist, auch gegenüber Magistratsabteilungen, sage ich auch mit aller Deutlichkeit: Es ist die Aufgabenstellung der Kinder- und Jugendanwaltschaft, eindeutig und nur Lobbyismus und Position zu beziehen auf Seiten der Kinder und Jugendlichen. Daher ist es aus meiner Sicht selbstverständlich, dass es in bestimmten Bereichen Kritik gibt. Das ist für uns alle sehr wichtig, denn nur wenn Dinge ausgesprochen werden, kann man sich auch darüber unterhalten, wie man sie unter Umständen verändern kann. Das heißt noch lange nicht, dass die gesetzgebenden Körperschaften oder auch der Wiener Gemeinderat oder handelnde Personen, wo immer sie sind, sich 1 zu 1 nach diesen Kritikpunkten richten müssen, aber es ist zumindest die In-Gang-Setzung einer Diskussion und daher notwendig und richtig. Für gerade diesen Lobbyismus bedanke ich mich im Besonderen. 


Wir befinden uns in den letzten eineinhalb Jahren und daher wird die Situation, dass es gesetzliche Veränderungen auf Bundesebene gibt, die vor allem auch die Situation von Jugendlichen betreffen, wahrscheinlich erst im nächstjährigen Bericht vermehrt Niederschlag finden. Ich denke nur daran, dass das Volljährigkeitsalter um ein Jahr gesenkt wurde, was nicht nur zum Vorteil der Jugendlichen gereicht. Ich möchte aber vor allem darauf hinweisen - weil es auch aktuell ist -, dass es gerade die Kinder- und Jugendanwaltschaft war, die bei der Entstehung und letztendlich bei der Gesetzesvorlage zur Entwicklung eines neuen Kinder- und Jugendschutzgesetzes in Wien, das im Finalstadium ist, maßgeblich mitbeteiligt war. Wir haben uns ja hier in unserem seinerzeitigen Ansinnen, österreichweit ein einheitliches Gesetz zu Stande zu bringen, mit den Bundesländern nicht verstehen können und nicht einigen können. Sehr wohl ist es aber gelungen, die Bundesländer Wien, Niederösterreich und Burgenland hier zu einer gemeinsamen Vorgangsweise zu bringen und es ist in Wien gelungen, mit eurer Unterstützung die Jugendlichen vor allem in einem sehr demokratischen Prozess letztendlich in die Gestaltung mit einzubeziehen. Erst vor wenigen Tagen war es möglich, dass die Mitglieder des Gemeinderatssausschusses oder diejenigen, die es interessiert hat, muss man sagen, mit Jugendlichen, die sich mit dem Thema sehr intensiv auseinander gesetzt haben, noch eine endgültige Diskussion führen konnten. Allen damit Beteiligten auch ein herzliches Dankeschön. 


Alles in allem ist es der schriftlicher Nachweis von viel, viel mehr Arbeit, als es in Zeilen festgehalten werden kann. Ich danke dafür und bitte um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)  


Präsident Johann Hatzl: Danke für die Einleitung. - Zu diesem Tagesordnungspunkt gibt es eine Reihe von Wortmeldungen. Als erster Rednerin erteile ich es Frau Abg Jerusalem.


Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Kinder- und Jugendanwälte!


Ich möchte, bevor ich mich mit einigen wenigen Punkten dieses Berichts befasse, Sie fragen oder ich bitte Sie: Können einmal alle die Hand heben, die den Bericht gelesen haben? (Einige Abgeordnete melden sich.) Danke. Das sind doch ... (Berichterstatterin LhptmSt Grete Laska: Das hat jetzt nicht funktioniert!) Hat nicht funktioniert. Das war ja nur eine kleine Frage, es ist ja kein ... (Allgemeine Heiterkeit.) Einige ... (Berichterstatterin LhptmSt Grete Laska: Das war schon in der Schule problematisch!) Das war schon in der Schule problematisch, genau. (Heiterkeit der Rednerin.) Sie können gerne mitreden, Frau Stadträtin! 


Ich denke mir, der Bericht ist ja wahnsinnig interessant und meiner Meinung nach ja nicht nur für die Menschen, die in dem zuständigen Ausschuss drinnen sitzen, sondern eigentlich vor allem für die anderen. Gerade für die anderen ist er so wahnsinnig interessant, weil er ja diesmal eines macht, nämlich nachdrücklich darauf hinzuweisen, dass Kinder- und Jugendpolitik eben nicht Sache eines Ausschusses ist, sondern eine Querschnittsmaterie ist, und dass, wenn man ernsthaft die Interessen der Kinder und Jugendlichen in Wien vertreten will, man etwas dazu tun muss, dass die Kinder- und Jugendanwälte ernsthaft das Recht bekommen, überall mitzureden. Dazu wird sich die Politik äußern müssen. Die Politik wird Maßnahmen treffen müssen und wird ein Gesetz verändern müssen, damit die Kinder- und Jugendanwälte dieses Recht auch tatsächlich bekommen.


Ich hoffe, ich habe Sie so weit neugierig gemacht, dass Sie diesen Bericht auch tatsächlich lesen werden, und ich werde in meiner Rede noch mehrmals darauf zurückkommen, um zu zeigen, was notwendig ist. Ich bin jetzt im Augenblick, solange noch niemand geredet hat, absolut zuversichtlich, dass wir uns heute darauf verständigen werden, dieses Recht, das notwendig ist, den Kinder- und Jugendanwälten zu geben, damit sie in die Lage versetzt werden, da wirklich die Interessen der Kinder und Jugendlichen zu vertreten. Sie werden gleich merken, worum es geht.


Ich weiß nicht, ob sich einige von Ihnen noch daran erinnern können, dass es dieses UNO-Übereinkommen über die Rechte des Kindes gab. Das wurde im Parlament ratifiziert, ich glaube es war 1992, Österreich hat mit einer lässigen Selbstverständlichkeit unterschrieben, so quasi wie: Ja, meine Güte, was hat denn Österreich für ein Problem, das zu unterschreiben, stehen ja lauter Selbstverständlichkeiten drinnen. Na, sollte man meinen. Es gab dann zu dieser UNO-Kinderrechtskonvention einen Expertenbericht. Dieser sieht so aus, damit ihn alle gesehen haben (Die Rednerin zeigt den Bericht.), und wurde von der damaligen Familienministerin Rauch-Kallat vorgestellt. Weil aber in diesem Bericht eigentlich drinnen steht, dass Österreich einen wahnsinnigen Nachholbedarf hat, wenn diese UNO-Konvention in Österreich wirklich umgesetzt werden soll, ist er nur ganz kurz berichtet worden. Zack, war er drinnen in der Schublade, weg, nie mehr diskutiert und kein Mensch hat sich dann mehr Gedanken darüber gemacht, was man alles machen müsste, wie viele Gesetze man in Österreich ändern müsste, um die UNO-Konvention auch tatsächlich durchzusetzen. 


Eine sensationelle Stellungnahme kam übrigens von Wien. Ich habe sie Ihnen damals vorgelesen und heute wird es mir ein großes Vergnügen sein, das zu wiederholen. Es gab einige Bundesländer, die haben ein bissel was geschrieben, was man alles machen muss. Wien war sensationell selbstsicher und hat damals geschrieben: "Das Amt der Wiener Landesregierung gab bekannt, dass die Überprüfung der einschlägigen landesgesetzlichen Vorschriften hinsichtlich der Übereinstimmung mit der Konvention über die Rechte des Kindes einen Anpassungsbedarf nicht ergeben hat." - Ich habe das damals heftig kritisiert. Ich kann mich erinnern, wir haben damals auch heftige Auseinandersetzungen darüber geführt, ob Wien berechtigt ist, das in dieser Form zu schreiben. Ich habe gesagt "nein", Sie haben gesagt "ja", und ich glaube, mittlerweile haben wir viel miteinander diskutiert und sind auf einen anderen Stand der Dinge gekommen. 


Nunmehr gibt es den Bericht ... Nein, eines muss ich Ihnen noch ... 


Also, in dem Bericht war unter anderem eine Stellungnahme von Dr Ferdinand Eder, der Soziologe ist. Der hat damals den Schulteil als Experte beurteilt, und da wird niemand etwas dagegen haben, wenn ich das heute ein bissel zitiere, weil das ist ja keine Wiener Geschichte. Nur einmal um zu zeigen, wie abweichend da die Meinung von Experten sein kann. Ohne dass ich Ihnen alles vorlesen will, kommt Dr Ferdinand Eder damals nach einer ausführlichen hervorragenden Untersuchung, die ich auch nur allen empfehlen kann, zu der Erkenntnis, zu dem Schluss: "Man kann in Kenntnis und angesichts der Verbreitung von unangenehmen Phänomenen in der Schule nicht von vornherein annehmen, dass Eltern im Sinn der Konvention zum Wohl ihrer Kinder handeln, wenn sie ein Kind in die Schule geben."


Das heißt mit einem Wort, dass die Schule, so wie sie ist, hinterfragt werden muss und nicht unbedingt gesund ist, weder für die Seele noch für den Körper eines Kindes. Das sind schon vehemente Vorwürfe und ich denke, man muss sich damit auseinander setzen.


Wenn man den jetzigen Bericht der Kinder- und Jugendanwälte liest, so beschäftigen sich die ja sehr eingehend mit dieser Kinderrechtskonvention, und sie verlangen etwas von uns, von uns Politikerinnen und Politikern, und das ist jetzt die Nagelprobe. Sie verlangen von uns, dass erstens einmal dieses UNO-Übereinkommen in die Landesverfassung aufgenommen wird (Abg Marianne Klicke zuckt die Achseln.) - die Frau Klicka zuckt schon die Achseln, habe ich auch gemacht, warum nicht, habe ich mir gedacht -, aber es gibt da überraschenderweise Einwände. Ich kann überhaupt nicht nachvollziehen warum. 


Die MA 11 wollte nicht, dass das in den Aufgabenteil der Kinder- und Jugendanwälte aufgenommen wird und auch die Magistratsdirektion hatte einen vehementen Einwand. Wenn man das genau liest und ein bissel hinter den Zeilen liest, kommt heraus, dass die Magistratsdirektion sagt: Ja, kommt ja überhaupt nicht in Frage, denn wenn man das nämlich tatsächlich macht, dann haben die Kinder- und Jugendanwälte Parteienstellung - und das ist ja auch das, was sie verlangen - und werden zu jedem Verfahren, das in Wien stattfindet, eingeladen. 


Das heißt, sie würden in die Lage versetzt, auch tatsächlich die Interessen der Kinder und Jugendlichen in allen diesen Verfahren zu vertreten. Die GRÜNEN sind der Meinung, dass die Kinder- und Jugendanwälte diese Parteienstellung erhalten sollen. Wir sind weiters der Meinung, dass wir Politikerinnen und Politiker die Aufgabe haben, diese Parteienstellung für die Zukunft auch sicherzustellen. (Beifall bei den GRÜNEN.)  


Die Magistratsdirektion wird da aber ein harter Brocken sein. Wir kennen das alle, wenn irgendwo steht: Das ist juristisch nicht möglich. Das ist ein Killerargument "Das ist juristisch nicht möglich". Immer, wenn wer in Wien was nicht will, findet sich jemand, ein Jurist der Stadt, der sagt: Das ist nicht möglich. Erstaunlicherweise war es in anderen Bundesländern möglich. Wien muss ein ganz ein besonderes Land sein, dass ausgerechnet hier das nicht möglich ist. Umgekehrt ist es aber häufig so, man stößt auf grobe Schwierigkeiten, alle sind der Meinung, ja, das ist juristisch gar nicht machbar, aber auf einmal finden die Juristen da ein Schlupfloch, dort ein Schlupfloch und schlussendlich stellt man fest: Alles geht, wenn die Juristen wollen. Das heißt, wollen sie nicht, geht nix, wollen sie was, geht alles. Das heißt, meiner Meinung nach sollte es jedenfalls so sein, dass da die Politikerinnen und Politiker und zwar aller Parteien eindeutig Stellung beziehen und sagen: Wir wollen Parteienstellung für die Kinder- und Jugendanwälte. Das ist das, was ich mir von der heutigen Sitzung erwarte. 


Vielleicht als Information noch ein kleines bisschen für die, die es noch nicht gelesen haben. Sie werden es sicher alle lesen, weil es ist hoch spannend und im Sommer bietet sich mögliche Zeit und Gelegenheit, das zu lesen.


Es müssten sich ja so viele Gesetze ändern: Vom Sozialhilfegesetz, über das Behindertengesetz, über das Pflegegeldgesetz, das Kindertagesheimgesetz, das Schulgesetz, die Baugesetze, alles das müsste sich ändern. Für Wien wäre das eine kleine Revolution, wenn wir tatsächlich so viel für die Kinder und Jugendlichen dieser Stadt tun würden. 


Jetzt haben wir ein großes Glück. Wir haben Kinder- und Jugendanwälte, die haben das Rückgrat, die haben die Courage, die bringen alles mit, Enthusiasmus und Engagement, dass sie uns einen derart guten Bericht herlegen und uns quasi eine Gebrauchsanweisung geben, wie wir damit umgehen können und was wir in der Zukunft tun können, damit Wien tatsächlich kindergerecht und jugendlichengerecht wird.


Ich freue mich schon auf die Reden der Sozialdemokratischen Partei, weil ich mir in diesen Punkten große und starke Unterstützung erwarte und mir denke, wir können vielleicht nach dem Sommer gemeinsam überlegen, wie wir das alles umsetzen können.


Ich möchte noch auf einige wenige konkrete Sachen eingehen. Das war dieses sehr, sehr schöne Partizipationsprojekt in Bezug auf den Jugendschutz. Einige von uns - und ich sehe, es sind ja auch einige da - hatten auch die Gelegenheit, mit den Jugendlichen diese Änderungen im Jugendschutzgesetz zu besprechen. Herr Abg Strobl, Herr Strache, wir haben das ja gemeinsam getan.


Mein Eindruck war, ich weiß nicht, ob Sie meinen Eindruck teilen, aber ich hoffe das: Da saßen ja tatsächlich Jugendliche, mit denen gut reden war. Einfach deswegen, weil man sofort gemerkt hat, sie haben sich mit der Materie beschäftigt, sie wissen, was sie wollen, sie gehen ganz rational damit um. Das, was viele Experten erwartet haben, nämlich dass die Jugendlichen jetzt, wenn sie einmal sagen dürfen, was sie wirklich wollen, ausufern werden - Liberalisierung, alles steht Kopf, die wollen überhaupt nie mehr nach Hause gehen müssen, alle bleiben ab dem Alter von 10 Jahren bis 6 Uhr in der Früh aus oder so -, das ist alles nicht eingetroffen, sondern es war eine ganz, ganz gescheite Diskussion. 


Wir hatten in wenigen Punkten das Bedürfnis, mit ihnen bisschen zu reden. Da war zum Beispiel die Geschichte mit dem Autostoppen. Ich kann mich erinnern, wir teilen da nicht so ganz die Ansicht der Jugendlichen, dass sie ab 14 Autostoppen. Das dürfte von ihnen auch kein intensiver Wunsch gewesen sein, aber da wird man sich zusammenreden, ich würde sie davon heftig abhalten. Die sind nämlich davon ausgegangen - ich habe das nett gefunden -, wenn ein Mensch ein schlechter Mensch ist, dann sieht man ihm das an und da steigt man daher nicht ins Auto ein. Jetzt ist es aber so, dass ja oft die größten Verbrecher und Wahnsinnigen ein ganz ein freundliches Gesicht haben und dass man da warnen müsste. Die Diskussion haben wir geführt. 


Ich möchte auf zwei Dinge hinweisen, die sich die jungen Leute außertourlich gewünscht haben, wo sie gesagt haben, das hätten wir gerne noch zusätzlich drinnen, nämlich kostenlose Selbstverteidigungskurse für Mädchen. Da war irgendwie ein Zusammenhang mit dem Autostoppen da. Also, wenn die sich jetzt einmal alle kostenlos heftig selbst verteidigen können, dann können alle Autostoppen. Die wünschen sich das. Ich habe dafür viel übrig. Meiner Meinung nach ist dafür die Sportabteilung ideal, so etwas erstens zu organisieren und zweitens auch zur Verfügung zu stellen und auch die Geldmittel zur Verfügung zu stellen. (Abg Marianne Klicka: Die gibt es ja schon!) Ja, gibt's ja, aber gibt's noch zu wenig und das könnte man an den Schulen selber auch installieren. Ich bin sicher, wenn man in einer Schule herumgehen würde und alle Mädchen fragen könnte, dann würden sich sehr viele melden. Also, da könnte eine Ausweitung stattfinden.


Aber die wünschen sich natürlich auch etwas, wo wir dann in einen ... Da werden wir halt Auseinandersetzungen haben, aber ich sage es trotzdem hier, weil wir jetzt die Jugendlichen gefragt haben und wissen wollten, was sie sagen. Jetzt sagen sie es uns und jetzt müssen wir darüber reden. 


Die Jugendlichen wollen, dass die weichen Drogen freigegeben werden, dass also der Konsum von Cannabis nicht mehr kriminalisiert wird. Ich deponiere das da, ich bin viel in Schulen unterwegs, dieser Wunsch wird sehr, sehr häufig geäußert, und es hat ... (Abg Mag Helmut Kowarik: Aber nicht nur das!) Bitte?(Abg Mag Helmut Kowarik: Aber nicht nur das! Auch das Cola! Alkohol mit Coca-Cola!) Ja, wir haben dann immer diese Auseinandersetzung. Wir müssen nur immer vom selben reden. Es kommt dann immer das Argument, wir haben so große Probleme mit Alkohol und Zigaretten, und da gebe ich Ihnen wirklich 100�prozentig Recht. Da muss man präventiv etwas dagegen tun. 


Da gab es - und auch das erzähle ich jetzt kurz - auch einen Test. Da ist ein 13�Jähriger im Rahmen dieses Partizipations-Verfahrens in vier verschiedene Lokale gegangen und hat ein Bacardi-Cola verlangt und hat es in drei Fällen bekommen! Ein 13�Jähriger! Das dürfte erst ein 18�Jähriger bekommen! Das ist Wahnsinn. Aber da ist es ja so, dass man die Gastwirte darauf hinweisen müsste, dass das nicht geht und dass sie das auch umzusetzen haben. Da bin ich ganz auf Ihrer Seite, ja ganz auf Ihrer Seite.


Ich bin überhaupt für alle Präventionsmaßnahmen, die es überhaupt nur gibt. Aber jetzt komme ich zurück zum Cannabis. Auch da bin ich für alle Präventionsmaßnahmen, 100�prozentig, immer auf Ihrer Seite. Nur, wir wollen nicht, dass Cannabis kriminalisiert. Dass, wenn jemand Cannabis konsumiert, die Polizei einschreitet, man landet vor Gericht, man hat immer noch an der Schule große Probleme, und man kann, wenn es der Teufel will, durchaus damit erstens im Gefängnis landen und zweitens alle möglichen gröberen Schäden erleiden. Das kann niemand wollen. Das können die Eltern nicht wollen, das können die Jugendlichen nicht wollen und das können Politikerinnen und Politiker nicht wollen. Das ist nicht die richtige Antwort. Gefängnis kann nicht die Antwort auf Cannabis-Konsum sein! (Beifall bei den GRÜNEN.) 


Ich weiß, ihr seid auch da. (Die Rednerin spricht zu den Kinder- und Jugendanwälten.) Ich rede gerade dort hinüber, weil die Cannabis-Geschichte ja eine ist, wo man mit ÖVP und den Freiheitlichen sprechen muss, weil es ausschließlich um den Punkt geht, nicht zu kriminalisieren. 


Jetzt hat Frau StR Pittermann etwas für mich Hochinteressantes gesagt, nämlich a) sie ist nicht für die Freigabe und b) sie ist aber nicht dafür, dass man es bestraft. 


Wenn man ein bisserl länger darüber nachdenkt, also ganz lange braucht man nicht nachzudenken, ich weiß, sie meint es gut, aber so geht es nicht, weil nicht bestrafen heißt freigeben. Nicht bestrafen heißt, es kommt aus dem Strafgesetzbuch heraus, ist nicht mehr kriminalisiert, und damit ist es freigeben. Damit ist das eine legale Droge wie jede andere auch und führt nicht ins Gefängnis. Und das ist das, was die GRÜNEN wollen. Da sagen wir, da haben die Jugendlichen Recht, das einzuverlangen, weil es macht wenig Sinn, 60 Prozent der Wiener Jugendlichen ins Gefängnis zu sperren. Das wäre ein bissel abwegig.


Ich möchte mir noch zwei kurze Hinweise erlauben, und zwar ist das erstens einmal die ganze Auseinandersetzung um das Jugendwohlfahrtsgesetz. Wir haben das hier schon diskutiert. Ich brauche die Diskussion nicht zu wiederholen. Die GRÜNEN haben damals die Anträge der Experten eingebracht. Sie haben alle Anträge abgelehnt. Es scheint jetzt wieder im Bericht der Kinder- und Jugendanwälte auf. Wir haben es jetzt wieder. Auch die Kinder- und Jugendanwälte wollen etwas anderes als die Politikerinnen und Politiker der SPÖ und als die MA 11. Da gibt es große Meinungsunterschiede und deswegen möchte ich Ihnen die Namen dieser Expertinnen und Experten, die damals für das neue Jugendwohlfahrtsgesetz hervorragende Vorschläge gemacht haben, noch einmal in Erinnerung rufen. 


Ich weiß, Sie sind anderer Meinung als diese Herrschaften, aber es waren Herr Prof Dr Berger vom Neurologischen Krankenhaus Rosenhügel, Frau DSA Bodendorfer, Herr DSA Timitz, Dunda, Aich, Prof Dr Friedrich, DSA Holzmüller, Dr Jedelsky, Dr Jesionek, Mag Max und die Jugendanwälte. "Seitens der MAG 11", so steht es hier, "folgte leider keine VertreterIn der Einladung." - Ich weiß nicht, warum nicht. Ich meine, man kriegt auch Einladungen am Tag bevor eine Sitzung stattfindet und kann dann leider nicht hingehen. Sollte es so gewesen sein, dann ist es bedauerlich. Das kann ich mir aber wirklich nicht vorstellen. Sollte die MA 11 trotz Einladung, die etliche Tage vorher gekommen ist, dort einfach nicht hingegangen sein, dann erlaube ich mir an dieser Stelle an der MA 11 eine heftige Kritik. So kann es nicht sein. Da muss man sich schon zusammensetzen und über diese Ideen diskutieren. Eine dieser Ideen war ja unter anderem zu schauen, wie misshandelte, missbrauchte Kinder in Not und in Krisensituation auch außerhalb der Magistratszeiten Hilfe finden können. Das war ja eine der Fragestellungen. Ich nenne jetzt wirklich nur eine von sechs oder sieben. 


Also, wenn sich da eine magistratische Abteilung nicht mit den Kinder- und Jugendanwälten zusammensetzt, dann stimmt da etwas nicht. Irgendwas rennt da vollkommen falsch und muss sich 100�prozentig ändern. Und ich hoffe, das wird auch weitergegeben. (Abg Gerhard Pfeiffer: Vielleicht weil sie nicht für die Freigabe von Cannabis sind!) Bitte? (Abg Gerhard Pfeiffer: Vielleicht, weil sie nicht für die Freigabe für Cannabis sind!) Nein, das war im Jugendwohlfahrtsgesetz ja überhaupt nicht Thema. Das Jugendwohlfahrtsgesetz hat ja nichts mit Cannabis zu tun. (Abg Gerhard Pfeiffer: Sie haben gesagt, es waren die Sachverständigen dort.) Ja, die Sachverständigen, Herr Pfeiffer, haben sich mit dem Jugendwohlfahrtsgesetz befasst. Ja. Und das Jugendwohlfahrtsgesetz hat nix mit Cannabis zu tun. (Abg Gerhard Pfeiffer: Da haben nur Sie den Zusammenhang hergestellt!) Nein, Herr Pfeiffer, vielleicht sind Sie kurz eingenickt. Ich gebe zu, diese ganzen Sitzungen dauern schon wahnsinnig lang. Ja, das wäre möglich. Aber wenn Sie jetzt mit mir reden, werden Sie gleich ... (Abg Gerhard Pfeiffer: Ich habe nicht geschlafen!) Sie werden gleich wieder ganz wach sein! 


Das Eine war die UNO-Kinderrechtskonvention. Das war der Anfang. Da haben wir geredet darüber, ja. Dann über ... (Berichterstatterin LhptmSt Grete Laska: Es hilft nichts!) Die Frau Stadträtin meint, es hilft nix. Es hilft nix. Gut. Wir machen's ein anderes Mal. (Heiterkeit bei der SPÖ, bei der ÖVP und bei den GRÜNEN.) Es hilft nix. Gut! 


Ich möchte Sie nicht länger, Herr Pfeiffer, langweilen. Ich bin überzeugt, auch Sie werden mit großem (Die Rednerin zeigt den Bericht.) - so schaut er aus - Interesse diesen Bericht lesen. Ich möchte vorschlagen - vielleicht kann man den Vorschlag aufgreifen -, dass wir nach dem Sommer als Ausschuss uns einmal Zeit nehmen und das durchgehen und schauen, was können wir gemeinsam als PolitikerInnen davon umsetzen. Das wünsche ich mir.


Jetzt möchte ich mich abschließend nur noch ganz, ganz herzlich für den hervorragenden, kritischen und wirklich ganz, ganz tollen Bericht bei den Kinder- und Jugendanwälten auch bedanken. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN und der Abg Erika Stubenvoll.) 


Präsident Johann Hatzl: Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Dr Ulm. Ich erteile es ihm.


Abg Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!


Bevor ich nun zum Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft komme, ad hoc ein paar Worte zu dem, was meine Vorrednerin zum Thema "Drogen und Prävention" gemeint hat. 


Auf der einen Seite meinen Sie, Sie sind ganz bei uns und sind für alle Maßnahmen der Prävention. Auf der anderen Seite sind Sie für die Straflosigkeit des Haschisch-Konsums. 


Ich mache Sie darauf aufmerksam, dass Sie das grundlegende System oder die grundlegende Intention des gesamten Strafrechts nicht wissen, denn dieses Grundprinzip des Strafrechts liegt in der Prävention. Um best- und stärkst präventiv wirken zu können, stellt man eine gewisse Verhaltensweise unter die Strafbarkeit, weil man hofft, mit diesem strengsten aller Mitteln jemanden von einem unerwünschten Verhalten abzuhalten. Und wenn es tatsächlich dann dazu kommt, dass ein Delikt verwirklicht wird, eine strafbare Handlung vorliegt, dann darf eine Strafe auch nur dann vergeben werden, wenn dies als generalpräventiven und aus spezialpräventiven Gründen notwendig ist, nämlich damit das einzelne Individuum diese strafbare Handlung nicht mehr begeht und damit es auch abschreckend gegenüber der Gesellschaft wirkt. Es ist also absolut widersinnig, was wir da zum Thema Drogen von Ihnen hören mussten. (Beifall bei der ÖVP und bei der FPÖ.)


Aber ich komme nun zu den Kinder- und Jugendanwälten und darf dazu festhalten, dass es schon in der Vergangenheit erforderlich war, immer wieder die eine oder andere Maßnahme oder Wertung kritisch zu würdigen. In diesem Jahr ist es allerdings zu einer qualitativen Grenzüberschreitung gekommen, und ich wende mich da primär an den Kinder- und Jugendanwalt Herrn Schmid. Er steht im Zentrum meiner Kritik. Und Ursache dafür ist die so genannte Erste Wiener Jugendvolksbefragung, die an den Schulen vom 19. bis zum 26. April dieses Jahres stattgefunden hat. 


Sehr geehrter Herr Kinderanwalt, ich frage Sie: Wie stehen Sie zum Jugendschutz? Ich frage Sie: Wie stehen Sie zur freien, unbeeinflussten Meinungsbildung durch Jugendliche? - Denn ich werfe Ihnen nicht mehr und nicht weniger vor, als dass Sie hiermit nicht die Interessen der Kinder und Jugendlichen wahrgenommen haben und dass Sie in einer manipulativen und suggestiven Art und Weise eine Volksbefragung abgehalten haben. Ich werde Ihnen das an Hand Ihres eigenen Stimmzettels belegen können.


Es geht bei dieser Volksbefragung um die Ausgehzeiten für Kinder und Jugendliche und es geht darum, dass diese Ausgangszeiten geändert werden sollen. Suggestiv handeln Sie mit dieser Jugendvolksbefragung und manipulativ, weil Sie in Ihrer Fragestellung Nummer 1, ob es nämlich zu einer Beibehaltung der derzeitigen gesetzlichen Regelung kommen soll oder nicht, unrichtige beziehungsweise unvollständige Tatsachen angeben. Sie fragen, ob es dabei bleiben soll, dass Kinder um 21.00 Uhr zu Hause sein müssen und dass Jugendliche um 24.00 Uhr zu Hause sein müssen. Was Sie nicht anführen, ist, dass es bei Vorliegen von rechtfertigenden Gründen, was sehr oft der Fall sein wird, natürlich möglich ist, diese bestehenden Ausgangszeiten von 21.00 Uhr und 24.00 Uhr zu überschreiten. Ein solch rechtfertigender Grund liegt immer dann vor, wenn der Aufenthalt im Zusammenhang mit Anlässen steht, die den Jugendlichen nicht verboten sind, wie zum Beispiel erlaubte Veranstaltungsbesuche, Lehrkurse, Reisen oder Verwandtenbesuche. Das konnten die befragten Kinder und Jugendlichen auf Grund der von Ihnen verfassten Fragestellung nicht wissen. Sie haben über die derzeitige Gesetzeslage unrichtig informiert.


Nun komme ich zur Frage 2 und zum eigentlichen ganz großen Sündenfall. Sie fragen tatsächlich, ob sie es für sinnvoll erachten, für einen Vorschlag von so genannten Experten zu sein, wonach junge Menschen bis 12 Jahre bis 22.00 Uhr ausgehen können, junge Menschen von 12 bis 16 Jahren bis 1.00 Uhr und junge Menschen ab 16 Jahre ohne Begrenzung. Damit erwecken Sie ganz klar den Anschein, dass es sich um Experten handelt, die für einen solchen Vorschlag eintreten und ich kann keinen anderen Schluss ziehen, als dass Sie sich mit diesem Vorschlag verwirklichen wollen, weil Sie stark für diesen Vorschlag eintreten. Gezeichnet ist auch die Aktion als "Jugendanwaltschaft Wien" und da sich diese immer sehr gerne als Experten bezeichnet, ist nichts anderes anzunehmen und diese Erklärung nicht anders aufzufassen, als dass dieser Vorschlag von der Jugendanwaltschaft stammt. 


Sehr geehrter Herr Kinder- und Jugendanwalt! Ich frage Sie: Glauben Sie wirklich, dass ein Anwalt so die Interessen seiner Klientel wahrnimmt? Junge Menschen bis 12 Jahre sollen ein Ausgangsrecht bis 22 Uhr haben und die ab 12 Jahre bis 1 Uhr? - Sie müssen sich das einmal vorstellen! 12�jährige Kinder ohne Begleitung von Erwachsenen sollen bis 1 Uhr morgens in Diskotheken, in Lokalitäten, im Hof, auf der Straßen sich bewegen dürfen, ohne irgendeinen rechtfertigenden Anlass! 


Herr Jugendanwalt! Damit haben Sie dem Jugendschutz einen Bärendienst erwiesen. Das ist ganz offensichtlich. Und die Empörung war selbstverständlich groß nach dieser Ihrer Aktion. Eine Fülle von Wortmeldungen hat es dazu gegeben: Die Kinder werden der Drogengefahr ausgesetzt, der Alkoholgefahr ausgesetzt. Vieles andere mehr. Die Elternvereine haben sich umgangen gefühlt, ausgebootet gefühlt. Ich darf stellvertretend für die ganz große Anzahl von Kritikern nur einen ganz großen Kritiker nennen, und zwar ist es Max Friedrich, der Vorstand des Instituts für Neuropsychiatrie des Kindes- und Jugendalters der Universität Wien. Nämlich niemand anderer als Univ Prof Max Friedrich sagt, das ist blanker Unsinn. Dem ist eigentlich nichts hinzuzufügen! (Beifall bei der ÖVP und bei der FPÖ.)  


Was das wirklich Schlimme ist, wenn ich den Jugendbericht in seiner Gesamtheit Revue passieren lasse, ist, dass diese Aktion Ausfluss eines ideologischen Denkmusters ist, in dem die Eltern kaum mehr eine Rolle spielen. Ich lese in diesem Jugendbericht, wo es so sehr um die Rechte von Kindern und Jugendlichen geht, das Wort "Eltern" so gut wie nie. (Aufregung bei der SPÖ.) Und wenn Sie von Rechten von Kindern sprechen, so vergessen Sie doch bitte um Gottes willen nicht, gegenüber wen diese Rechte in allererster Linie bestehen. Natürlich gegenüber den eigenen Eltern in erster Linie! Denn den Rechten der Kinder entsprechen, korrelieren Pflichten der Eltern auf der anderen Seite, nämlich die Pflicht zur Fürsorge, zur Verantwortung, zur verantwortungsvollen Erziehung, zur Liebe den Kindern gegenüber. (Abg Günter Kenesei: Selbstbestimmung!) Dieser Grundsatz fehlt mir in Ihren Überlegungen vollkommen. Auf die Eltern wird in Ihrer Ideologie vergessen. 


Auf Grund dieses großen Sündenfalls ist es meiner Fraktion nicht einmal möglich, Ihren Bericht in diesem Jahr zur Kenntnis zu nehmen. (Beifall bei der ÖVP und bei der FPÖ.)  


Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächste ist Frau StR Landauer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.


StR Karin Landauer: Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!


Herr Abg Ulm hat an sich schon relativ viel gesagt, was aus diesem Kinder- und Jugendanwaltsbericht zu entnehmen ist. Er beginnt ja auch schon so, dass Kinder und Jugendliche wieder in der politischen Diskussion wichtig geworden sind, aber leider nur als Familienmitglieder, also als Anhängseln der Eltern. Ich denke mir, die Kinder sind die Zukunft, nur wenn es keine Eltern gibt, gibt es auch keine Kinder. Aber gestern hat uns ja eh die Frau Wehsely erzählt, wie das Familienbild von Ihnen aussieht. (Abg Jürgen Wutzlhofer: Genau!) Von der Kinder- und Jugendanwaltschaft, gestehe ich ein, erwarte ich mir etwas anderes. 


Ich gehe jetzt auf einige Punkte ein. Es ist so, dass es eine Begleitung gibt, ein zweijähriges Modellprojekt Prozessbegleitung, und hier hat jetzt offensichtlich das Justizministerium reagiert und hat für die zweite Hälfte des Jahres 2000 auch Geld für die AnwältInnen und ProzessbegleiterInnen für ein halbes Jahr zur Verfügung gestellt. 


Meine Damen und Herren Kinder- und Jugendanwälte! Das ist diese ganz furchtbare, böse Regierung, die an allem schuld ist. Das zieht sich ja auch durch diesen ganzen Bericht durch. Aber immerhin, Sie haben erwähnt, dass hier Mittel zur Verfügung gestellt werden.


Die Alkoholausschank wird kritisiert. Ja, wer kann denn da etwas ändern? - Wahrscheinlich wieder der Bund. Nur ich glaube, dass die Jugendschutzbestimmungen Landessache sind. Dass hier die Gewerbeordnung eintritt, dass da die Polizei prüfen müsste ... (Abg Mag Sonja Wehsely: Das Jugendschutzgesetz! Wenn Sie schon darauf hinweisen!) Das ist schon richtig, nur das Jugendschutzgesetz ist ein Landesgesetz und vollzogen muss es in den Ländern werden. (Abg Günter Kenesei: Die Gewerbetreibenden!) Na, dann muss man halt die Gewerbetreibenden heranziehen und kontrollieren und bestrafen, ja! (Abg Mag Sonja Wehsely: Eben! Die Gewerbetreibenden!) Genau! Habe ich ja gesagt, Gewerbeordnung, Frau Kollegin Wehsely. (Abg Heinz Christian Strache: Straft die Gewerbetreibenden! Eben! - Allgemeine Aufregung.) Regt euch nicht so auf. Sie kommen dann eh zu Wort und dann können Sie alles erzählen, was Sie für richtig halten. (Abg Mag Sonja Wehsely: Eben die Gewerbetreibenden!)


Zur Novelle des Wiener Jugendwohlfahrtsgesetzes. Da hat Frau Abg Jerusalem bereits ihr Erstaunen bezüglich des Fernbleiben der zuständigen Magistratsabteilung bekannt gegeben. Ich habe mir nur gedacht, es ist ja wirklich blöd, wenn es hier in diesem Haus Oppositionsparteien sind, die Anträge einbringen, Anfragen einbringen. Initiativen, zum Beispiel das Kinderhaus, wie wir das eingebracht haben, wo es Kindern und Jugendlichen möglich ist, außerhalb der Journalzeiten vielleicht Unterschlupf zu finden, das wird von Ihnen abgelehnt! Ich meine, jetzt machen Sie es dann noch viel verstärkter. Nur diese Aktionen gehen immer zu Schaden der Kinder und Jugendlichen und das ist eigentlich das, was ich bedaure. Und dass die MA 11 bei diesem Expertenhearing nicht dabei war, das ist für mich nur eine Bestätigung, wie man eben in dieser Stadt umgeht. Es waren nur 2000, damals waren Sie noch gar nicht in der Absoluten. Also, man kann sich jetzt ein Bild machen, wie es weitergehen wird. 


Die Öffentlichkeitsarbeit und unsere Presseaussendungen. Da gibt es eben bezüglich Kinderscheck, statt Kinderscheck Grundsicherung für alle Kinder. Da stellt sich die Kinder- und Jugendanwaltschaft vor, dass die Kinder 4 000 S 12�mal im Jahr kriegen. Wie geht das? - Gleich wenn sie auf die Welt kommen, kriegen dann die Kinder 4 000 S 12�mal im Jahr. Bis zum 14. Lebensjahr dürfen das Geld quasi die Eltern, die ja an sich nicht vorhanden sind, weil die Kinder sind ja nur so Anhängseln, dann bezugsberechtigt verwenden, müssen aber nachweisen, dass sie das tatsächlich für die Kinder verwenden, und zwar so wie Autofahrer eine Kilometerbank oder ein Kilometerbuch führen. Also, diese Grundsicherung für Kinder. Das Kinderbetreuungsgeld ist für Kinder und die Eltern werden das unter Garantie für Kinder verwenden. Nur ... (Abg Johann Driemer: Was machen die, die es nicht brauchen? - Abg Mag Sonja Wehsely: Die keine kleinen Kinder haben?) Diese wenigen, die es nicht brauchen, die zeigen Sie mir. (Abg Martina Malyar: Herr Westenthaler! Prinzhorn!)


Mein Gott! Herr Westenthaler, ja Frau Malyar! Vielleicht können Sie sich irgendwen anderen einfallen lassen, weil ich nehme an, dass Sie Ihr Geld auch nicht spenden, sondern Sie werden mit Ihrem Geld wahrscheinlich auch leben und ... (Heiterkeit der Abg Martina Malyar: Auch die Frau Russwurm!) Ja, meinetwegen die Frau Russwurm. Aber im Grunde genommen ist das nichts anderes, als dass Sie entsetzlich neidig sind. Ich weiß zwar nicht auf was, aber Sie sind furchtbar neidig und haben eigentlich immer nur dieselben Argumente: Westenthaler, Prinzhorn, Westenthaler, Prinzhorn. Irgendwie hat Ihre Schallplatte einen Sprung. (Abg Martina Malyar: Ich weiß, dass Ihnen das sehr wehtut!)


Mir tut das nicht weh, nein! Ich kann Ihnen versichern, dass es mir nicht wehtut! Wenn Sie keine anderen Argumente haben, berührt mich das überhaupt nicht!


Bei den 4 000 S, welche die Kinder bis zum 14. Lebensjahr bekommen - ab dem 14. Lebensjahr dürfen sie es selber ausgeben -, steht dann, dieses Einkommen dürfte natürlich nur für grundlegende Bedürfnisse ausgegeben werden. Vorhin haben wir gerade von Frau Jerusalem gehört, 60 Prozent der Jugendlichen sind für Cannabislegalisierung. Wunderbar! Da habe ich 4 000 S Grundeinkommen und dann kann ich das alles damit endlich kaufen! (Abg Mag Sonja Wehsely: Ein Wahnsinn, welchen Unsinn Sie daherreden!) 


Das stelle ich mir nicht unter einer Kinder- und Jugendanwaltschaft vor! Dass wir Freiheitliche gegen jegliche Freigabe von Drogen sind, brauche ich nicht zu wiederholen! Das ist, glaube ich, weit bekannt! (Beifall bei der FPÖ.) 


Die von Frau Jerusalem angeregte Parteienstellung der Kinder- und Jugendanwaltschaft wäre sicherlich wünschenswert, aber ich gestehe ein, von Kinder- und Jugendanwälten, die weniger politisch motiviert sind (Abg Mag Hilmar Kabas: Parteipolitisch!) als diese! (Beifall bei der FPÖ.) 


Es gibt dann einen Hinweis, dass die steigende Kinderarmut ein Grund für die Steigerung der Jugendkriminalität ist. Da wird eine Zahl genannt, dass es in Österreich 300 000 Kinder gibt, die arm oder armutsgefährdet sind. Hier würde mich interessieren, wie viele Kinder das in Wien betrifft, weil ich denke mir, dass die Jugendwohlfahrt von Wien eine wesentliche Aufgabe hätte. 


Es ist unser Antrag auf Zuweisung - das heißt aber noch nicht, dass Sie da überhaupt etwas tun werden - betreffend Familienförderung angenommen worden. Hier könnte man vielleicht etwas dazu beitragen, dass weniger Kinder arm oder armutsgefährdet sind. (Abg Martina Malyar: Ich möchte aber nicht nach dem Gießkannenprinzip vorgehen!)


Ein interessanter Satz ist auf Seite 67 zu lesen. Alle, die hier waren, wie Frau Kollegin Wehsely über das Familienbild gesprochen hat, werden sich vielleicht noch an ihren Beitrag erinnern. Die Kinder- und Jugendanwaltschaft berichtet oder schreibt: "Emotionelle Kälte: Kinder und Jugendliche in allen sozialen Schichten fühlen sich immer an den Rand gedrängt, weil die Zuwendung und Akzeptanz von den Eltern und der gesamten Gesellschaft ausbleibt. Die Geborgenheit in der Familie ist in vielen Fällen nur mehr eine scheinbare. Und die Akzeptanz im gesamtgesellschaftlichen Bereich reduziert sich, da Jugendliche zwar immer früher reif werden, aber ihre Rechte und Mitsprachemöglichkeiten weit zurückhängen." - Wie gesagt, Sie haben sicherlich noch die Aktuelle Stunde in Erinnerung, wo wir gemeint haben, man muss alles tun, damit sich die Schwierigkeiten der Familien verbessern, wo Frau Abg Wehsely geantwortet hat, vielleicht hätten wir den Kinder- und Jugendanwaltschaftsbericht lesen sollen. 


Ich glaube - um noch einmal auf den Alkoholausschank zurückzukommen -, dass es zu wenig für die Kinder- und Jugendanwaltschaft ist, Presseaussendungen zu machen, dass der gesetzwidrige Alkoholausschank an Kinder Besorgnis erregend ist und sich dann bei den Medien zu bedanken, dass sie diese Presseaussendungen veröffentlichen. Medien kontrollieren nicht und können das auch nicht abstellen. 


Ich denke mir, wenn man sich das Landesgesetzblatt für Wien vor Augen ruft, was Ihre Aufgaben sind, dass Sie die Stadt und das Land auf Missstände aufmerksam machen sollen, dass Sie hier säumig geworden sind! Hier denke ich mir, dass das unter anderem ein Punkt ist, aber überhaupt der ganze Bericht, wie er abgefasst ist, was es uns unmöglich macht, diesem Bericht zuzustimmen! (Beifall bei der FPÖ.) 


Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster ist Herr Abg Wutzlhofer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.


Abg Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Anwälte! Liebe Damen und Herren!


Vorweg: Ich versuche, auf meine Vorredner einzugehen, allerdings kann ich das nur bei den inhaltlichen Punkten, die 90 Prozent Topfen will ich weglassen! 


Ich habe mir gedacht, es ist selbstverständlich, dass ich die Rede mit einem Dank für diesen Bericht anfange. Ich bin aber sehr verstört darüber, dass zwei Parteien unabhängigen Anwälten gegenüber so auftreten können und werde das deshalb ostentativer machen müssen als geplant. (StR Karin Landauer: Das finde ich gut!) - Ich danke für den Zwischenruf. 


Unser Dank gilt Monika Pinterits, Anton Schmid und ihrem Team für den umfassenden Bericht und die vielen Hindergrundinformationen, natürlich aber vor allem für die eigentliche Arbeit, welche die Grundlage für diesen Bericht darstellt. (Beifall bei der SPÖ.)


Es ist wirklich Großartiges geleistet worden. Die Kinder- und Jugendanwaltschaft bietet Kindern, die in starker Not sind, Opfer von sexuellem Missbrauch geworden sind, Hilfe und Stütze sowohl in therapeutischer als auch in juristischer Hinsicht an. Die Kinder- und Jugendanwaltschaft - das tut Ihnen so weh, nehme ich an - ist aber auch eine Organisation, die ihre Rolle als jemand definiert, der konsequent für Kinder und Jugendliche Partei ergreift.


Beispiele dafür sind die Projektarbeit zum Jugendschutzgesetz, die Informationsplattform "call and mail", wo Jugendliche anderen Jugendlichen Rat geben können, auch das können sie, nicht nur ihre Eltern, aber natürlich auch das Aufgreifen und Kommunizieren von Forderungen und Anliegen, die Kinder und Jugendliche haben. Selbstverständlich ist die Stadt Wien oft Adressatin solcher Forderungen. Ich bin aber sehr stolz, sagen zu können, dass diese sehr ernst genommen und umgesetzt werden. 


Das Jugendschutzgesetz ist schon in allen anderen Reden vorgekommen. Wir haben uns am Montag getroffen, haben eine Diskussion gehabt, wo ich mir eigentlich gedacht habe, toll, es gibt ein unglaubliches Einverständnis - natürlich nicht in allen Punkten -, einen Respekt gegen diese jugendlichen Projektproponenten. Dass man da nichts sagt, aber beim Landtag im Nachhinein eigentlich den Jugendlichen ein Hackl ins Kreuz haut, finde ich besonders ungeeignet in diesem Zusammenhang. (Beifall bei der SPÖ.) 


Ein anderes Beispiel für die Arbeit der Stadt Wien ist in dem Zusammenhang die Wahlaltersenkung, die wir in unseren "100 Projekten für Wien" umgesetzt haben, aber auch und nicht zuletzt der Einsatz der Stadt Wien für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge durch eine Unzahl von Maßnahmen, wie zum Beispiel die Flüchtlingsberatungsstellen. Wien hat nicht nur eine Vorreiterrolle, sondern wir müssen eine Unzahl an Versäumnissen von den meisten anderen Bundesländern ausbaden. 


Das bringt mich eigentlich zu Ihren Wortmeldungen. Da muss man grundsätzlich sagen, mit allem, was es an konkreten Vorschlägen gibt, die die Situation für die Kinder- und Jugendarbeit verbessern, rennen Sie, glaube ich, bei uns offene Türen ein. Wir sind gerne bereit, nach dem Sommer darüber zu diskutieren. Natürlich sind wir auch gerne bereit, im Ausschuss noch einmal den Bericht durchzublättern und uns zu überlegen, was wir da machen können. Ich möchte aber schon erwähnen, der Bericht war im Ausschuss und da haben Sie sich nicht zum Wort gemeldet. Gern machen wir jedoch das Ganze noch einmal. Ich glaube, das ist eine sehr gute Gelegenheit, sich die Sachen noch einmal durchzuschauen.


Was die Kinderrechtskonvention betrifft, sind wir d’accord mit den Forderungen in der Kinderrechtskonvention und auch unserem Zugang, das umsetzen zu wollen. Nur glaube ich auch, dass es eindeutig Sache einer Bundesverfassung sein muss, einen Grundrechtskatalog festzuschreiben. Ich lade Sie alle ein, gemeinsam dafür zu kämpfen, dass wir dem Bund gegenüber das in die Kurzfassung hineinbekommen. Ich halte wenig davon, dass man jetzt in jedem Bundesland ein anderes Bild davon konstruiert, welche Rechte Kinder haben sollen. Wir haben es schon beim Jugendschutzgesetz geschafft, regionalübergreifend Regelungen zu finden. Es wäre schade, wenn man das im Nachhinein bei dem Punkt wieder vernachlässigen will. 


Zu Ihrem Punkt, wenn alle Sachen umgesetzt werden können, dann könnte es endlich eine fortschrittliche und zeitgemäße Jugendförderung geben: Ich bin der Meinung, wir haben bewiesen, dass es eine fortschrittliche und zeitgemäße Jugendarbeit ist. Wo sonst findet man eine solche Vielzahl an Möglichkeiten für Kinder und Jugendliche, wie das Kinderferienspiel, das jetzt beginnt, Parkbetreuung, JungbürgerInnen-Clubbings, Leistungen in einem Jugendcenter? 


Liebe Kinder- und Jugendanwaltschaft! Zeigen Sie mir eine Stadt, wo das Budget für den Jugendbereich bei sinkendem Gesamtbudget permanent steigt! Zeigen Sie mir eine Stadt, wo 340 Millionen S für die außerschulische Jugendarbeit ausgegeben werden! Ich finde, das ist eine schöne Bilanz. Zeigen Sie mir eine Stadt in Europa, die keine Jugendarbeitslosigkeit hat! Das ist die Bilanz, die wir Sozialdemokraten ziehen können! Darauf bin ich stolz! (Beifall bei der SPÖ.)


Ich finde auch - damit komme ich zum eingangs erwähnten Topfen -, dass es nicht unerwähnt bleiben darf, dass unsere Bilanz im Bereich der Kinder- und Jugendarbeit eine Grundlage hat, nämlich ein Menschenbild oder ein Bild von Kindern und Jugendlichen, das sich offensichtlich konträr von dem von ÖVP und FPÖ unterscheidet. Für uns sind Kinder und Jugendliche eigenständige Individuen und nicht - ich darf das vielleicht kurz erklären - Anhängsel ihrer Eltern, in dem Sinne, dass sie nicht deren Meinung übernehmen sollen, sondern eigene Interessen haben. Kinder und Jugendliche müssen ernst genommen werden und werden von uns ernst genommen. Sie sind Menschen, die eigene Anliegen haben und deshalb Freiräume und Partizipationsmöglichkeiten brauchen, um diese Anliegen umzusetzen. (Beifall bei der SPÖ.)


Wir sind keine Partei, die weiß, was für junge Menschen gut ist. Wir fragen sie selbst. Wir binden sie ein und geben ihnen Raum, selbst für ihre Interessen zu kämpfen. Im Übrigen ist das genau das, was Herr Dr Schmid gemacht hat. Er hat Jugendliche gefragt, was sie davon halten - unglaublicher Skandal, ideologischer Rückschritt. 


Wenn ich vorher von den großen Zusammenhängen gesprochen habe, so haben die Parteien, die die Bundesregierung stellen, wie ich glaube, sozusagen die Gegenbildrolle inne, was die Kinder- und Jugendanwaltschaft betrifft. Gestern, bei der Familiendebatte, hat es sich gezeigt, heute auch noch einmal, aber - wie gesagt - ich habe nicht besonderes Interesse daran, auf Ihren Punkt einzugehen. Die Tatsache, um bei Ihren Klubs als Jungmandatar zählen zu können, kann man so alt sein wie meine Eltern, zeigt, wie viel Sie von Partizipation halten! (Beifall bei der SPÖ.) 


Die Folgen dieses Zugangs kennen wir: Einsparungen im Bildungsbereich, Studiengebühren, die Streichung der Lehrlingsstiftungen, nicht zuletzt - weil wir eigentlich beim Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft sind - die Anzeigepflicht von Misshandlungen, wo die Kinder- und Jugendanwaltschaft Großartiges geleistet hat, um irgendwie klar zu machen, was das bedeutet, was sie macht. Das sind Dinge, über die man reden muss. Das sind die Dinge, die großen Zusammenhänge, die Kinder- und Jugendarbeit verunmöglichen. Blau/Schwarz stört die Zukunft von Kindern und Jugendlichen! Wir ergreifen ihre Partei! (Beifall bei der SPÖ.)


Präsidentin Erika Stubenvoll: Als Nächster hat sich Herr Abg Strache zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.


Abg Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 


Eingangs möchte ich natürlich ein bisschen auf die Kollegin Jerusalem eingehen. (Abg Claudia Sommer-Smolik: Sparen Sie sich das lieber!) Es verleitet dazu und wäre verwunderlich, wenn ich das nicht machen würde. Das wäre wirklich etwas, was neu wäre, aber das kann man so nicht im Raum stehen lassen! (Abg Dipl Ing Martin Margulies: Links im Raum!) Wir haben schon gestern und vorgestern Debattenbeiträge in dieser Richtung gehabt. 


Ich sage Ihnen, Frau Abgeordnete, mir ist schon klar, dass Sie eine andere Einstellung haben. Diese präsentieren Sie auch auf Ihrer Internet-Seite, wo unter anderem von Ihnen gefordert wird, sauberes Heroin vom Arzt in Zukunft durchzusetzen. Es ist mir schon klar, welches Bild Sie zu vermitteln versuchen, aber ich meine, dass gerade bei der Freigabe von Haschisch, die Sie immer wieder verlangen und fordern, Sie sich doch vor Augen halten sollten, wir haben heute auch auf unseren Autobahnen die Situation, dass sich leider Gottes sehr viele Menschen nicht an Geschwindigkeitsbegrenzungen halten (Abg Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Auch FPÖler!), wir sagen aber deshalb nicht, dass wir jetzt die Geschwindigkeitsbegrenzungen aufgeben, weil sich kaum jemand an diese hält. Das wäre ein komplett verrückter Ansatz, denke ich zumindest. (Abg Harry Kopietz: Das steht ja in keinem Zusammenhang!) Genauso verrückt wäre der gedankliche Ansatz, wenn man sagt, leider gibt es die Situation, dass viele Jugendliche in Wirtshäusern Alkohol ausgeschenkt bekommen und Alkohol trinken (Abg Barbara Novak-Schild: Das liegt doch in Ihrer Verantwortung!), das ist die Gegebenheit, also senken wir das Alter, sollen Jugendliche mehr Alkohol und legal trinken dürfen! Das ist der falsche Ansatz! Wir sagen Nein dazu! (Beifall bei der FPÖ.) 


Wir sagen Prävention, Zurückdrängung auch im Bereich von Alkohol- und Zigarettenmissbrauch bei Jugendlichen und Kindern. (Abg Harry Kopietz: Das ist scheinheiliges Pharisäertum!) Wir sagen, keine Freigabe, weil wir eben Drogen und auch Suchtmittel zurückdrängen wollen. Ihr Ansatz dazu ist leider Gottes ein anderer! (Beifall bei der FPÖ. - Abg Harry Kopietz: Scheinheilig ist das!) 


Kurz zum Abg Wutzlhofer: Er hat uns leider eingangs etwas versprochen, was er nicht gehalten hat. Er hat gesagt, er wird keinen Topfen daherreden, hat das Versprechen aber leider nicht gehalten! (Abg Heinz Hufnagl: Ihren Käse hat er nicht erreicht!) Aber wenn er davon spricht, dass irgendjemand in diesem Hause irgendwelchen Jugendlichen ein Hackl ins Kreuz haut, dann muss ich schon sagen: Bitte hören Sie mit solchen gewalttätigen Formulierungen auf, die haben da keinen Platz! (Beifall bei der FPÖ. - Aufregung bei der SPÖ. - Abg Christian Oxonitsch: Ich denke nur an Ihre gestrigen Aussagen!) Die entsprechen vielleicht der sozialistischen Diktion, aber bitte nicht in diesem Hause! (Abg Martina Malyar: Wer im Glashaus sitzt, sollte nicht mit Steinen werfen!)


Jetzt komme ich inhaltlich zum eigentlichen Bericht: Es wurde heute gesagt, selbstverständlich hat es die Aufgabe der Kinder- und Jugendanwaltschaft zu sein, kritisch zu sein und eine Lobby für Kinder und Jugendliche darzustellen. Das ist die wesentliche Aufgabe. Diese Aufgabe sehe ich in vielen Punkten nicht erfüllt. Ich werde das heute anhand einiger Beispiele auch darlegen. Ich meine, dass die Jugendanwaltschaft in Wien manipulativ agiert, politische Agitation betreibt, ihre Ideologie in ihre Arbeit einbaut und unglaubliche Wertungen trifft! Ich werde aufarbeiten, wie ich zu diesen Behauptungen komme. (Abg Josefa Tomsik: Das wäre schon gut!) Das werde ich aufarbeiten, keine Frage! 


Wir haben auf der einen Seite heute schon zum Thema des Jugendschutzgesetzes einiges gehört. Das ist ja auch besprochen worden. Was noch nicht erwähnt wurde, ist die Situation, die wir bei der letzten Diskussionsrunde zu diesem Thema mit den Jugendlichen erleben mussten, wo dann mehr oder weniger durch einen Zufall, nämlich durch eine Beamtin, der Akt weitergegeben wurde, der für uns Oppositionspolitiker gar nicht gedacht war, wo man draufgekommen ist, dass es im Zuge dieser Abstimmung und Befragung ganz andere Auswertungen gegeben hat, als man uns dann per Papier vorgelegt hat, zum Beispiel beim Bereich des Ausweises.


Mit diesem internen Bericht, der uns nicht zugespielt hätte werden dürfen, wo ich aber hoffe, dass wir ihn noch bekommen - wir haben gestern bei der Sitzung gesagt, dass wir auf diesen internen Bericht warten, den wir hoffentlich auch bekommen, nachdem er durch Zufall in unsere Hände geraten ist -, kann man nachweisen, dass bei der Abstimmung die Jugendlichen ganz klar gesagt haben, selbstverständlich wollen sie einen Ausweis haben. Aber bei der Präsentation ist das ganz anders dargestellt worden. Das zeigt, wie manipulativ hier letztlich vorgegangen wurde. Es ist nur ein weiterer Punkt zu den heute schon erwähnten. 


Wir haben dort auch einen Jugendlichen gehabt, einen jungen Burschen, der rhetorisch einwandfrei war, also wirklich eine tolle Ausbildung gehabt hat. Ich möchte nicht wissen, von welcher parteipolitischen Jugendorganisation er gekommen ist. (Abg Barbara Novak-Schild: Ein Schüler war das!) Das sei auch unbenommen, aber es zeigt, wie in dieser Projektgruppe, die ausgewählt wurde, etwas zu erarbeiten, die Personen sicherlich auch parteipolitisch ausgewählt worden sind. 


Er hat das selbst schön bewiesen, nur hat er bei einer Wortmeldung, die er von sich gegeben hat, ein bisschen etwas verwechselt. Er hat nämlich gesagt, die ganze neoliberale Entwicklung auf Grund der jetzigen bundespolitischen Situation ist fürchterlich, weil bis dato verhindert wird, dass man in Wien als Jugendlicher bis zum 18. Lebensjahr die öffentlichen Verkehrsmittel benützen darf und das ist typisch diese neoliberale Politik, die jetzt von der Bundesregierung ausgeht. Da habe ich mir gedacht, schau, jetzt verwechselt er etwas. Unfreiwillig hat er die SPÖ "neoliberal" genannt, weil in Wien haben noch immer Sie die Verantwortung, das letztlich einführen zu können! Da sind Sie diejenigen, die das machen können! Da hat er ein bisschen etwas verwechselt! Das können Sie mit ihm vielleicht einmal in einer internen Sitzung besprechen! (Beifall bei der FPÖ. - Abg Barbara Novak-Schild: Hunzen Sie nicht immer!) Das war für mich interessant und hat gezeigt, dass natürlich auch bei der Auswahl vorab dementsprechend agiert wurde. 


Es gibt aber in diesem Bericht auch eine Wertung, die ich schlicht und einfach als skandalös bewerte und bezeichnen muss, und zwar steht auf Seite 50 im Zusammenhang mit dem Thema "unbegleitete minderjährige Flüchtlinge" eine Wertung, wie man die anderen Bundesländer im Bereich der Jugendwohlfahrt bezeichnet und was man denen letztlich vorwirft. Dort steht ganz klar und deutlich, dass die Verantwortlichen der anderen Jugendwohlfahrten mitverantwortlich für eine Zunahme der ausländerfeindlichen Situation in Wien sind, da in Wien diese Situation immer wieder Anlass für fremdenfeindliche Agitation ist. Das heißt, man gibt hier ganz klar eine Wertung ab, dass die anderen Vereine in den Bundesländern eine ausländerfeindliche Situation herbeiführen, weil man diese Wertung trifft, dass sie laut Meinung der Kinder- und Jugendanwaltschaft für Wien zu wenig tun und wertet das in dieser Art und Weise. Das finde ich wirklich skandalös! (Abg Josefa Tomsik: Soll die Jugendanwaltschaft lügen?) Das ist sicherlich nicht die Art und Weise, wie es der Wiener Jugendanwaltschaft zusteht! (Abg Josefa Tomsik: Ich frage Sie, ob die Jugendanwaltschaft lügen soll? - Abg Kurth-Bodo Blind: Ordnungsruf!) Das ist keine Lüge! Sie können nachschauen auf Seite 50! Dort steht es, wortwörtlich zitiert von mir!


Weiters steht auf Seite 56, im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit - da beginnt das -, dass zum Thema "gemeinsame Obsorge" - wie nicht anders zu erwarten - natürlich politisch genauso die Meinung verfolgt wird, wie es die SPÖ, Frauenorganisationen, natürlich auch grüne Politiker, die Ex-Frauenministerin Dohnal, der ÖGB und die Arbeiterkammer getan haben. Mit denen gemeinsam hat man halt ein Grablicht vor der ÖVP-Zentrale angezündet, weil wieder ein Stück Frauenpolitik zu Gabe getragen wird. 


Jetzt frage ich mich: Sind Sie Frauenanwälte oder sind Sie Kinderanwälte? - Sie haben für die Kinder und die Rechte der Kinder zu kämpfen, nicht Frauenrechte in den Vordergrund zu stellen (Abg Godwin Schuster: Sind Kinder geschlechtslos?) und an die Kinder nicht zu denken, was Sie in dieser Frage ganz klar und deutlich getan haben! (Beifall bei der FPÖ.)  


Die gemeinsame Obsorge kommt den Kindern zu Gute, aber Sie treffen wieder eine Wertung, wo Sie auch zugeben beziehungsweise vorgeben, auf der Frauenseite zu stehen (Abg Josefa Tomsik: Werden Mädchen Frauen oder werden sie Männer?), aber Kinderrechte Ihnen letztlich vollkommen gleichgültig sind! (Abg Josefa Tomsik: Werden Mädchen Frauen?) 


Wir haben hier die Situation des Kinderschutzes, wo Sie einen Pressedienst herausgegeben haben, indem Sie damals die Erhöhung des Strafrahmens attackiert haben, dass also Tätern, die sexuellen Missbrauch betreiben, jetzt lebenslange Haftstrafen drohen und Sie diese Entscheidung verurteilen, weil Sie meinen, dass dann die Täter noch bessere Strategien entwickeln werden, um sozusagen nicht aufgedeckt zu werden. Sie machen sich in Ihren Pressemeldungen immer wieder Gedanken über die Täter und über den Täterschutz, aber Ihre Aufgabe ist es letztlich, den Kinderschutz anzusprechen! (Beifall bei der FPÖ.)


Ihre Aufgabe ist es, die Kinder vor sexuellem Missbrauch zu schützen und sie von solchen Menschen zu befreien, auch wenn diese in der eigenen Familie vorkommen, damit sie aber gerade dort nicht weiterhin im Haushalt mit solchen Menschen leben müssen, die sie missbrauchen, auch wenn es in der eigenen Familie der Fall ist, denn das ist eine Befreiung für das Kind, wenn hier letztlich eingeschritten und gehandelt wird. Deshalb ist das eine Wertung, die sich ganz klar nicht auf den Kinderschutz bezieht. 


Sie haben aber auch einen Pressedienst mit folgender Überschrift herausgegeben - ich zitiere -: "Politische Kräfte ziehen in den Krieg gegen Jugendliche". - Was sind denn das für Diktionen, die die Kinder- und Jugendanwälte in dieser Stadt verwenden? - Da greift man sich wirklich auf den Kopf! Das kann es doch nicht geben, denkt man sich! (Abg Heinz Hufnagl: Das denkt man sich bei Ihrer Rede schon lange!) Darin steht dann, weil sich eine Partei erlaubt hat, sich dafür einzusetzen, dass wir eine drogenfreie Stadt als Ziel anstreben, erklären wir den Jugendlichen den Krieg! Das muss man sich vorstel-len! Wir wollen die Kinder und Jugendlichen vor Dro-genkriminellen schützen und das wird von der Kinder- und Jugendanwaltschaft als Kriegserklärung bezeich-net! (Beifall bei der FPÖ.)


Da sieht man leider Gottes schon irgendwo - in diesem Fall ganz besonders - einen Ekel erregenden Geist, der zum Ausdruck gekommen ist, der immer den bösen blauen Wolf - noch dazu falsch zitiert und falsch bewertet - hervorkehrt! (Abg Harry Kopietz: Das glauben Sie doch selber nicht!) 


Aber es gibt auch eine Situation, die ich ganz zum Schluss ansprechen möchte, vielleicht vorher noch kurz den Alkohol als vorletztes Thema, weil so leicht lassen wir Sie nicht aus der Verantwortung heraus. Sie haben in diesem Bericht lobenswerterweise von den Wirten gesprochen, wo man durch eine Agent-provocateur-Aktion, die gut ist, die ich begrüße und die man auch fortsetzen soll - das haben wir auch besprochen, dass ich das gut finde, dass das gemacht wurde, es aber eine Fortsetzung finden muss -, darauf gekommen ist, dass an Kinder und Jugendliche Bacardi-Cola ausgeschenkt wurde (Abg Harry Kopietz: Zum Beispiel bei der FPÖ!), diese vier Lokale angeschrieben. (Abg Josefa Tomsik: Was ist mit den freiheitlichen Veranstaltungen?) 


Ich frage mich: Warum schützt die SPÖ die Unternehmer, die sich ganz klar nicht an die Kinder- und Jugendschutzgesetze in dieser Stadt halten und bestraft sie nicht? Warum schützen Sie diese? Warum bestrafen Sie sie nicht? Oder sind diese vier Wirte schon bestraft worden? Gibt es schon Strafen, die ausgesprochen worden sind? (Abg Godwin Schuster: Warum machen Sie das? Warum schenken Sie Alkohol an Jugendliche aus?) Wir haben Vorgaben, dass diese Wirte mit bis zu 200 000 S zu bestrafen sind, wenn sie so etwas tun, wenn man darauf kommt, dass das passiert. Sie haben die Verantwortung in dieser Stadt, deshalb möchte ich das heute auch beantwortet wissen! (Beifall bei der FPÖ. - Abg Godwin Schuster: Sie waren das!)


Wir haben auch die lobenswerte Situation, dass in diesem Bericht erwähnt wird, dass es gerade im Bereich des Alkoholmissbrauchs Defizite gibt, wo man sich überlegen wird müssen, wie man diese Situation zurückdrängen kann. (Abg Godwin Schuster: Ich muss mich genieren, wenn ich Ihnen zuhöre!) Aber in keinem einzigen Wort des Berichts wird eigentlich eine der wesentlichsten Problematiken angesprochen, die es heute im Jugendbereich gibt, nämlich jene Situation, dass immer mehr Jugendliche nicht nur Haschisch als illegale Droge, sondern Ecstasy und andere Designerdrogen (Abg Franz Ekkamp: Bier trinken! Viel Bier!) zu sich nehmen und eine wahnsinnige Gefährdung der Jugend und unserer Kinder in dieser Stadt vorhanden ist, die Sie mit keinem Wort ansprechen und wo Sie überhaupt keine einzige Maßnahme auflisten, wie man dagegen vorgehen kann! (Abg Josefa Tomsik. Bier trinken ist ja gut für Nierenkranke!) 


Zu guter Letzt eine Presseaussendung von Ihnen vom 1. Oktober 1999, wo Sie unter der Überschrift "Wiener Jugendanwälte sind besorgt über Hetzjagd gegen ausländische Jugendliche", Untertitel "Keine Vorverurteilung von ausländischen Jugendlichen in Wien" Folgendes schreiben: "Die Wiener Kinder- und Jugendanwaltschaft ist besorgt über die derzeitige Diskussion, ausgelöst durch die Polizeiaktion in einem Heim der Stadt Wien, und befürchtet, dass die Stimmung gegen minderjährige Asylwerber, insbesondere gegen schwarzafrikanische Jugendliche, zu einer Hetzjagd ausarten könnte." - So weit, so gut. Ich habe mir die Mühe gemacht zu recherchieren (Abg Harry Kopietz: Im Beisl waren Sie!), über die Austria Presseagentur in Erfahrung zu bringen, wie diese damalige Aktion war. Ich lege Ihnen dann gerne die Pressedienste vor. Wenn Sie sich ein bisschen Mühe machen, finden Sie dort alles! (Abg Harry Kopietz: Das brauche ich nicht zu recherchieren! Das brauche ich nur zu lesen!) 


Wenn man recherchiert und nachschaut, kommt ganz klar zum Ausdruck, wie die Verhandlungen in dieser Angelegenheit ausgegangen sind. Hier hat es gerichtliche Urteile gegeben, die ganz klar und deutlich auf dem Tisch liegen. Ich zitiere, und zwar im Zusammenhang mit der gerichtlichen Aufarbeitung der Operation "Spring", wo zwei Verdächtige aus dem Gesellenheim Zohmanngasse vor Gericht gestellt worden sind: "Vor dem Vorsitzenden Friedrich Zeilinger mussten sich der 19�jährige Thomas J. und Jeremy K., 27, beide aus der Sierra Leone, verantworten. Ihnen wird vorgeworfen, im Kilobereich mit Heroin und Kokain gehandelt zu haben. Thomas J. soll laut Anklage eine zentrale Rolle in einer Organisation gespielt haben, die ein Wohnheim" - nämlich das Gesellenwohnheim in Favoriten - "als Operationsbasis benutzt haben dürfte. Insgesamt soll er von April bis Juli 1999 vier Kilogramm Kokain und Heroin als Straßenhändler verteilt haben. Bei seiner Festnahme im Juli des Vorjahres fanden die Ermittler 174,2 Gramm Koks und 66 Gramm Heroin bei ihm persönlich." - So viel zu dieser Situation. Minderjährig waren sie nicht, wie die Jugendanwaltschaft gemeint hat, feststellen zu müssen!


Diese Herrschaften sind auch verurteilt worden. Es wird sogar ganz klar und deutlich in diesem Pressedienst davon gesprochen, dass es sich dort sogar um eine Operationsbasis dieser Drogenbande gehandelt hat. Aber Sie meinen, dass die Polizeiaktion, die das aufgedeckt hat, schlecht für diese Stadt und für unsere Kinder und Jugendlichen ist! Wenn man eine solche Gedankenrichtung hat, frage ich mich schon: Was soll das? 


In weiteren Pressediensten wird festgehalten, dass auch andere Herrschaften wie Alexander D. im Bereich des Lehrlingsheims zu tun gehabt und sich dort aufgehalten haben, der verurteilt worden ist, 10 Kilogramm Heroin und Kokain von diesem Standort aus unter die Leute gebracht zu haben, von einem Jugendlichen keine Spur.


Es wird ferner festgehalten, dass auch ein anderer, der mit diesen Herrschaften in Kontakt war, nämlich ein Emanuel C., verurteilt worden ist, 2,5 Kilogramm Drogen unter die Menschen gebracht zu haben.


Es wird auch verfolgbar dargestellt, dass von den Herrschaften, die sich dort aufgehalten haben, sogar zu den Mafiapaten Sanikidse und Burtschulatse - ich kann den Namen kaum aussprechen - Kontakt bestanden hat.


Aber das ist alles für Sie kein Thema! Das kehren Sie alles vom Tisch und ehren dann noch die Verantwortliche, die das in der Zohmanngasse zugelassen hat, nämlich Frau Ute Bock, und verleihen ihr einen Preis! Da sage ich nur: Gute Nacht für dieses Verhalten und gute Nacht für diese Stadt, wenn wir hier solche Verantwortlichen haben! (Beifall bei der FPÖ. - Abg Harry Kopietz: Wieder 2 Prozent weniger! Der 25. März hat Sie keines Besseren belehrt!) 


Solche Sachen gehören aufgezeigt, weil so etwas darf eigentlich nicht passieren oder sollte nicht passieren dürfen. Dazu sage ich ganz klar und deutlich: Das werden wir auch in Zukunft aufzeigen! (Beifall bei der FPÖ.) 


Präsidentin Erika Stubenvoll: Bevor ich nun der Berichterstatterin, Frau LhptmSt Laska, das Schlusswort erteile, darf ich die beiden Kinder- und Jugendanwälte fragen, ob Sie eine Stellungnahme wünschen. - Sie haben mir das schon signalisiert.


Ich darf zuerst Frau Pinterits das Wort erteilen.


Kinder- und Jugendanwältin Monika Pinterits: Frau Präsidentin! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!


Es steht nichts über Haschisch in dem Bericht? - Ich würde Ihnen wirklich raten, unseren Bericht noch einmal zu lesen! (Abg Josefa Tomsik: Vielleicht hat er ihn überhaupt nicht gelesen!)


Ich finde es ganz schlimm, dass es hier Parteien gibt, die einfach polemisch und sehr unprofessionell über Dinge hinwegfahren und sich, wie ich mir denke, sehr unsystematisch über Kinder und Jugendliche Gedanken machen! Ich finde das schlimm! (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN. - Aufregung bei der FPÖ und bei der ÖVP. - Abg Johannes Prochaska: So etwas Präpotentes! Das darf doch nicht wahr sein!)


Das heißt, Sie sind dagegen, dass Kinder Rechte in diesem Land bekommen! (Abg Johannes Prochaska: Das ist doch völliger Unsinn!) Sie sind dagegen, dass Kinder in diesem Land Rechte bekommen! (Abg Johannes Prochaska: Sie haben einen Hang zur maßlosen Übertreibung!) 


Was jetzt diesen politischen Zugang von uns bedeutet, haben Sie sich diesmal erspart, die Pressemeldungen zu sammeln. Im letzten Jahr hatten Sie diese gesammelt und es waren sogar welche dabei, die gar nicht von uns waren. Aber okay, soll sein!


Ich denke mir, im Moment ist es so, dass wir einfach eingreifen müssen, weil wir fachliche Mängel finden, zum Beispiel wenn ich an das Ärztegesetz denke, das jetzt beschlossen worden ist. (StR Karin Landauer: Das ist aber nur Ihre Meinung!) Es ist unwahrscheinlich, dass entgegen sämtlicher Fachleute einfach darüber gewischt worden ist, denn dabei geht es um Kinderleid! (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN. - Aufregung bei der FPÖ und bei der ÖVP. - StR Karin Landauer: Das stimmt ja gar nicht! Das ist nur Ihre Meinung! - Amtsf StR Mag Renate Brauner: Die FPÖ hört die Wahrheit, wofür sie verantwortlich ist, nicht gerne!) 


Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Ich würde bitten, dass wir jetzt die Kinder- und Jugendanwälte sprechen lassen und nicht durch dauernde Zwischenrufe stören. (Abg Dr Herbert Madejski: Da bleibt einem aber nichts anderes übrig!)


Herr Abg Madejski, bitte. (Abg Dr Herbert Madejski: Das ist doch kein Bericht!) 


Ich bitte um etwas mehr Ruhe im Saal. Die Frau Pinterits bitte ich, mit ihrer Wortmeldung fortzufahren. (Abg Johannes Prochaska: Eine Unverschämtheit sondergleichen ist das!) 


Kinder- und Jugendanwältin Monika Pinterits (fortsetzend): Jetzt ein bisschen zu den einzelnen Punkten:


Ich denke mir, es geht darum, dass es uns ganz wichtig ist, die UN-Konvention über die Rechte des Kindes in den Verfassungsrang zu bekommen, sei es in Wien beziehungsweise natürlich auch im Bund. Wir haben bisher von den Juristen eigentlich immer nur gehört, was nicht geht. 


Wir würden uns wünschen, dass Sie uns einmal sagen, was geht. Ich würde Ihr Angebot recht gerne annehmen, dass man sich darüber neue Gedanken macht. Vielleicht gibt es auch Juristen, die da eine Möglichkeit sehen. In anderen Bundesländern ist es auch möglich gewesen.


Zu Herrn Dr Schmid möchte ich nur sagen, er ist mein Partner und ich bin sehr stolz darauf, dass er mein Partner ist. Ich denke mir, er wird dann selber zu diesen eigenwilligen Anmerkungen von Ihnen etwas sagen. Mir ist nur wichtig, dass die Dinge, die in der Kinder- und Jugendanwaltschaft nach außen gehen, nicht von Einzelpersonen gemacht werden, sondern dass wir im Team bestimmen. Das heißt, wir stehen beide dazu.


Ich denke, dass wir eine recht gute Lobbyfunktion für Kinder und Jugendliche ausüben. Ich habe jetzt nicht nur von Ihnen Rücktrittsmeldungen bekommen, ich habe sie auch von einem Nationalratsabgeordneten vom Bund bekommen. Wir haben nämlich alle angeschrieben und ersucht, sich noch einmal zu überlegen, ob sie diesem blödsinnigen Ärztegesetz nicht doch nicht zustimmen wollen. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN. - Aufregung bei der FPÖ und bei der ÖVP. - Abg Johannes Prochaska: Eine Zumutung ist das! Was soll das heißen? - Abg Dipl Ing Martin Margulies: Wieso? Sie hat doch Recht!)


Präsidentin Erika Stubenvoll (unterbrechend): Ich ersuche die Abgeordneten, sich etwas zu mäßigen. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN. - Aufregung bei der ÖVP und bei der FPÖ. - Abg Johannes Prochaska: Das ist eine Verhöhnung der Debatte! Das ist unerhört!)


Ich denke, wir können jetzt mit der Wortmeldung fortfahren. (Abg Georg Fuchs: So etwas Unerhörtes!) Sie können sich nachher noch zum Wort melden. Wir haben die Möglichkeit, dass Sie hier diskutieren. (Abg Johannes Prochaska: Unglaublich ist das! Das ist dieses Hauses unwürdig!) 


Ich muss jetzt um etwas mehr Ruhe im Saal bitten, sonst muss ich die Sitzung unterbrechen! (Amtsf StR Mag Renate Brauner zu Abg Johannes Prochaska: Regen Sie sich nicht so auf! Wenn Sie keine Kritik aushalten, ist das Ihr Problem! Da geht es um die Gefährdung von Kindern, um sexuellen Missbrauch, dass keine Anzeigen mehr möglich sind! - Abg Georg Fuchs: Das ist wirklich unerhört! - Abg Johannes Prochaska: Diese Person ist eine unglaubliche Zumutung!)


Kinder- und Jugendanwältin Monika Pinterits (fortsetzend): Es gibt zwei Personen, die eine Zumutung sind! Wir können Sie beruhigen, wir bleiben wie wir sind! (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN. - Aufregung bei der FPÖ und bei der ÖVP. - Abg Johannes Prochaska: Das ist eine gefährliche Drohung! - Die Abgeordneten von FPÖ und ÖVP verlassen mit Ausnahme des Abg Dr Matthias Tschirf und der Schriftführerin Abg Brigitte Reinberger geschlossen den Sitzungssaal.) 


Präsidentin Erika Stubenvoll: Ich darf jetzt Herrn Dr Schmid um seine Wortmeldung bitten. (Abg Dr Matthias Tschirf: Ich habe mich zur Geschäftsordnung zum Wort gemeldet!) 


Entschuldigung! Herr Abg Dr Tschirf hat sich zur Geschäftsordnung gemeldet. Ich habe gedacht, das war mit Ihrem Auszug aus dem Landtag erledigt. 


Abg Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! (Abg Kurt Wagner: Herr Kollege Tschirf, wo ist denn Ihre Fraktion?)


Was sich hier abgespielt hat, ist einfach unglaublich! (Abg Godwin Schuster: So ist es!) Es ist nämlich unglaublich, meine sehr geehrten Damen und Herren, wie hier mit der österreichischen Rechtsordnung umgegangen wird! (Abg Martina Malyar: Wo ist Ihre Fraktion?)


Ich verlange daher eine Sitzungsunterbrechung und eine Präsidiale, in der über die Art und Weise, wie hier vorgegangen wird, diskutiert wird, damit sich das nicht wiederholt! (Abg Martina Malyar: Ihre alten Herren sollten wissen, wie sie sich zu benehmen haben! Das sollen politische Vorbilder sein? Dafür kann man sich nur genieren!)


Präsidentin Erika Stubenvoll: Ich sehe zwar jetzt keine Verfehlung in der Geschäftsordnung, aber wenn eine Sitzungsunterbrechung gewünscht wird, können wir das gerne tun. (Abg Dr Matthias Tschirf: Ich würde darum ersuchen, dass einem demokratischen Recht Rechnung getragen wird!) 


Gut, dann unterbreche ich für zehn oder fünf Minuten die Sitzung und wir machen kurz eine Präsidiale.


(Die Sitzung wird um 15.40 Uhr unterbrochen und um 16.11 Uhr wieder aufgenommen.)


Präsidentin Erika Stubenvoll: Ich darf die Abgeordneten wieder bitten, Platz zu nehmen. 


Wir nehmen die unterbrochene Sitzung auf. Nach eingehenden Beratungen in der Präsidiale sind wir übereingekommen, dass keine Verletzung der Geschäftsordnung vorliegt, dass man aber sehr wohl diskutieren kann über Wortwahl und so weiter und es wird auch weitere Überlegungen in der Präsidiale geben, was das Rederecht von Anwälten und anderen Personen betrifft. Das heißt aber nicht, dass es kein Rederecht geben soll, sondern wie gesagt, dass gemeinsame Überlegungen über Form und Stil der Äußerungen angestellt werden. 


In diesem Sinn darf ich Sie jetzt bitten fortzufahren, wo wir unterbrochen haben und ich darf Herrn Dr Schmid um seine Wortmeldung bitten.


Kinder- und Jugendanwalt Dr Anton Schmid: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!


Ich möchte zwei Minuten darüber verlieren, warum die Kinder- und Jugendanwaltschaft bezüglich des Ärztegesetzes sich wirklich sehr stark eingesetzt hat und warum wir diesen Gesetzesentwurf so ablehnen. In diesem Gesetz steht drinnen, dass Ärzte und Ärztinnen, die ein Kind untersuchen und bei diesem Kind zum Beispiel im Bereich der Afterschleimhaut oder wo auch immer, Anzeichen vorfinden, die den Verdacht erwecken, dass sexueller Missbrauch erfolgt ist, gesetzlich verpflichtet werden sollen, Anzeige zu erstatten. Im Gegensatz zum jetzt geltenden Gesetz, wo sie die Möglichkeit haben, vorerst den Jugendwohlfahrtsträger zu benachrichtigen, der dann die dementsprechenden Maßnahmen einleitet. Ich möchte Sie ersuchen, sich in die Situation ... Ja, eine Ausnahme besteht, wenn der Verdacht sich auf den Vater oder auf die Mutter richtet. 


Ich weiß nicht, wie viele Ärzte und Ärztinnen in diesem Haus sind, aber ich möchte Sie ersuchen sich zu überlegen, woran ein Arzt oder eine Ärztin auf Grund von Verletzungen des Kindes erkennen soll, wer der Missbraucher oder die Missbraucherin ist. Und wir haben eine Situation, die die Kinder bisher geschützt hat und wir sind angeschossen worden, das sage ich jetzt wirklich so, über Medien und auch sonst auf vielfältige Weise, dass wir diejenigen seien, die gegen Kinderschutz auftreten und das muss ich in aller Schärfe zurückweisen. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) 


Nur ganz wenige Punke noch zu meiner qualitativen Grenzüberschreitung bei der Jugendvolksbefragung. Es wird behauptet, es seien suggestive Fragestellungen gewesen. Ich möchte dazu nur sagen, die Fragestellungen sind gemeinsam mit den Jugendlichen zu den Ausgehzeiten formuliert worden. Die Jugendlichen selbst haben die Fragen vorgeschlagen. Wenn Prof Friedrich dazu gesagt hat, der Vorschlag, der da drinnen gestanden ist, sei blanker Unsinn, dann muss ich dazu sagen, dass ich Herrn Prof Friedrich sehr schätze, aber ich schätze auch die Meinung der Jugendlichen und ich werde - und das habe ich auch öffentlich bekannt gegeben -, auch wenn ich mich nicht dieser Meinung anschließen kann, nicht verhindern, dass die Meinung der Jugendlichen hier mit einfließt. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) 


Dann noch eine Klarstellung zu dem Problem, über das wir das Gespräch mit dem Jugendausschuss vor zwei Tagen gehabt haben. Herr Abg Strache, Sie haben gesagt, dass ein interner Bericht irrtümlich dort hineingekommen ist. Das stimmt nicht, sondern das war der offizielle Bericht oder das offizielle Ergebnis des Fragebogens, den wir mit 500 Jugendlichen gemacht haben und den wir auch in einer Pressekonferenz im Restaurant Fish and Orange öffentlich vorgestellt haben und das war die Meinung von 500 Jugendlichen und das ist kein Geheimnis und kein geheimes Papier gewesen. 


Sie haben mir vorgeworfen, dass ich manipulativ vorgehe und Wertungen treffe, - ich bin nicht manipulativ vorgegangen, aber ich werte schon. Ich werte für die Situation der Kinder und Jugendlichen, das ist mein Job und das steht auch in unserem Gesetz drinnen. 


Dass wir Täterschutz betreiben und nicht Kinderschutz, das, glaube ich, haben wir genügend bewiesen, dass das nicht passiert, sondern dass wir uns sehr wohl für die Kinder und Jugendlichen einsetzen. Und zum Vorwurf, der immer wieder auftaucht, dass wir zu politisch agieren: Es steht in unserem Gesetz drinnen, dass wir uns für die Interessen der Kinder und Jugendlichen einzusetzen haben. So steht es im Gesetz und wer es schafft, da nicht politisch zu sein, der möge mir das zeigen. Und man möge mir auch zeigen - denn dieser Vorwurf steht ja immer leicht dahinter -, dass wir oder dass ich parteipolitisch tätig war in den sieben Jahren meiner Tätigkeit. - Danke. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) 


Präsidentin Erika Stubenvoll: Ich darf der Berichterstatterin, Frau LhptmSt Laska, das Schlusswort erteilen. 


Berichterstatterin LhptmSt Grete Laska: Sehr geehrte Damen und Herren! 


Ich bedanke mich trotzdem für die Diskussion, vor allem für jenen Teil der Diskussion, der sich inhaltlich mit dem Bericht der Kinder- und Jugendanwaltschaft auseinander gesetzt hat. Es sind hier viele Themen angesprochen worden, die es gilt weiterhin zu diskutieren, wo es gilt, die Anregungen, die in diesem Bericht enthalten sind, ernst zu nehmen, es gilt, sich auch damit auseinander zu setzen, wenn es zu bestimmten Punkten, wie von der zu Ihnen angesprochenen Kinderrechtskonvention, auch unterschiedliche juristische Meinungen gibt, sich darüber zu unterhalten, welche Lösungen tatsächlich im Sinne der Kinder und Jugendlichen Sinn machen und welche nicht. Und daher bin ich der Meinung, dass es gut und positiv ist und letztendlich auch der Vorschlag, der von der seinerzeitigen Präsidentin des Wiener Landtags Hampel-Fuchs eingebracht wurde und seitdem auch so gehandhabt wird, dass es hier in diesem Haus zu Diskussionen kommt, bei denen auch die jeweiligen Anwälte, sei es nun der Kinder- und Jugendanwalt oder andere Anwältinnen und Anwälte dieser Stadt, die die Mitglieder dieses Hauses installiert haben, auch zu Wort kommen. 


Lassen Sie mich einen Satz dazu sagen, wie unterschiedlich Welten und ihre Ordnungen sein können. Es gibt für uns, oder für Sie, Abgeordnete und Mitglieder der Landesregierung, unsere Welt, die Welt dieses Hauses, die gekennzeichnet ist von Geschäftsordnungen und anderen Normen, die unter anderem auch unseren Sprachgebrauch regeln und dann allenfalls dazu führen, dass der eine oder andere darauf hingewiesen wird, dass er sich nicht den Regeln dieses Hauses entsprechend ausgedrückt hat. Und dann gibt es dazu die dementsprechenden Maßnahmen, die die Vorsitzenden zu treffen haben. 


Nun müssen wir zur Kenntnis nehmen, dass es noch andere Welten gibt, nämlich die sprachliche Welt der Jugendlichen, wo wir uns manchmal schwer tun, auch als Eltern, die jeweils gerade gängige Jugendsprache zu verstehen und manchmal überrascht sind von der Art ihrer Ausdrucksweise, vielleicht zweimal schlucken müssen und wenn wir tolerante Erwachsene sind, zur Kenntnis nehmen müssen, dass auch sie uns nicht immer verstehen, wenn wir uns ausdrücken und sie auch vielleicht nicht immer unser Verhalten als Erwachsene verstehen. 


Daher denke ich mir, sollte dieses Haus auch so tolerant sein, dass es einmal zur Kenntnis nimmt und dann jene Maßnahme, die die Frau Vorsitzende jetzt nur angedeutet hat, was immer es sein mag, aber zumindest Personen, die nicht Mitglieder dieses Hauses sind, auf andere Art und Weise als das gerade geschehen ist, darauf aufmerksam macht, wenn es nötig erscheint, dass der Sprachgebrauch dieses Hauses unter Umständen einer ist, der in der sonstigen Welt nicht stattfindet und daher die eine oder andere Wortwahl unter Umständen falsch verstanden wird, missinterpretiert wird und dann zu einer solchen Situation führt. 


Aber - und ich kehre noch einmal zurück - das ist eigentlich das, was ich besonders bedauerlich finde und nicht nur bedauerlich finde, sondern geradezu bemerkenswert für dieses Haus. 


Diejenigen, die hier heute gesprochen haben als Mitglieder, als Landtagsabgeordnete, die kennen die Regeln, und wenn sich ein Mitglied einer in diesem Haus vertretenen Partei hier herstellt - und Sie, Herr Strache, haben das getan - und mit Emotion und mit Engagement aus seiner Sicht ein Thema anspricht und hier argumentiert, aus seiner Sicht argumentiert und zum Thema Alkohol und Alkoholmissbrauch, Dinge kritisiert, Dinge verlangt, wo man darüber reden kann, und der Schutz der Jugendlichen vor Alkohol und Alkoholmissbrauch ist ein Anliegen, das wir ganz, ganz massiv verfolgen, wo wir dahinter stehen, wo wir (Beifall bei der SPÖ.) mit vielen, vielen Maßnahmen versuchen, präventiv zu wirken, damit die Kinder und Jugendlichen nicht dem Beispiel so vieler Erwachsener folgen, die Alkohol missbräuchlich verwenden und nicht nur sich selbst, sondern anderen, Familien und anderen Personen, vor allem im Bereich des Autoverkehrs, Schaden zufügen. Wir kennen alle diese Statistiken. 


Sie stellen sich hier her, sprechen ein so wichtiges Thema an und beleidigen dieses Haus und alle Mitglieder, die hier stehen. Sie stellen sich hier mit einer Unverhohlenheit her und wissen genau, dass es Ihre Partei war, die im Zuge des Wahlkampfs mit diesen Pamphlets Jugendliche eingeladen hat zu Freibier. Schämen Sie sich. 


Und ich fordere die Präsidentin auf, mit allen ... (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN. - Abg Heinz Christian Strache: Also, das ist ja unglaublich!) Ich fordere die Präsidentin auf und bitte sie, die Geschäftsordnung dahingehend zu überprüfen, ob man nicht wegen eines einzelnen Wortes Ihrer Rede Ihnen einen Ordnungsruf erteilen kann, sondern wegen der gesamten Passage, die Sie zum Thema Alkohol von sich gegeben haben. Ich bitte Sie um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ. - Abg Mag Hilmar Kabas: Sie werden uns das wirklich nicht lehren, wirklich nicht! - Abg Heinz Christian Strache: Schämen Sie sich!) 


Präsidentin Erika Stubenvoll: So, meine Damen und Herren, das Schlusswort ist gesprochen, wir kommen jetzt zur Abstimmung. 


Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die den vorliegenden Tätigkeitsbericht 1999/2000 der Kinder- und Jugendanwaltschaft Wien zur Kenntnis nehmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das ist mehrstimmig beschlossen. 


Ich werde aber gerne die Anregung der Frau Landeshauptmann-Stellvertreterin aufnehmen und mir genauestens die Protokolle der Wortmeldungen anschauen und gegebenenfalls nach Prüfung der Protokolle (Abg Mag Hilmar Kabas: Sie halten sich nicht an die Geschäftsordnung, das ist ungeheuerlich! - Abg Heinz Christian Strache: Das ist unglaublich!) dann einen Ordnungsruf erteilen. (Beifall bei der SPÖ.) 


Wir kommen zur Postnummer 5 (PrZ 305/01-MDBLTG). Ich bitte Sie, jetzt einen ordnungsgemäßen Ablauf der Sitzung zu gewährleisten. (Abg Mag Hilmar Kabas: Die haben ja Sie gestört!) Wir kommen zur Postnummer 5. Sie betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes betreffend die Regelung der Betreuung von Tageskindern (Wiener Tagesbetreuungsgesetz). 


Gemäß § 30c Abs. 10 der Geschäftsordnung schlage ich vor, die General- und die Spezialdebatte zusammenzulegen. Wird gegen die Zusammenlegung eine Einwendung erhoben? - Das ist nicht der Fall. Ich werde daher so vorgehen


Die Berichterstatterin hiezu ist Frau LhptmSt Laska. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten. 


Berichterstatterin LhptmSt Grete Laska: Meine Damen und Herren! 


Ich ersuche Sie, diesem Gesetz die Zustimmung zu geben.


Präsidentin Erika Stubenvoll: Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Frau Abg Sommer-Smolik. Ich erteile ihr das Wort. 


Abg Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Präsidentin! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!


Ich hoffe, dass sich die Damen und Herren von der ÖVP und von der FPÖ jetzt ein bisschen beruhigen können beim nächsten Punkt, damit wir auch mit der Tagesordnung weiterkommen und die Emotionen vielleicht ein bisschen rausnehmen, denn eigentlich geht es hier um Gesetze, die wir diskutieren und nicht, dass sich Parteien hier irgendwie aufregen und ich möchte nicht riskieren, dass manche in Ihren Reihen einen Herzinfarkt kriegen, nur weil da irgendwelche Themen zur Verhandlung stehen. (Beifall bei den GRÜNEN. - StR Karin Landauer: Nun, dann provozieren Sie nicht!) 


Zum Tagesbetreuungsgesetz möchte ich Folgendes sagen. Wir finden es gut und richtig, dass mit diesem Gesetz die fachliche Qualifikation, die Aus- und Fortbildung des Betreuungspersonals in den Kindergruppen und auch der Tagesmütter und Tagesväter geregelt wird. Leider gibt es noch nicht sehr viele Tagesväter, ich hoffe, dass sich da die Männer auch mehr beteiligen und ihren wichtigen Beitrag auch in diesem Bereich leisten werden. Denn ich glaube, dass es vor allem für kleine Kinder unter drei Jahren ganz, ganz wichtig ist, von Tagesmüttern und Tagesvätern betreut zu werden, denn dort finden sie eigentlich eine ideale Situation vor. Sie können dort mit wenigen kleinen Kindern unterschiedlichen Alters zusammentreffen, miteinander ihre ersten Erfahrungen machen, auch lernen wie man mit anderen Kindern umgeht und ich glaube, dass das familiäre Umfeld bei Tagesmüttern und -vätern ganz, ganz wichtig ist, für die emotionale und soziale Entwicklung der Kinder, weil vielleicht würden dann nicht Erwachsene, wie wir sie hier auch geboten bekommen, erzogen werden.


Wichtig bei den Tagesmüttern ist auch, glaube ich, für die Eltern und für die Kinder, die flexibleren Betreuungszeiten, die eben den Bedürfnissen der Kinder angepasst sind und ich glaube, dass es sehr gut ist, dass es hier jetzt eine Aus- und Fortbildung für Tagesmütter und Tagesväter gibt. Gut und wichtig auch meiner Meinung nach ist die Verpflichtung, dass der Verdacht auf Misshandlungen bei den betreuten Tageskindern gemeldet werden muss. Ich denke mir, das ist ein wichtiger Schritt, hier auch vorbeugend zu wirken, in Bezug auf sexuelle oder körperliche Gewalt an Kindern. 


Zu hoffen ist aber auch, dass die noch ausstehende Verordnung zu diesem Gesetz die zahlreichen offenen Punkte regelt und dass diese offenen Punkte auch mit den betroffenen Vereinen akkordiert sind, wie zum Beispiel die kindgerechte Ausstattung der Räume, die Gruppengröße, wobei hier schon bemerkenswert ist, dass ja angeblich vorgesehen ist, hier zu regeln, 4 Quadratmeter pro Kind nachzuweisen. Und ich möchte schon darauf hinweisen, dass im gültigen Kindertagesheimgesetz von Wien nur 2 Quadratmeter nachzuweisen sind und vorgeschrieben sind und ich hoffe, dass sich hier auch etwas tut im Kindertagesheimgesetz, dass auch hier die 4 Quadratmeter, eine Forderung von uns, die wir schon lange aufstellen, auch wirklich vorgenommen werden. (Beifall bei den GRÜNEN.) 


Vieles ist noch offen, wir warten auf die Verordnung, die ja demnächst kommen soll und wir werden diesem Gesetz zustimmen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 


Präsident Johann Römer: Als nächste Rednerin ist Frau StR Landauer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.


StR Karin Landauer: Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 


Ich glaube, es ist in Ordnung, wenn es beleidigende Äußerungen gibt, dass es zu einem Ordnungsruf kommt. Aber das, was jetzt Frau StR und LhptmSt Laska gemeint hat, dass man die Redefreiheit eines freigewählten Mandatars einschränken soll (Abg Mag Hilmar Kabas: Moskau!) und diese auch noch mit Sanktionen belegen soll (Abg Heinz Christian Strache: Moskau lässt grüßen! - Abg Mag Hilmar Kabas: Unterdrückung der Rede!), ist auf das Entschiedenste zurückzuweisen. (Beifall bei der FPÖ. - StR Johann Herzog: Amtliche Zensur!) 


Wir werden diesem Gesetz, welches ... (Abg Heinz Christian Strache: Redefreiheit! - Abg Godwin Schuster: Beleidigung des Hauses!) Darf ich eine ganz kurze Wortmeldung zu den Tagesordnungspunkten ... 


Präsident Johann Römer (unterbrechend): Entschuldigen Sie, Frau Stadträtin. Ich bitte die Herren im Saal etwas ruhiger zu sein, damit die Frau Stadträtin weiterreden kann. (Abg Harry Kopietz: Nicht alle stören, nur ein paar! - StR Johann Herzog: Jetzt seid Ihr es!) 


StR Karin Landauer (fortsetzend): Wir werden diesem Gesetzesentwurf nicht zustimmen, und zwar aus dem einfachen Grund, weil die Verordnung - das ist mir klar, immer erst nach der Kundmachung wird die Verordnung erstellt - ganz wichtige Dinge enthält, die für das Tagesbetreuungsgesetz sehr wichtig sind. 


Ich denke mir, dass es hier wesentlich gewesen wäre, diese Verordnung doch entweder zu diskutieren oder auch vorzulegen, damit man als Mandatar weiß, welchen Inhalt diese Verordnung haben wird. Da dieses Gesetz ganz auf diesen § 5 aufgebaut ist, können wir dem nicht zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.) 


Präsident Johann Römer: Als nächste Rednerin ist Frau Abg Jerusalem zum Wort gemeldet.


Abg Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Ich möchte nur einige wenige Anmerkungen machen.


Wir haben zunächst einmal das Gesetz bekommen und im Gesetz steht tatsächlich drinnen, dass Voraussetzung für die Bewilligung eben die Erfüllung dieser Verordnung ist.


Jetzt muss ich schon an der Stelle sagen, meine Damen und Herren, wenn Sie uns solche Gesetze vorlegen, ohne die Verordnung dazu zu legen, sodass wir bei Durchsicht des Gesetzes ja beim besten Willen nicht sagen können, ist das jetzt gut oder ist das nicht gut, dann verursachen Sie bei uns ein sehr großes Problem. 


Wir, vor allem unser Jurist, haben zum Glück in den letzten Tagen sehr viele Telefonate geführt, um festzustellen, ob das, wo die Verordnung von uns keineswegs akzeptabel war - da waren ja Punkte drinnen, die waren absolut inakzeptabel -, jetzt draußen ist, ja oder nein. Es ist uns dann wirklich mit viel Aufwand durch eine sehr geglückte Kommunikation mit dem Herrn Köhler und auch natürlich mit den Kindergruppen gelungen, festzustellen, dass es entschärft ist.


Nur, die Vorgangsweise geht so natürlich nicht. Es kann doch nicht so sein, dass wir dann immer sehr lange und mühsam recherchieren. Und wir haben es immer noch nicht in der Hand. Wir haben natürlich dann die Möglichkeit, der Verordnung nicht zuzustimmen, das stimmt schon. 


Jetzt: Ganz prinzipiell sind wir - meine Kollegin hat es gesagt - dafür, dass eine gesetzliche Regelung gemacht wird. Und nur deswegen stimmen wir jetzt einmal mit großem, mit großem Bauchweh zu und ich hätte gerne, dass in Zukunft die Dinge anders gehandhabt werden.


Jetzt füge ich eines hinzu: Was wir uns jedenfalls wünschen - und ich möchte, dass das sehr ernst genommen wird -, ist, dass, wenn diese Räume angemietet und hergerichtet sind, garantiert wird, und das müssen wir auf der politischen Ebene tun, vielleicht kann man das in die Verordnung hineinschreiben, dass dann unmittelbar eine Begutachtung, eine Besichtigung dieser Räume stattfindet und vor Ort eine mündliche Bewilligung zur Inbetriebnahme ausgesprochen wird. Weil was sicher nicht geht, ist, dass man die Räume anmietet, dann sind sie fertig und dann entsteht eine Wartezeit bis die Räume angeschaut werden. Das geht nicht, weil die Wartezeit muss bezahlt werden und inzwischen kann keine Inbetriebnahme vorgenommen werden. 


Was auch nicht geht, ist, dass die Leute dann die Räume angemietet haben und vielleicht zwei Monate auf einen Bescheid des Magistrats warten.


Ich erwarte einfach jetzt, wenn wir dem zustimmen, dass das in der Verordnung so geregelt ist, dass eine mündliche Bewilligung vor Ort stattfindet. So etwas kann man in eine Verordnung hineinschreiben und ich möchte gerne, dass dem so ist, weil sonst werden wir in der Folge der Verordnung nicht zustimmen können. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 


Präsident Johann Römer: Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich erkläre die Verhandlung für geschlossen. 


Ich erteile der Berichterstatterin das Schlusswort.


LhptmSt Grete Laska: Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 


Ganz kurz zu dieser Sorge. Diese kann ich Ihnen hier sofort nehmen, weil ich bereits bei der letzten Diskussion, die wir hatten und die wir sehr eingehend, vor allem über Kindergruppen, geführt haben, seit dieser Zeit gibt es auf der einen Seite das Angebot für bestehende, aber auch noch für in Gründung befindliche Kindergruppen, dass es eine Beratungsmöglichkeit vorher gibt.


Ich halte nämlich sogar den Zeitpunkt, wenn schon angemietet ist, für zu spät, weil ich es für schwachsinnig halte, wenn man einen Raum anmietet und dann erst sozusagen selbst mündlich eine Zusage bekommt, weil dann zahlt man zumindest ein Monat falsch Miete.


Es gibt die Beratung hinsichtlich der Anmietung, auch der Unterstützung, unter Umständen Räumlichkeiten zu finden, die günstiger sind, weil wir sehr oft, gerade in der finanziellen Diskussion um die Dotierung der Kindergruppen, festgestellt haben, dass teilweise sehr teure Räume angemietet werden, die noch dazu nicht 100�prozentig entsprechend sind. Und weil ich damals schon mit StR Faymann und mit seinen Mitarbeitern ein Gespräch geführt habe, wo ich gesagt habe, ich bitte auch hier um Beratung, um unter Umständen hier Räume anzubieten, die günstiger sind und den Gegebenheiten besser entsprechen.


Ich gehe hier inhaltlich sogar noch ein Stück weiter, dass ich sage, die Beratung sollte eigentlich vorher einsetzen, sodass man erst gar nicht anmietet, sollte der Raum grundsätzlich nicht genehmigungsfähig sein. Da gehen wir konform. Ich werde meine Juristen bitten zu prüfen, inwieweit man das auch in die Verordnung so hineinnehmen kann. Allerdings muss man insofern sehr vorsichtig sein, weil ich fürchte, dass, wenn wir das als Verpflichtung in die Verordnung hineinnehmen, das dann auch wieder auf Widerstand stoßen würde. 


Also, ich sage hier zu, dass wir eine Formulierung prüfen werden. Sage aber gleichzeitig die Tatsache oder stelle fest, dass eine unserer Absichten es ist, dass die Beratung eigentlich schon vorher einsetzt, bevor dieser ganze Genehmigungsprozess überhaupt in Gang gesetzt wird. 


Im Übrigen denke ich mir, dass dieser Gesetzesentwurf eine Verbesserung und auch eine Absicherung darstellt, weil die Rahmenbedingungen klarer sind und jedenfalls auch im Sinne der flächendeckenden Tagesbetreuung in Wien ein wichtiger Stein sind, jedenfalls auch im Sinne der Wiener Familien und der Wiener Kinder. 


Ich bitte nochmals um Ihre Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 


Präsident Johann Römer: Wir kommen nun zur Abstimmung über die Gesetzesvorlage. 


Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Danke. Das Gesetz ist somit in erster Lesung mehrstimmig angenommen.


Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht.


Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das Gesetz ist somit in zweiter Lesung ebenfalls mehrstimmig beschlossen.


Die Postnummer 6 (PrZ 329/01-MDBLTG) betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über die Hilfe für Behinderte (Behindertengesetz 1986) geändert wird.


Die Berichterstatterin hiezu ist Frau LhptmSt Laska. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.


Berichterstatterin LhptmSt Grete Laska: Meine Damen und Herren! 


Ich ersuche Sie, auch diesem Gesetz Ihre Zustimmung zu geben.


Präsident Johann Römer: Danke. - Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung. 


Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Somit ist das Gesetz in erster Lesung einstimmig angenommen.


Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht. 


Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.


Die Postnummer 2 (PrZ 238/01-MDBLTG) betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über die Regelung des Veranstaltungswesens (Wiener Veranstaltungsgesetz) geändert wird 


Der Berichterstatter hiezu ist Herr amtsf StR Mag Dr Mailath-Pokorny. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.


Berichterstatter amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Präsident! Meine Damen und Herren!


Der vorliegende Gesetzesentwurf enthält eine geringfügige Änderung des Wiener Veranstaltungsgesetzes. Es handelt sich dabei lediglich um eine Änderung der Schillingbeträge in EURO. 


Ich bitte um Annahme des Gesetzestextes.


Präsident Johann Römer: Danke. - Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung. 


Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke. Das Gesetz ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen. 


Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht. 


Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Danke, damit ist das Gesetz auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen. 


Die Postnummer 7 (PrZ 256/01-MDBLTG) betrifft die Vereinbarung gemäß Artikel 15a B-VG über die Neustrukturierung des Gesundheitswesens und der Krankenanstaltenfinanzierung für die Jahre 2001 bis 2004. 


Ich bitte den Berichterstatter, Herrn LhptmSt Dr Rieder, die Verhandlung einzuleiten.


Berichterstatter LhptmSt Dr Sepp Rieder: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren Abgeordnete! 


Ich ersuche, der Vereinbarung nach 15a B-VG nach erforderlicher Debatte die Zustimmung zu geben. 


Präsident Johann Römer: Danke. - Zu diesem Tagesordnungspunkt hat sich Frau Abg Dr Pilz zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.


Abg Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Danke, Herr Vorsitzender!


Die GRÜNEN werden diesen Entwurf für die Vereinbarung ablehnen, weil uns wesentliche Punkte ungeklärt und nicht befriedigend gelöst zu sein scheinen, weil nämlich hier im Wesentlichen das bestehende Finanzierungsmodell festgeschrieben wird und vor allem die Folgen und Auswirkungen der leistungsorientierten Krankenanstaltenfinanzierung auf den niedergelassenen Bereich nicht in Rechnung gestellt werden. Und wir meinen, dass die Qualitätssicherung und die Qualitätskontrolle hier ungenügend verankert sind. 


Womit wir zufrieden sind in diesem Gesetz, ist die Tatsache, dass für manche Funktionsbereiche, wie die Strahlentherapie oder andere intensive Leistungen, wie Dialyse, Finanzierungspauschalen und eine gesonderte Abrechnung veranschlagt werden. 


Wir wollen diesen Tagesordnungspunkt zum Anlass nehmen, hier einen Beschlussantrag einzubringen, der uns sehr wichtig erscheint. Am Montag in der Gemeinderatssitzung bin ich bereits darauf eingegangen, dass wir die strahlentherapeutische Versorgung in der Ostregion, also nicht nur in Wien, für absolut unzureichend erachten, denn es ist notwendig, dass sich die Bundesländer, die hier betroffen sind, nämlich Niederösterreich, Wien und Burgenland, endlich an einen Tisch setzen und eine Übereinkunft treffen, wie sie diesen gesundheitspolitisch und gesundheitlich so wichtigen Bereich finanziell absichern, wie sie die Kosten langfristig hier auch bedecken, damit es möglich ist, dass jene Spitäler - und das sind vor allem Wiener Spitäler -, die Leistungen auch für die angrenzenden Bundesländer erbringen, ausreichende Einrichtungen zur Verfügung haben. 


Ich habe am Montag auch das Beispiel aus dem Donauspital gebracht, wo ein Linearbeschleuniger, der in der Strahlentherapie sehr notwendig ist, steht und dieser Linearbeschleuniger ist ständig im Einsatz. Er ist im Dauereinsatz, weil kein zweites Gerät vorhanden ist. Das bedeutet, dass jeder Ausfall wegen eines kleinen Defekts zu einer Stausituation führt, der vor allem Patienten, die in einer sehr belasteten Gesundheitssituation sind, auch wirklich in eine nicht zumutbare Situation bringt. 


Jetzt, am 2. Juli, wird dieser Linearbeschleuniger, was jedes Jahr sein muss, gewartet und wird für drei Wochen stillgelegt. Stilllegen bedeutet, dass die Patienten und Patientinnen, die im Rahmen ihrer onkologischen Behandlung dringend die Therapie brauchen, einerseits zu zwei Drittel nicht versorgt werden können. 


Das muss man sich einmal vorstellen! Zwei Drittel der Patienten und Patientinnen können nicht behandelt werden und nur die allerdringendsten, aber auch nur diese dringendsten Fälle, werden behandelt. Das dritte Drittel wird im Wilhelminenspital mit einer Spätschicht und dem Personal vom Donauspital versorgt.


Warum ist das ein Problem zwischen den drei betroffenen Bundesländern? - Weil nämlich konkret ins Donauspital ungefähr 40 Prozent der Patienten aus Niederösterreich kommen, aus dem Krankenhaus Mistelbach zugewiesen werden oder aus anderen Ortschaften kommen und Wien auf diese Weise sozusagen Niederösterreich mit versorgt. Was ja in Ordnung ist, wenn es darüber Vereinbarungen, finanzielle Regelungen und eine ausreichende Ausstattung gibt. 


Diese Vereinbarungen sind möglich, das haben uns Niederösterreich und Burgenland schon vorexerziert. Diese beiden Bundesländer haben in Wiener Neustadt einen Linearbeschleuniger, an dem sich das Burgenland finanziell beteiligt. Was für diese beiden Bundesländer möglich ist, sollte doch mit Wien nicht abwegig sein. 


Wir wollen jetzt, dass die endlosen Gespräche - alle sind einsichtig, dass ein Strahlentherapieplan für die drei Bundesländer notwendig ist -, die dazu leider bisher ohne Ergebnis geführt worden sind, endlich Nägel mit Köpfen ergeben und meinen, dass es wichtig ist, jetzt hier ganz oben auf politischer Ebene zu handeln und wir stellen daher einen Antrag, dazu noch mit einer Randbemerkung, was den Linearbeschleuniger im Donauspital betrifft. 


Niederösterreich ist im Rahmen des ÖKAP ohnehin verpflichtet, sich hier zu beteiligen, es tut es nur nicht und das könnte man ja auch endlich einklagen. Daher wollen wir, wie gesagt, dass die Landesregierungen der drei betroffenen Bundesländer sich zu Verhandlungen zusammenfinden und folgende Fragen klären:


Es soll ein gemeinsamer Versorgungsplan für die strahlentherapeutische Versorgung der Ostregion erstellt werden, es soll damit einhergehend eine Kostenaufteilung zwischen den drei betroffenen Bundesländern gemacht werden und insbesondere die Versorgungslücken geschlossen werden, die sich jetzt ergeben, einerseits im Donauspital, aber andererseits sind auch das Wilhelminenspital und das Kaiser-Franz-Josef-Spital mitbetroffen. 


Also, wir ersuchen die betroffenen Landesregierungen, hier Verhandlungen zu führen und bitten konkret die Wiener Landesregierung, diese Verhandlungen aufzunehmen. Und in formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)


Präsident Johann Römer: Als nächster Redner ist Herr Abg Hundstorfer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 


Abg Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!


Es besteht überhaupt kein Zweifel, dass der Fragenkreis Patienten, die in Wien versorgt werden, die aber im Burgenland oder in Niederösterreich wohnhaft sind, ein wirklich gravierendes Problem ist. Einerseits ist es natürlich eine soziale Verpflichtung, andererseits auch ein bedeutend finanzielles Problem. 


Und es ist auch keine Frage, dass gerade im Donauspital die Strahlentherapie, wie das bereits zitiert wurde, zu 45 Prozent Patienten betreut, die nicht in Wien wohnhaft sind. Und es ist auch sehr bezeichnend, dass es nicht möglich ist, mit der konservativ geführten Landesregierung in Niederösterreich entsprechende Verträge zu Stande zu bringen, die dies auch absichern. Die einerseits die Betreuung und andererseits die sich daraus ergebende finanzielle Belastung absichern. 


Es ist aber auch sehr interessant, dass gerade die beiden Regierungsparteien in der Bundesregierung sich derzeit bemühen, dass hier überhaupt keine Veränderung der Situation herbeigeführt wird, indem sich die beiden Regierungsparteien sehr bemühen würden, gerade diese Kostenbelastung im Gesundheitswesen einer vernünftigen Lösung zuzuführen, sondern ganz im Gegenteil, dass beide Regierungsparteien im Moment bemüht sind, einige vordergründige Personalfragen angeblich zu lösen, um in Wahrheit ein System zu zerstören. (Abg Gerhard Pfeiffer: Das sagen Sie nur, weil Sie bösartig sind!) Eine Systemzerstörung, lieber Herr Abg Pfeiffer, die, glaube ich, Ihnen überhaupt nicht bewusst ist. Es ist Ihnen nicht bewusst, was es heißt, das bewährte System der Pflichtversicherung abzuschaffen und durch ein noch einzuführendes System der Versicherungspflicht zu ersetzen. 


Und ich darf alle einladen, all das, was dieser Tage im Parlament diskutiert wird, was angeblich nächsten Freitag beschlossen werden soll - ich sage bewusst, angeblich beschlossen werden soll -, weil sich bereits heute am Vormittag zwischen den Teletextmeldungen und APA-Meldungen zwischen gestern Nacht, heute Vormittag und heute Nachmittag bereits wiederum sehr widersprüchliche Aussagen befinden. Ich glaube, es sollte uns sehr bewusst sein, dass wir am Weg sind, das österreichische Sozialversicherungssystem abzuschaffen. Es soll ersetzt werden durch ein System der Zwei- bis Dreiklassenmedizin, es soll ersetzt werden durch ein System, wo der Kranke, wo derjenige, der kein hohes Einkommen hat, wo es auch bereits für die Frauen ein Risiko sein wird, schwanger zu sein, dass das ... (Heiterkeit bei der ÖVP. - Abg Gerhard Pfeiffer: Und in der Geisterbahn waren Sie auch schon!) 


Lieber Herr Pfeiffer, es ist leider so, dass Ihr Horizont, mit dem Sie sich tagtäglich beschäftigen, nicht bis nach London reicht, nicht bis nach Manchester reicht, nicht bis nach Belfast reicht, weil dort genau das seit 20 Jahren die Realität ist, was nächsten Freitag im Österreichischen Nationalrat beschlossen werden soll. (Beifall bei der SPÖ.) 


Es geht ganz einfach darum, und lieber Herr Prochaska, das sollten Sie als angeblicher ÖAAB-Vertreter auch sehr wohl wissen, dass die Interessen der Arbeitnehmer bei dieser Neukonstruktion des Österreichischen Hauptverbands in der Sozialversicherung nicht mehr ausreichend umgesetzt werden. Es sollte auch Ihnen als ÖAAB-Vertreter bekannt sein, dass das Wahlergebnis der letzten Arbeiterkammerwahl, wo sich die Bundesregierung einige Monate vorher festgelegt hat, negiert wird. (Abg Johannes Prochaska, zum Schriftführer gehend: Ich muss mich leider zum Wort melden!) Es sollte Ihnen als Arbeitnehmervertreter nicht uninteressant sein, dass das Solidaritätsprinzip aufgelöst wird. (Beifall bei der SPÖ.) 


Weil diese Bundesregierung arbeitet ... (Abg Gerhard Pfeiffer: Dass Sie sich nicht zu schade sind, so etwas zu sagen!) Sehr geehrter Herr Pfeiffer, ich bin mir als Vorsitzender im Interesse der Österreichischen Arbeitnehmer überhaupt nicht zu schade, weil ich bin mir deshalb nicht zu schade, weil unter anderem nächsten Freitag im Nationalrat mit einem Abänderungsantrag beschlossen wird, dass alle Bediensteten der Gemeinden und Länder blitzartig eine andere Krankenkasse bekommen. (Abg Gerhard Pfeiffer: Das Einzige, was geändert werden soll, ist der Hauptverband!) Aber da haben Sie es ja, lesen Sie doch, was Ihr Herr Feuerstein und der Herr Gaugg hier einbringen. So informieren Sie sich doch! So sind Sie doch endlich nicht so blind vor Ihrer Bundesregierung, sondern stellen Sie sich hin und lesen Sie kritisch, was hier an Abänderungsanträgen eingebracht wird. (Abg Gerhard Pfeiffer: Es geht um den Hauptverband!) Aber überhaupt noch nicht! Bitte, Sie haben hier blank keine Ahnung, Sie verzeihen mir diese Worte, weil der Abänderungsantrag des Herrn Gaugg und des Herrn Feuerstein ist eingebracht. Das ist, bitte, nicht erfunden. (Abg Josefa Tomsik: Das ist ein Skandal!) Es geht mir hier nicht um die Causa, von der Sie meinen, dass es mir geht. (Abg Harry Kopietz: Ungeheuerlich!) Dieser Abänderungsantrag bedeutet, dass die Österreichischen Gebietskrankenkassen über Nacht 4,5 Milliarden S Einnahmenverlust haben. (Abg Gerhard Pfeiffer: Andere Werte, habe ich geglaubt!) Das werden keine anderen. Entschuldigen Sie, die wandern alle zur Bundesversicherungsanstalt. Das ist das, alle wandern zur Bundesversicherungsanstalt. Ja, ich kann Ihnen das alles vorlesen, das ist alles da. Sie sollten sich das BVUKG ein bisschen anschauen. Sie sollten sich das ein bisschen anschauen. (Abg Gerhard Pfeiffer: Lesen Sie es vor!) 


Und genau das ist das Problem, dass es unter anderem schlichtweg darum geht: Das bewährte System der Pflichtversicherung soll abgelöst werden. Das ist Ihr Prinzip, das dahinter steht. (Abg Gerhard Pfeiffer: Lesen Sie es bitte vor!) Lesen Sie das vor. Und warum wandert alles zur BVA? - Das wissen wir auch, welche politischen Strukturen in der BVA sind. Und genau das, genau das ist Ihr Prinzip. (Abg Gerhard Pfeiffer: Das möchte ich das nächste Mal sehen!) Sie wollen auf allen Ebenen sich bemühen, das Ergebnis der letzten Arbeiterkammerwahl zu negieren und das, was wir unter Selbstverwaltung aufgebaut haben, zu negieren. 


Und eines wundert mich sehr stark, dass die Wirtschaftskammer, der Wirtschaftsbund hier so zuschauen, weil es geht auch um das Miteinander in der Selbstverwaltung zwischen Dienstgebern und Dienstnehmern und es wundert mich sehr, dass die Dienstgeberseite hier ganz blind ist und zuschaut. Wir werden aber noch sehen, was bis nächsten Freitag alles passiert. 


Und übrigens darf ich hier mitteilen, dass wir dem Antrag der Frau Abg Dr Pilz zustimmen werden. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 


Präsident Johann Römer: Als Nächster ist Herr Abg Prochaska zum Wort gemeldet. 


Abg Johannes Prochaska (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Herr Stadtrat und Vizebürgermeister! (Abg Harry Kopietz: Bitte Baldrian nehmen!) Was soll ich nehmen? (Abg Harry Kopietz: Baldrian!) Das habe ich überhaupt nicht notwendig. Dazu ist diese Geisterbahnfahrt des Herrn Hundstorfer nicht im Stande, mich ein bisschen aufzuregen. 


Meine Damen und Herren!


Hier waren wirklich nicht die Ängste um die Sozialversicherung das Motiv, weil das Sozialversicherungswesen bleibt, egal ob es 120, 50 oder 12 Versicherungen gibt. Hier haben Existenzängste gesprochen von und für Multifunktionäre. Lassen wir die Dinge im Boot. (Beifall bei der ÖVP.) 


Und ich bin ein bisschen bestürzt, ich schätze den Kollegen Hundstorfer sonst schon sehr, weil er in vieler Hinsicht ein umsichtiger Mensch ist, aber dass er die Regierungsjahre des Toni Blair und den Hauptangriffspunkt gegen die Labourregierung im Wahlkampf, nämlich das Gesundheitswesen (Protestrufe von der SPÖ, darunter Abg Josefa Tomsik: Das war vor 20 Jahren!), dass er das Gesundheitswesen in Großbritannien so verdrängen kann, da würde ich ihm eher ein anderes Medikament, als mir Baldrian verabreichen, meine Damen und Herren. (Beifall bei der ÖVP.) 


Und was angebliche oder nicht angebliche oder echte Mitgliedschaften betrifft, also es geht ihn zwar unsere Kartei nichts an, aber ich kann es ihm gern zeigen, ich bin sogar in der Lage, eine Karte vorzuweisen und Mitgliedsbeitrag zu zahlen. Die Mitgliedschaft ist echt und ich habe auch noch nie gehört, dass der amtierende ÖAAB-Obmann einen Ausschlussantrag gegen mich eingeleitet hätte. Also keine Angst Kollege Hundstorfer, meine Mitgliedschaften brauchen Sie nicht zu beunruhigen. Was mich ein bisschen mehr beunruhigt, ist, dass Sie hinweisen, dass die Wahlergebnisse nicht mehr vollzogen werden. 


Als geprüftes, jahrelang geprüftes, Mitglied im Vorstand der Wiener Arbeiterkammer darf ich Ihnen versichern, dass die Wahlergebnisse, wenn sie für die Mehrheitsfraktion ungünstig waren, immer erst knapp vor der nächsten Wahl eingelöst wurden. Ich denke daran, als der ÖAAB zur Zeit, wie das große Mallorcapaket kam, die Mehrheit bei den Angestellten gehabt hat, nun, das hat lang gedauert, bis ein Wahlergebnis umgesetzt worden ist, bei der Besetzung der Gremien. Also auch hier sind die Ängste nicht so, dass man da heraußen wirklich am Horrortrip sein müsste. Überhaupt nicht in diesem Rang, den man selbst in solchen Gremien einnimmt. 


Und da möchte ich Ihnen - ich habe mich damit nicht zum Wort gemeldet, ich wollte es ja heute auch nicht, weil viele von Ihnen doch vielleicht darauf warten, was ich Ihnen zur Geschäftsordnung zu sagen habe - zur Geschäftsordnung des Landtags schon auch sagen, was Sie uns da vor ein paar Tagen gesagt haben zur AK-Aushungerung, durch Beiträge, die nicht mehr hereinkommen - das ist ja nicht wahr, sie kommen noch herein! Und dann ist es in Wirklichkeit herausgekommen, weil die Rechtsschutzsachen, für die die AK jetzt endlich aufkommt, nämlich die Arbeitnehmer rechtlich zu vertreten, weil die so viel Geld beanspruchen. Und da darf ich Ihnen sagen, ich bin stolz darauf, dass in der Zeit, wie ich in der Wiener Arbeiterkammer war, die Arbeiterkammer endlich erkannt hat, dass sie die Arbeitnehmer zu vertreten hat und nicht ein Thinktank einer linken Partei ist und die Leute zur Gewerkschaft weiterschickt, weil man bei der AK nichts haben konnte. Das muss ich Ihnen jetzt noch einen oder zwei Tage nachher auch sagen. (Beifall bei der ÖVP.) 


Präsident Johann Römer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 


Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.


Berichterstatter LhptmSt Dr Sepp Rieder: Herr Präsident! Meine Damen und Herren!


Ich ersuche um Zustimmung.


Präsident Johann Römer: Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die dieser Vereinbarung die Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne GRÜNE, so beschlossen.


Mir liegt noch ein Beschlussantrag der Fraktion der GRÜNEN, betreffend strahlentherapeutische Versorgung im Großraum Wien, vor. Hier wird in formeller Hinsicht die sofortige Abstimmung beantragt.


Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Beschlussantrag zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag ist somit einstimmig angenommen.


Die Postnummer 8 (PrZ 257/01-MDBLTG) betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Wiener Anzeigenabgabegesetz 1983, das Wiener Ankündigungsabgabegesetz 1983 und das Wiener Rundfunk-Ankündigungsabgabegesetz aufgehoben werden. 


Der Berichterstatter hiezu ist Herr LhptmSt Dr Rieder. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.


Berichterstatter LhptmSt Dr Sepp Rieder: Herr Präsident! Meine Damen und Herren!


Ich ersuche um Zustimmung.


Präsident Johann Römer: Da zu diesem Tagesordnungspunkt keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung.


Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist in erster Lesung einstimmig angenommen.


Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht.


Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.


Die Postnummer 9 (PrZ 350/01-MDBLTG) der Tagesordnung betrifft die erste Lesung der Vorlage eines Gesetzes, mit dem das Gesetz über die Errichtung eines Fonds zur Finanzierung von Wiener Krankenanstalten (Wiener Krankenanstaltenfinanzierungsfonds-Gesetz) geändert wird. 


Der Berichterstatter hiezu ist Herr LhptmSt Dr Rieder. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.


Berichterstatter LhptmSt Dr Sepp Rieder: Herr Präsident! Meine Damen und Herren!


Ich bitte, den Gesetzesentwurf zum Beschluss zu erheben.


Präsident Johann Römer: Da zu diesem Tagesordnungspunkt ebenfalls keine Wortmeldung vorliegt, kommen wir gleich zur Abstimmung.


Ich bitte jene Mitglieder des Landtags, die der Vorlage einschließlich Titel und Eingang in erster Lesung ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist somit in erster Lesung einstimmig angenommen.


Wenn kein Widerspruch erfolgt, werde ich sofort die zweite Lesung vornehmen lassen. - Ein Widerspruch erfolgt nicht.


Ich bitte daher jene Mitglieder des Landtags, die dem Gesetz in zweiter Lesung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das Gesetz ist somit auch in zweiter Lesung einstimmig beschlossen.


Die Postnummer 1 (PrZ 78/01-GIF) betrifft die Neuerlassung der Geschäftsordnung des Landtags für Wien gemäß § 129 der Wiener Stadtverfassung. 


Die Berichterstatterin hiezu ist Frau amtsf StR Mag Renate Brauner. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.


Berichterstatterin amtsf StR Mag Renate Brauner: Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 


Ich bitte Sie, der Neuerlassung der Geschäftsordnung des Wiener Landtags zuzustimmen. 


Präsident Johann Römer: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr Abg Prochaska. Ich erteile es ihm.


Abg Johannes Prochaska (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Präsident! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 


Ich hoffe, Sie haben noch keine fixen Terminzusagen für diesen Abend abgegeben, weil es allein in meinen wohlwollenden und milden Händen liegt, Ihnen eine individuelle Abendgestaltung zu ermöglichen oder Sie gemeinsam zu einer kollektiven Abendlust zu verführen, etwa in der Hoffnung, dass man durch eine breit gefächerte Erläuterung der Segnungen der neuen Geschäftsordnung vielleicht die Einstimmigkeit erreichen könnte. Aber diejenigen, die mich kennen, wissen, dass ich mit dem Kollektivismus nichts am Hut habe, auch nicht bereit bin, einen Millimeter entgegenzukommen und ich auch an die Besserungsmöglichkeit der Freiheitlichen nicht glaube.


Ich beschränke mich darauf, wie gestern absprachegemäß einen Antrag betreffend Redezeit und Anordnung einzubringen, dass nämlich die Mitglieder der Landesregierung, also die nichtamtsführenden Stadträte, in der Aktuellen Stunde mitwirken dürfen. 


Ich ersuche Sie alle höflichst um Annahme. (Beifall bei der ÖVP.)


Präsident Johann Hatzl: Es ist niemand sonst zum Wort gemeldet, wie ich feststellen kann, was sehr überraschend ist, bei einem Thema wie der Geschäftsordnung, aber das Glück liegt offensichtlich darin, dass der Gemeinderat gestern schon eine Debatte darüber abgehalten hat. (GR Günter Kenesei: Vielleicht fällt mir noch etwas dazu ein!) 


Jetzt wäre es sowieso zu spät, wenn ich ein paar animieren würde, weil ich keine mehr entgegennehme (Allgemeine Heiterkeit.), noch dazu, wo ich die dankbaren Blicke aller weiblichen und männlichen Abgeordneten an den Kollegen Prochaska erkennen kann, der die extrem lang angekündigte Rede nur kurz mit der Einbringung eines Antrags verbunden hat, wofür ihm das Haus sicherlich sehr dankbar ist. 


Wir sind daher beim Schlusswort. Die Frau Stadträtin hat das Schlusswort.


Berichterstatterin amtsf StR Mag Renate Brauner: Herr Präsident! Meine Damen und Herren!


Ich schließe mich in ungewöhnlicher Eintracht der Meinung des Kollegen Prochaska zur kollektiven Abendgestaltung an und verzichte auf das Schlusswort. (Abg Johannes Prochaska: Das ist wirklich eine ungewöhnliche Eintracht!) 


Präsident Johann Hatzl: Auch erstaunlich. (Allgemeine Heiterkeit.)


Wir kommen daher zur Abstimmung. - Sie wollen es so haben. 


Es gibt einen Abänderungsantrag. Der Kollege Prochaska hat ihn nicht vorgelesen, aber darauf verwiesen, dass Sie ihn gestern schon so beschlossen haben und er textgleich ist. Ich lasse daher den Abänderungsantrag abstimmen. 


Wer für diesen Abänderungsantrag der Abgen Prochaska, Chorherr und Schuster ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig. Somit ist dieser Abänderungsantrag beschlossen.


Nun bitte ich jene Mitglieder des Landtags, die der Neuerlassung der Geschäftsordnung des Landtags für Wien in dieser geänderten Form zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist nicht mehr einstimmig beschlossen, da hat es ein paar Hand-zurück-Zuckungen gegeben, aber es ist mit den Stimmen von SPÖ, ÖVP und GRÜNEN so beschlossen worden. Daher hat der Landtag eine neue Geschäftsordnung.


Sie haben sich damit selbst eine kleine Aufgabe für den Sommer gegeben, sich nämlich damit vertraut zu machen. Das beruhigt mich als Präsident, weil nachdem ich mich gerade mit der neuen Funktion und der alten bestehenden Geschäftsordnung sehr vertraut machen musste und damit eine Menge Arbeit hatte, zwingen Sie mich jetzt, mich mit etwas ganz Neuem vertraut zu machen. Ich habe daher auch die Aufgabenstellung, mich jetzt wieder umzustellen. Es beruhigt mich aber, dass alle anderen das in diesem Zusammenhang auch haben.


Meine Damen und Herren! Wir sind daher fast am Schluss der heutigen Sitzung, weil die Tagesordnung erledigt ist.


Gestatten Sie mir ganz kurz noch ein paar Bemerkungen: Ich weiß, wenn man rein formal sagen würde, wir haben ein sehr umfangreiches Programm im Wiener Landtag in der ersten Hälfte dieses Jahres zu Stande gebracht, klingt das vielleicht etwas merkwürdig, wenn man weiß, dass es die 2. Landtagssitzung ist. Es ist aber die 2. Landtagssitzung in dieser neuen Funktionsperiode. In der Tat haben die Damen und Herren Abgeordneten sehr wohl eine ganze Menge Aufgaben vom 1. Jänner bis jetzt gehabt, sei es in Form von Ausschusssitzungen, in Form von Plenarsitzungen, aber selbstverständlich auch in der nicht unbedeutenden Anstrengung im Zuge der Wahlbewegung und der Wahlwerbung. Es ist trotz allem in dieser Zeit die Arbeit für die Wienerinnen und Wiener weitergegangen. Das war nicht nur eine Aufgabe - damit das korrekt ist - für die Damen und Herren Abgeordneten bei den Mandataren, sondern selbstverständlich auch für die Damen und Herren Regierungsmitglieder.


Ich möchte daher - ich glaube, auch in Ihrem Sinne - den Beamtinnen und Beamten, also den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, der Stadt und des Landes Wien recht herzlich für die Leistungen in der ersten Hälfte dieses Jahres danken. Es waren gute Leistungen, die - auch wenn man vielleicht unterschiedlicher Auffassung über die Gesetzeswerdungen und über die Beschlussfassungen ist - im besten Sinne entweder vorbereitet waren oder zur Ausführung gelangten.


Ich möchte aber heute durchaus auch den Wienerinnen und Wienern für dieses erste Halbjahr danken, für Anregungen, für Ideen und - ich sage es ganz bewusst dazu - auch für die Steuern, die hier geleistet werden, denn die sind eine Grundvoraussetzung dafür, dass Gesetze, die im Landtag beschlossen und im Gemeinderat dann durch entsprechende Beschlüsse umgesetzt werden, überhaupt möglich sind, auch wenn vielleicht der eine oder andere nicht immer eine Freude damit hat, aber es ist auch ein sozialer Ausgleich und ein Interessenausgleich einer Gemeinschaft.


Ich möchte Ihnen als Abgeordnete und als Regierungsmitglieder herzlich für die Arbeit, für die Debatte, für den Inhalt, gelegentlich auch für die Aufregung und ein bisschen für die Würze danken. Ich bin trotzdem der Auffassung, wir haben, bei aller gewünschten politischen Auseinandersetzung und bei aller ge-��wünschten vertretbaren Schärfe, alle gemeinsam aufzupassen, dass die Grenzen der Schärfe nicht überschritten werden. Weil es natürlich von Zeit zu Zeit passieren kann, wenn die Hektik der Politik steigt, ist es manchmal auch angenehm, wenn es eine kleine Unterbrechung gibt, aber nur in der Form von Plenarsitzungen, weil die Ausschusssitzungen, die Arbeiten innerhalb der Tätigkeiten der Gemeinde und des Landes, politisch weitergehen, auch wenn es in der Öffentlichkeit optisch nicht so bemerkt wird, weil es keine Landtags- oder Gemeinderatssitzung in den nächsten zweieinhalb Monaten gibt. 


Manche von Ihnen werden auf Urlaub fahren. Denen sei ein ordentlicher, erholsamer Urlaub vergönnt. Denjenigen, die nicht wegfahren, wünsche ich angenehme Stunden in der Stadt, die so viel für die Menschen, auch am Freizeitsektor, zu bieten hat. Tanken Sie Kraft für den Herbst, Sie werden sie brauchen! Der Arbeitsstoff unserer Körperschaften wird uns nicht ausgehen und so soll es auch sein. In diesem Sinne einen schönen Urlaub!


In diesem Sinne ist auch die heutige Sitzung und die Session der ersten Hälfte des Jahres beendet. Die Sitzung ist geschlossen. (Allgemeiner Beifall.)


(Schluss um 17.12 Uhr.)
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